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Eigentlich sind Souvenirs
doch out. Das gilt für den
Kitsch wie für die sog. nützli-
chen Mitbringsel. Der Bür-
germeister sieht dies jedoch
etwas anders: Er betrachtet
das Sehen, Aussuchen, Kau-
fen und Mitbringen als einen
durchaus intimen Vorgang.
Die Erinnerung festhalten -
das will der Souvenirkäufer. 
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Es war wieder „Das beste aller Feste“ mit dem größten Ausstellungspark Ostbayerns. Über 400.000
Besucher kamen trotz Wolken und Regen zum Karpfhamer Fest und in die Rottal-Schau. Karpf-
ham ist bei jedem Wetter Kult – für Landwirte, für Familien, und für alle von diesseits und jenseits
der bayerisch-oberösterreichischen Grenze, die sich informieren und vergnügen wollen (vgl. S. 20). 

Seehofer: „Gleiche Chancen und gleichwertige Lebensbedingungen“

Neue Heimatstrategie
für Bayern

Behördenverlagerungen, Erweiterung des Raumes mit 
besonderem Handlungsbedarf, Neustrukturierung des FAG und

Breitbandausbau bringen weitere Entwicklungsperspektiven 
Mit der neuen Heimatstrategie für Bayern hat der Minis-
terrat bei seiner ersten Sitzung in einem Dienstsitz eines
Ministeriums außerhalb Münchens, im Heimatministeri-
um in Nürnberg, die Weichen für eine starke Zukunft in
Stadt und Land gestellt. Ministerpräsident Horst Seeho-
fer: „Gleiche Chancen und gleichwertige Lebensbedin-
gungen überall in Bayern sind Verfassungsauftrag.

Mit der beschlossenen Heimat-
strategie erfüllen wir das Verspre-
chen in meiner Regierungser-
klärung, dieses Ziel zu einem
Schwerpunkt des Regierungs-
handelns zu machen. Wir gestal-
ten Zukunft statt Vergangenheit
zu verwalten!“ Der Ministerprä-
sident verwies darauf, dass Bay-
ern hier im nationalen Vergleich
auf höchstem Niveau ansetzen
könne. „Ganz Bayern ist wirt-
schafts-, finanz- und strukturpo-
litisch stark. Kein Landesteil
Bayerns muss den Vergleich mit
irgendeiner Region in Deutsch-
land scheuen. Innerhalb Bayerns
sind wir ebenfalls auf dem bes-
ten Weg: Nirgendwo sonst in
Deutschland ist die Spreizung
bei den Arbeitsmarktzahlen so
gering wie im Freistaat. In den

letzten zehn Jahren hat sich der
Abstand bei der Arbeitslosigkeit
zwischen den bayerischen Bezir-
ken um fast zwei Drittel auf nur
noch 1,6 Prozentpunkte verrin-
gert. Das bedeutet: Chancen für
alle – diesen erfolgreichen Weg
wollen wir gemeinsam weiterge-
hen. Wir wollen, dass sich alle
Landesteile, alle Regionen Bay-
erns weiterhin gut entwickeln.“,
so der Ministerpräsident. 

Nordbayern-Initiative

Als einen Schritt hierzu hat der
Ministerrat die Nordbayern-In-
itiative beschlossen.       Sie ist
ein umfassendes              und
langfristig an                        ange-
legtes
Maßnah-

menpaket zur Stärkung ganz
Nordbayerns. 

Vorbild für Berlin

Ziel der Maßnahmen ist es, die
Herausforderungen des wirt-
schaftlichen und demografi-
schen Wandels optimal zu be-
wältigen. Der Ministerpräsident:
„Der Nordbayern-Initiative wer-
den Maßnahmenpakete auch in
anderen Räumen mit strukturpo-
litischem Handlungsbedarf fol-
gen. Wir wollen überall dort, wo
es notwendig ist, durch gezielte
Maßnahmen die Entwicklungs-
potenziale stärken und die Zu-
kunft aktiv gestalten. Die Hei-
matstrategie ist damit nicht nur
Struktur-, sondern auch Innova-
tionspolitik.“ 

Ministerpräsident Seehofer
betonte, dass die bayerische Hei-
matstrategie Vorbild auch für das
Handeln der Berliner Regie-
rungskoalition sein müsse: „Wir
müssen uns auch in der Bundes-
politik frühzeitig den Zukunfts-
herausforderungen stellen. Prä-

Finanzminister Dr. Markus Söder:

Breitband - mehr als 1.000
Kommunen im Verfahren
Über 50 % aller Kommunen nehmen am Milliarden-
programm teil / Mehr als 800 Mio. Euro Fördermittel

„Das bayerische Breitbandkonzept ist ein voller Erfolg.
Schon mehr als 1.000 Kommunen beteiligen sich an unserem
Förderprogramm“, stellte Finanzminister Dr. Markus Söder
fest. Die neue, durch das Finanzministerium grundlegend
überarbeitete, Förderrichtlinie wurde im Juli durch die EU-
Kommission vollständig genehmigt, alle politischen Forde-
rungen Bayerns wurden erfüllt. 

„Das grüne Licht der EU hat nochmal zusätzlichen Schwung
in den Breitbandausbau gebracht. Wir haben jetzt 1035 Gemein-
den im Verfahren – das mehr als die Hälfte aller bayerischen
Kommunen“, unterstrich Söder. „Wenn alle 1035 Kommunen ih-
re Fördermittel voll ausschöpfen sind das rund 776 Millionen
Euro. Bei interkommunaler Zusammenarbeit sogar über 800
Millionen Euro“, so der Minister weiter. 

Die Bayerische Staatsregierung fördert den Ausbau von
schnellem Internet mit 1,5 Milliarden Euro bis 2018. „Unser
Breitbandprogramm ist eines der größten kommunalen Förder-
programme der letzten Jahrzehnte“, sagte Söder. Bislang konn-
ten bereits 67 Förderbescheide übergeben werden. Die Summe
der Förderbeträge beläuft sich auf knapp 17 Millionen Euro. „53
weitere Kommunen haben das Auswahlverfahren bereits abge-
schlossen - bald können wir wieder eine große Anzahl an För-
derbescheiden übergeben“, kündigte Söder an.

Das bayerische Breitbandkonzept basiert auf dem Dreiklang:
Verfahren vereinfachen Förderung erhöhen und Beratung ver-
bessern. Mit der Genehmigung durch die EU-Kommission be-
stehen für die Gemeinden nun deutlich bessere Förderkonditio-
nen. Bei interkommunaler Zusammenarbeit erhöht sich der indi-
viduelle Förderhöchstbetrag um 50.000 Euro. Einzelne Kommu-
nen können so bis zu einer Million Euro Förderung erhalten. Von
den neuen Fördersummen profitiert insbesondere der ländliche
Raum. „Rund 90% aller Kommunen im Verfahren kommen aus
ländlichen Regionen. So auch die 1000. Gemeinde im Verfahren:
Egglham aus dem Landkreis Rottal-Inn in Niederbayern“, gab
Söder bekannt. 

GZ lädt zum Breitband-Forum
Am 6. November 2014 lädt die Bayerische GemeindeZeitung

zum 2. Bayerischen Breitbandforum in die Loisachhalle nach
Wolfratshausen ein. Ziel ist es, den Besuchern aus Kommunen
und Behörden Lösungsmöglichkeiten und Handlungsspielräume
für die optimale Internetanbindung aufzuzeigen und Kontakte zu
Dienstleistern und Netzbetreibern herzustellen.

Hochkarätige Referenten erläutern die Problemstellung und
technische Umsetzungsbeispiele sowie juristische Fachfragen;
ebenso erörtert werden Finanzierungsmöglichkeiten des Breit-
bandausbaus in Bayerns Städten und Gemeinden. 

Für Besucher aus Kommunalpolitik, kommunalen Verwaltun-
gen, kommunalen Spitzenverbänden, kommunalpolitischen Ver-
bänden, Behörden und Ministerien ist die Teilnahme am Breit-
bandforum kostenfrei.  
Mehr Infos unter: www.bayerisches-breitbandforum.de

Vormerken!

6. Nov. 
2014

vention, nicht Reaktion muss die
Richtschnur für unser Handeln
sein. Die Zukunftsthemen Bil-
dung, Forschung, Infrastruktur
und Innovation gehören fortlau-
fend auf die politische Agenda.“
Seehofer werde diesbezüglich
bald mit Bundeskanzlerin Mer-
kel und Bundeswirtschaftsmini-
ster Gabriel sprechen und die
bayerische Heimatstrategie hier
als beispielhaft vorstellen.

Weichenstellung für eine
erfolgreiche Strukturpolitik

Finanz- und Heimatminister
Dr. Markus Söder erläuterte die
Eckpunkte der Heimatstrategie
und der Nordbayerninitiative:
„Wir stellen jetzt die Weichen
für eine erfolgreiche Strukturpo-
litik in Bayern. Fast 600 Millio-
nen Euro sollen in der Nordbay-
ern-Initiative für Wissenschaft,
Wirtschaft und Kultur bis 2018
nach Franken und in die Ober-
pfalz fließen.“ 

Höhere Förderung 
für sechs Landkreise

Über eine Erweiterung des
Raumes mit besonderem Hand-
lungsbedarf erhalten sechs Land-
kreise mit der kreisfreien Stadt
Ansbach und 57 Gemeinden Zu-
gang zu einer höheren Förderung
staatlicher Förderprogramme.
Gleichzeitig werde der Breit-
bandausbau mit 1,5 Milliarden
Euro massiv gefördert. Insbe-
sondere strukturschwache baye-
rische Kommunen erhalten über
veränderte Stellschrauben im

(Fortsetzung auf Seite 4)

1. Bayerischer Kämmerertag in Nürnberg:

Erfahrungsaustausch 
der Finanzentscheider
Auch wenn die bayerischen Kommunen insgesamt finanziell
vergleichsweise gut dastehen, stellt sich die Situation der einzel-
nen Landkreis, Städte und Gemeinden differenzierter dar. Dazu
kommen die nicht zu unterschätzenden Herausforderungen der
kommenden Jahre: Es gilt, die Energiewende nicht nur bei
Neubauten, sondern auch im Bestand voranzutreiben, Krippen
und Kitas zu bauen und zu betreiben, die Inklusionsanforde-
rungen umzusetzen, für bezahlbaren Wohnraum zu sorgen, ein
möglichst flächendeckendes ÖPNV-Netz zu finanzieren und ein
attraktives Kultur- und Sportangebot zu schaffen.

Der 1. Bayerische Kämmerer-
tag in Nürnberg bot hier das Podi-
um, gemeinsam mit Bürgermei-

stern und Kämmerern anderer
Gebietskörperschaften kreative
Lösungen für die derzeit dring-

lichsten Probleme zu suchen. 
Budgetüberschreitungen sind

bei kommunalen Bauprojekten
üblich, oft wird zudem am Be-
darf vorbei gebaut. 

Positiv-Beispiel 
Stadt Weiden

Dass es auch anders geht, zeigt
der Ansatz zur Generalsanierung
einer Realschule in der Stadt Wei-
den: Der Bedarf wurde detailliert
ermittelt und Beschaffungsvari-
anten durchgespielt. Das Unter-
suchungsergebnis war überra-
schend, wie Cornelia Taubmann,
Stadtkämmerin in Weiden in der
Oberpfalz, deutlich machte. 

So habe sich die Realisierung
eines Neubaus als bedeutend
wirtschaftlicher dargestellt als ir-
gendeine Form der Sanierung.
Eine Generalsanierung stellte
sich nach Abwägung aller unter-
suchten Rahmenbedingungen als
unwirtschaftlich dar. Gründe
hierfür seien zu große, nicht för-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Peter Maurer
63834 Sulzbach a. Main

am 21.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Ruber

94348 Atting
am 13.9.

Bürgermeister Walter Bauer
94535 Eging am See

am 16.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Betzinger

94527 Aholming
am 21.9.

Bürgermeister Perry Gumann
91245 Simmelsdorf

am 24.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Pössinger

82488 Ettal
am 14.9.

Bürgermeister Josef Loy
86922 Eresing

am 14.9.

Bürgermeister 
Gerhard Aulenbach
63860 Rothenbuch

am 15.9.

Bürgermeister Franz Winter
91602 Dürrwangen

am 17.9.

Bürgermeister 
Albert Hadersbeck
86972 Altenstadt

am 20.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Steigende Zahl von Asylbewerbern 
und minderjährigen Flüchtlingen

Bayerischer Städtetag: Kommunen brauchen mehr Unterstützung vom Freistaat

Die Zuwanderung von Asylbewerbern ist weiter gestiegen und
soll 2014 mit 30.000 Neuzugängen einen neuen Höhepunkt er-
reichen. Gleiches gilt für die unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge, die im Bereich der Jugendhilfe untergebracht wer-
den: In den letzten Jahren kamen ca. 600 minderjährige Flücht-
linge; für 2014 werden 1.500 bis 2.000 alleine reisende Minder-
jährige erwartet. Außerdem nimmt Deutschland aus huma-
nitären Gründen zum Beispiel Flüchtlinge aus Syrien auf. 

In einem Spitzengespräch En-
de Juli hat der Bayerische Städ-
tetag Sozialministerin Müller
darauf hingewiesen, dass die Ge-
währung von Asyl zunächst kei-
ne Aufgabe der örtlichen Ge-

meinschaft ist und sich der Frei-
staat stärker engagieren müsse.
Dies beginnt beim Ausbau der
Erstaufnahmeeinrichtungen und
Gemeinschaftsunterkünfte für
Asylsuchende, der bedarfsdeck-

enden Kostenerstattung bei Un-
terbringung und Versorgung von
Asylsuchenden durch Kommu-
nen, Unterbringung der Kinder
in Kitas, die Förderung der Asyl-
sozialberatung durch Wohl-
fahrtsverbände und durch eine
angemessene Personal- und Fi-
nanzausstattung bei Gesund-
heitsämtern, Regierungen und
zentralen Rückführungsstellen.
Denn nur wenn die Aufnahme
Asylsuchender, ihre Unterbringung
und Versorgung, die schnelle
Abwicklung der Asylverfahren,
die Integration anerkannter
Flüchtlinge und die Abschie-
bung abgelehnter Asylbewerber
vorankommt, kann die steigende
Zahl von Asylsuchenden weiter
ordentlich bewältigt werden. 

300 neue Stellen beim 
Bundesamt für Migration

Letztlich ist die Dauer des
Asylverfahrens entscheidend
dafür, ob und wieviel zusätzliche
Unterkünfte und Finanzmittel
benötigt werden. Zumindest
konnte erreicht werden, dass
beim Bundesamt für Migration
300 zusätzliche Stellen für Ent-
scheider in Asylverfahren ge-
schaffen werden. Jedoch muss
jetzt das Land die Personalkapa-
zitäten bei zentralen Rück-
führungsstellen schaffen. 

Jugendliche müssen in 
Obhut genommen werden

Nach der UN-Kinderrechts-
konvention und dem Kinder-
und Jugendhilferecht sind unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlin-
ge in Obhut zu nehmen und in
geeigneten Jugendhilfeeinrich-
tungen unterzubringen. In einem
Kraftakt haben die Kommunen
2013 und 2014 mit den Wohl-
fahrtsverbänden 1.200 zusätzli-
che Plätze geschaffen. Da 2014
bereits 1.500 zusätzliche junge
Flüchtlinge erwartet werden,
müssen sie die Ausbauleistung
weiter steigern. Der Freistaat
wurde aufgefordert, die Kosten-
erstattung für die kommunale Ju-
gendhilfe zu verbessern: Zu-
nächst muss das Kostenerstat-
tungsverfahren vereinfacht wer-
den und die Bezirke, die in Bay-
ern diese Kosten mit kommuna-
lem Geld finanzieren, müssen
entlastet werden. Es kann nicht
Aufgabe der Kommunen sein,
dem Staat Flüchtlingswanderun-
gen abzunehmen. Gleiches gilt
für die bisher bei den Jugendäm-
tern verbleibenden Kosten für
Verwaltung, Vormundschaften
und Sozialdienst. 

Zuwanderung aus der EU:

Gesetz gegen Sozialmissbrauch
Die Bundesregierung will Freizügigkeit stützen und möglichen
Missbrauch von Sozialleistungen durch EU-Zuwanderer verhin-
dern. Einige Städte sollen per Soforthilfe finanziell unterstützt
werden. Damit reagiert die Regierung auf den Abschlussbericht
eines Staatssekretärsausschusses.

In acht Monaten hat der Staats-
sekretärsausschuss Fakten zu-
sammengetragen, umfassend die
Rechtslage analysiert und wirksa-
me Vorschläge gemacht. Bun-
desinnenminister Thomas de Mai-
zière umriss anlässlich der Vor-
stellung des Berichtes den Auf-
trag: „Der Ausschuss hatte drei
Aufträge: Erstens: Er sollte einen
Beitrag zur Versachlichung der
Debatte leisten. Zweitens: Er soll-
te Vorschläge für die Entlastung
der Kommunen machen und drit-
tens: Er sollte Maßnahmen zur
Unterbindung von Missbrauch
sozialer Leistungen vorschlagen.“

Freizügigkeit ist 
in Europa hohes Gut

Für die Bundesregierung steht
fest: Sie steht zur Freizügigkeit in
Europa. Sie ist eine der tragenden
Säulen der europäischen Integra-
tion. Innerhalb der EU seinen
Aufenthalt frei wählen und ar-
beiten zu können, ist einer der
sichtbarsten Vorzüge Europas.
Deutschland profitiert davon.
„Der weit überwiegende Teil der
Zuwanderer kommt zu uns, um
hier gute Chancen wahrzuneh-
men, Arbeit zu finden oder ein
Studium aufzunehmen“, so de
Maizière.

Probleme vor Ort

Doch in einigen Städten und
Gemeinden kommt es zu unhalt-
baren Wohnverhältnissen, aus-
beuterischer Beschäftigung, Kin-
dern, die nicht zur Schule gehen
oder Problemen bei der Gesund-
heitsversorgung. Bundessozial-
ministerium Andrea Nahles sagt
dazu: „Jeder Missbrauch des Sys-
tems untergräbt die Legitimität
der sozialen Sicherung.“

Der Staatssekretärsausschuss
hat Wege geprüft, um den Kom-
munen zu helfen und schlägt zu-
sätzliche finanzielle Entlastungen
vor. Damit Sozialleistungen des
deutschen Staates nicht miss-
braucht werden, empfiehlt der
Ausschuss:

Die unberechtigte Inanspruch-
nahme eines Aufenthaltsrechts
auf der Grundlage von EU-Recht
wirkungsvoll zu unterbinden;

Doppelzahlungen beim Bezug
von Kindergeld rascher aufzu-
decken und effektiv zu vermei-
den;

Schwarzarbeit und Schein-
selbständigkeit entschieden zu
bekämpfen.

Sowohl die Entlastung der
Kommunen als auch die Miss-
brauchsbekämpfung erfordern
einige Gesetzesanpassungen.
Deshalb hat das Kabinett im
gleichen Zuge einen Gesetzent-
wurf zur Änderung des Freizü-

gigkeitsgesetzes/EU beschlossen.

Entlastung der Kommunen

Zusätzlich zu den bereits im
Zwischenbericht – am 26. März
2014 – beschlossenen Hilfen für
die besonders betroffenen Kom-
munen in einer Gesamthöhe von
über 200 Millionen. Euro sollen
sie noch für 2014 Hilfen erhalten.
Aus diesem Grund wird die Bun-
desbeteiligung an den Kosten für
Unterkunft und Heizung um 25
Millionen Euro erhöht.

Das heißt, der auf die Länder
aufzuteilende Satz für „Kosten
der Unterkunft und Heizung“ im
Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB
II) wird um 0,18 Prozentpunkte
angehoben. Das Bundesarbeits-
ministerium wird ermächtigt,

spezifische Werte für die Bundes-
länder festzulegen, da Kommu-
nen unterschiedlich mit Zuwan-
derung zu tun haben. Die Bun-
desländer teilen das Geld auf ihre
Kommunen auf. Im Zuge der Re-
form des Asylbewerberleistungs-
gesetzes (ebenfalls im Kabinett
beschlossen) sollen die Kommu-
nen auch in den Folgejahren wei-
ter entlastet werden.

Bundesministerin Nahles er-
klärte, dass auch aus EU-Pro-
grammen wie EFRE, ESF und
EHAPMittel fließen sollen. Doch
da das Antragsverfahren hier län-
ger dauere bis die Mittel zur Ver-
fügung stünden, sei es dem Bund
wichtig gewesen, noch 2014 zu
helfen.

Die Impfstoffkosten für Kinder
und Jugendliche aus EU-Mit-
gliedsstaaten mit unklarem Versi-
chertenstatus übernimmt die Ge-
setzliche Krankenversicherung
(Änderung im SGB V). Dadurch
werden die Kommunen um jähr-

LeichterAnstieg der Fallzahlen 
in bayerischen Krankenhäusern

Durchschnittliche Verweildauer 2012 erneut gesunken

Im Jahr 2012 wurden in den bayerischen Krankenhäusern
2,86 Millionen Patienten vollstationär behandelt, 44 715 oder
1,6 Prozent mehr als im Vorjahr. Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik weiter mitteilt, standen 75 944 Betten zur
Verfügung. Die durchschnittlich in einem Krankenhaus ver-
brachte Zeit sank 2012 leicht von 7,5 Tage auf 7,4 Tage. 

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik und Datenverarbei-
tung mitteilt, betrug die Zahl der vollstationär behandelten Patien-
ten (Fallzahl) im Jahr 2012 rund 2,86 Millionen und stieg damit im
Vergleich zum Vorjahr um 44 715 Personen (+1,6 Prozent). Paral-
lel dazu nahm die Zahl der insgesamt angefallenen Behandlungs-
tage um 6 383 zu, auf 21,22 Millionen, was mit 0,03 Prozent in
etwa dem Stand des Vorjahres entspricht. Der durchschnittliche
Krankenhausaufenthalt verkürzte sich leicht von 7,5 Tage auf 7,4
Tage. Die Auslastung der aufgestellten Betten verringerte sich ge-
genüber dem Vorjahr von 76,7 auf 76,4 Prozent. 

Im Jahr 2012 standen in den 369 bayerischen Krankenhäusern
75 944 Betten für die stationäre Versorgung zur Verfügung, das
sind 117 mehr als im Vorjahr. 

Seit 1991 stieg die Zahl der behandelten Patienten von fast 2,2
Millionen auf etwas mehr als 2,8 Millionen; die Zahl der Bele-
gungstage sank im gleichen Zeitraum jedoch um 21,9 Prozent von
27,2 Millionen auf 21,2 Millionen. Gleichzeitig verkürzte sich die
durchschnittliche Verweildauer von 12,5 Tage auf 7,5 Tage.

lich rund 10 Millionen Euro ent-
lastet. So erhalten mehr Kinder
einen Impfschutz.

Gegen Missbrauch 
sozialer Leistungen

Bei Rechtsmissbrauch oder
Betrug können gegen Zuwan-
dernde befristete Wiedereinreise-
sperren verhängt werden. Das
Aufenthaltsrecht zur Arbeitssu-
che wird befristet. Wer sich Auf-
enthaltskarten erschleicht, macht
sich strafbar.

Das Einkommensteuergesetz
sieht künftig eine Pflicht zur An-
gabe der Steuer-ID im Kinder-
geldantrag vor. Doppelzahlungen
werden so unterbunden.

Im Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz wird die Zusammen-
arbeit mit der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit verbessert. De
Maizière sagte: „Wir müssen
auch diejenigen in den Blick neh-
men, die die Lage der Zuwande-
rer ausnutzen.“ Das seien bei-
spielsweise Vermieter, die Zu-
wanderer auf Luftmatratzen in
faktisch nicht bewohnbaren Häu-
sern unterbrächten.

Kein Raum für
antisemitische Äußerungen

Dr. Florian Herrmann nach Gespräch mit israelischem General-
konsul: Konsequentes Vorgehen gegen religiöse Hassprediger

„Religiöse Hassbotschaften radikaler Fanatiker haben keinen
Platz in Bayern und Deutschland“, bekräftigte Dr. Florian Herr-
mann, Vorsitzender des Ausschusses für Kommunale Fragen, In-
nere Sicherheit und Sport, nach einem Gespräch mit Dr. Dan Sha-
ham, dem israelischen Generalkonsul in München. Shaham hatte
mit einem Schreiben über die derzeitige Lage in Gaza informiert.
Daraufhin hatte der CSU-Politiker die Gelegenheit zu einem Ge-
dankenaustausch genutzt.

„Sowohl der Staat Israel als
auch der Westen haben den glei-
chen Gegner: religiös motivierte,
radikal-islamische Gruppen“, fas-
ste Herrmann das freundliche und
vertrauensvolle Gespräch zusam-
men. „Egal ob die Hamas im Ga-
za-Konflikt, Al Kaida in Afghani-
stan oder Islamischer Staat im
Irak: Deren Ziele – nicht zuletzt
die Auslöschung des Staates Isra-
el - sind in keiner Weise mit unse-
ren demokratischen Werten und
Vorstellungen von Menschen-
rechten vereinbar.“

Aus innenpolitischer Sicht
sieht der Ausschussvorsitzende
drei wichtige Ansatzpunkte:
„Zum einen müssen wir verhin-
dern, dass sich Menschen in
Deutschland radikalisieren und
sogar in Krisengebiete reisen, um
dort aktiv mitzukämpfen. Zum
anderen darf Deutschland kein
Rückzugsgebiet für Terrorzellen
werden. Darüber hinaus müssen
wir weiterhin auf Basis unseres
Verständnisses von Meinungs-
freiheit und Demonstrationsfrei-
heit konsequent gegen jede Art
von antisemitischen Zungen-
schlägen bei Äußerungen von ge-
sellschaftlichen und politischen
Gruppierungen vorgehen.“

Aufgeklärtes 
Demokratieverständnis

„Das Gespräch mit dem Gene-
ralkonsul hat mein Verständnis
für die israelischen Sicherheitsan-
liegen in der öffentlichen Debatte
weiter gestärkt“, so Herrmann
weiter. „Auch wenn sich der
Konflikt viele Kilometer von uns
entfernt abspielt, können wir in
Bayern mit einem aufgeklärten
Demokratieverständnis, aber
auch mit entschiedenem Handeln
von Sicherheitsbehörden und
Verfassungsschutz aktiv dazu bei-
tragen, den Nährboden für radika-
le Hassprediger und militante
Sympathisanten ebenso wie anti-
semitisch motivierte Vereinfacher
aller Art so gering wie möglich zu
halten.“

Kommunen 
brauchen Entlastung

Die Kommunen müssen hier
entlastet werden und der Frei-
staat muss sich künftig auch mit
eigenen Einrichtungen um die
Inobhutnahme der aufgegriffe-
nen minderjährigen Flüchtlinge
kümmern. Bei einer so gewalti-
gen Aufgabe kann es nicht 96
bayerischen Jugendämtern über-
lassen werden, rund um die Uhr
erreichbar zu sein und Speziali-
sten etwa für Altersfeststellun-
gen vorzuhalten. Der Städtetag
setzt sich bei den Ministerien für
eine umfassende Unterstützung
der Kommunen ein: Neben dem
Sozialministerium ist das Innen-
ministerium (Ausländerrecht,
Rückführungen) beteiligt, das
Kultusministerium (Beschulung
und spezielle Übergangsklassen)
und nicht zuletzt das Finanzmi-
nisterium, das hier zusätzliche
Mittel bewilligen muss. IBdBSt

Konkrete Maßnahmen
gefordert

Untragbare Situation in der Zentralen Aufnahmeeinrichtung
für Asylbewerber in Zirndorf (ZAE) 

Die Lebensumstände der Flüchtlinge in der ZAE werden immer
dramatischer, da der Zustrom an ankommenden Menschen nicht
abreißt und die zweite Aufnahmeeinrichtung in München ge-
schlossen hat. Die Einrichtung, die für 650 Personen ausgelegt ist,
beherbergt aktuell 1.800 Erwachsene und Kinder. Ein Teil von ih-
nen wird im Augenblick notdürftig in Zelten untergebracht. 

Inzwischen sind in der ZAE
in Zirndorf weitere 600 Men-
schen angekommen. Damit ist
der Punkt erreicht, an dem das
Landratsamt Fürth als örtliche
Sicherheitsbehörde zur Wah-
rung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung zusätzliche Unter-
bringungsmöglichkeiten zur Ver-
fügung stellen muss. 

Von der Regierung in Mittel-
franken wurden hierfür 250 Plät-
ze zur Notunterbringung ange-
fordert. Die Unterbringung er-
folgt am Bauhhofgelände des
Landkreises, teilweise in Gebäu-
den und teilweise im Zelt. Bei ei-
ner weiteren Verschlechterung
der Lage kann es zu weiteren
Anforderungen der Regierung
kommen. 

Landkreis Fürth 
fühlt sich allein gelassen

„Ein unhaltbarer Zustand“, so
Landrat Matthias Dießl: „ Die
Flüchtlingspolitik der Staatsre-
gierung ist für mich nicht mehr
nachvollziehbar. Mittelfranken
und wir vor Ort werden mit die-
ser Notsituation vom Freistaat
Bayern derzeit allein gelassen.
Die betrauten Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter an den verschie-
densten Stellen arbeiten weit
über ihren Kapazitätsgrenzen.
Ich fordere von der Staatsregie-
rung umgehend konkrete Maß-
nahmen, um dieser angespann-
ten Situation entgegen zu wir-
ken. Die Menschen stehen hier
vor Ort und müssen unterge-
bracht werden. Planungskonzep-
te für 2015 helfen im Augenblick
nicht weiter. Der Freistaat muss
sofort handeln. In einem Land
wie Bayern muss es möglich
sein, Flüchtlingen eine men-
schenwürdige Unterkunft zu ge-
ben. Ich erwarte konkrete Sofort-
maßnahmen, wie zum Beispiel
die Nutzung leerstehender Ka-
sernen zur vorübergehenden Un-
terbringung.“

Müller zu Betreuungsplätzen:

„Bayern ist auf
der Zielgeraden“ 
Anlässlich der vom Bayeri-

schen Landesamt für Statistik und
Datenverarbeitung veröffentlich-
ten Zahl zu Kindern unter 3 Jah-
ren in der Kindertagesbetreuung
stellte Bayerns Familienministe-
rin Emilia Müller klar: „Die
bayerischen Kommunen stellen
bereits rund 110.000 Betreuungs-
plätze für Kinder unter drei Jah-
ren zur Verfügung, zu Beginn
2008 waren es noch 44.415 Plät-
ze. Damit gibt es Plätze für über
die Hälfte der ein- und zweijähri-
gen Kinder, für die der Rechtsan-
spruch gilt. Dies entspricht einer
Quote von 52 Prozent der Kinder
von 1 bis unter 3 Jahren bezie-
hungsweise 35 Prozent der Kin-
der von 0 bis 3 Jahren. Entschei-
dend ist aber ob genügend Plätze
vorhanden sind. Bayern steht hier
hervorragend da: Nahezu alle
Kommunen bieten ein bedarfsge-
rechtes Angebot für die 1- bis un-
ter 3-Jährigen an.“

In Bayern beginnt das Krippen-
jahr im September, so dass bis
zum 1. März bereits sechs Mona-
te vergangen sind, in dem Kinder
ihren dritten Geburtstag feiern
und somit aus der Statistik der
„Kinder unter drei Jahren“ fallen,
obwohl sie noch einen Krippen-
platz belegen.
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

passend zur Sommerpause
und Urlaubszeit haben wir
gute Nachrichten aus dem Be-
reich des Tourismus erfahren.
Bayern ist als Urlaubsland so
beliebt wie noch nie. In den
letzten zehn Jahren sind die
Übernachtungszahlen fast je-
des Jahr kontinuierlich gestie-
gen. Laut Landesamt für Stati-
stik steuert der Freistaat im
Jahr 2014 auf einen Über-
nachtungsrekord zu. Bis Mai,
also ohne die starken Sommermonate, wurden
bereits 29,5 Mio. Übernachtungen gezählt.

Als Kommunalpolitische Vereinigung stimmt
uns dies äußerst positiv, denn der Tourismus
verkörpert für unsere Kommunen einen enorm

wichtigen Standort- und Wirtschaftsfaktor.
Kaum eine Branche ist so arbeitsplatzintensiv
und verspricht derart positive Auswirkungen in
andere Wirtschaftsbereiche hinein. Ungebro-
chen bleibt dabei die Anziehungskraft der
großen Städte mit ihrem pulsierenden Leben.
Doch gerade auch der Tourismus auf dem Land
verspricht vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels nachhaltig Chancen und Zu-
kunftsperspektiven.

Hier kann eine gebündelte touristische Ver-
marktung einer ländlichen Region durch meh-
rere Kommunen die Schlagkraft im Wettbewerb

um die Gäste deutlich er-
höhen. Der gemeinsame Be-
trieb von Tourismus-, Kultur-
und Freizeiteinrichtungen senkt
zudem die Investitions- und
Betriebskosten.

Warum liegt Bayern insge-
samt als Tourismusregion vor-
ne? Die Gäste loben das gute
Preis-Leistungsverhältnis, die
wunderschöne Landschaft mit
Bergen, Seen, Wäldern und
Wiesen sowie die gepflegten
Unterkünfte. Vom Aktivurlaub
mit sportlichen Herausforde-
rungen, über Entspannung,

Wellness und traditioneller Kultur, bis hin zu ku-
linarischen Genüssen – Bayerns kleine und
große Kommunen haben für Jung und Alt etwas
zu bieten.

All diese Gründe sprechen durchaus auch
dafür, den eigenen Urlaub beim nächsten Mal
nicht in der Ferne, sondern in heimatlichen Ge-
filden zu genießen und dort auf Entdeckungsrei-
se zu gehen. Erholsame und erlebnisreiche Fe-
rien quasi vor der eigenen Haustür – das ist
längst mehr als eine Alternative. Die bayeri-
schen Kommunen können in allen Punkten mit
den Angeboten der ausländischen Urlaubsre-
gionen mithalten. Zusätzlich sorgt eine kurze
und dadurch günstige Anreise von Anfang an
für Entspannung, schont den Geldbeutel sowie
die Umwelt.

So können wir uns im Sinne unserer heimi-
schen Kommunen vor der nächsten Urlaubpla-
nung getrost wie einst Goethe die Frage stellen:
„Warum in die Ferne schweifen, wenn das Gute
liegt so nah?“

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV

KolumneGZ Stefan Rößle

Zukunftsperspektive
Tourismus 

DStGB-Positionen zur Flüchtlingspolitik: 

Kommunen nicht überfordern!
Die Krisen in der Welt, insbesondere im Nahen und Mittleren
Osten, führen zu immer größeren Flüchtlingsströmen. Die deut-
schen Städte und Gemeinden bekennen sich zu ihrer humanitären
Verpflichtung, Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber aufzu-
nehmen und ihnen zu helfen. „Andererseits dürfen die Kommu-
nen aber auch nicht überfordert werden“, heißt es in einem Posi-
tionspapier des Deutschen Städte- und Gemeindebunds. 

Gab es im vergangenen Jahr
insgesamt 127.023 Asylanträge
in Deutschland, was einem Plus
von 64 % gegenüber dem Vor-
jahr entsprach, gehen Schätzun-
gen für das Jahr 2014 von über
200.000 Asylbewerbern aus.
Hinzu kommen die sogenannten
„Kontingentflüchtlinge“, insbe-
sondere aus Syrien. Hier haben
sich die Innenminister darauf
verständigt, weitere 10.000 Bür-
gerkriegsflüchtlinge aufzuneh-
men, nachdem zuvor über zwei
humanitäre Aufnahmeprogram-
me 5.000 Bürgerkriegsflüchtlin-
gen Zugang gewährt wurde. 

Deutschland kann die 
Probleme nicht allein lösen

„Deutschland allein kann si-
cher nicht alle Flüchtlingsproble-
me lösen“, so der DStGB in sei-
ner Stellungnahme. Notwendig
sei eine gemeinsame europäische
Asyl- und Bürgerkriegsflücht-
lingspolitik, die einen gemeinsa-
men Raum für Schutz und Soli-
darität gewährleistet. Dazu gehö-
re auch eine Außen- und Ent-
wicklungspolitik, die die Flucht-
ursachen in den Herkunftsländern
bekämpft. Die Unterbringung,
Versorgung und Integration von
Asylbewerbern und Flüchtlingen
sei eine gesamtstaatliche und ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe.
Bund, Länder und Kommunen
müssten deshalb einen „Mars-
hallplan Flüchtlingshilfe“ ent-
wickeln, damit Deutschland auf
diese gemeinsame große Heraus-
forderung in den nächsten Jahren
vorbereitet ist. 

Schaffung weiterer
Aufnahmeeinrichtungen

Die Flüchtlingsströme werden
laut DStGB durch die kriege-
rischen Auseinandersetzungen
häufig kurzfristig und sprunghaft
ansteigen. Darauf müssten sich
Bund und Länder durch die
Schaffung weiterer zentraler Auf-
nahmeeinrichtungen besser vor-
bereiten. Hier sollten die Flücht-
linge mindestens drei Monate
bleiben, damit ihre Verteilung 
in die Kommunen besser und
gründlicher vorbereitet werden
kann. Damit würde die Gefahr
der Überforderung der Städte und
Gemeinden, die teilweise kurzfri-
stig hunderte von Personen unter-
bringen müssen, reduziert. 

„Wir müssen sicherstellen, dass
die Flüchtlinge angemessen un-
tergebracht und versorgt wer-
den“, betont der Verband. Jedoch
stießen viele Kommunen bei der
Unterbringung längst an Kapa-
zitätsgrenzen. Deswegen sollten
die Liegenschaften des Bundes
(z. B. nicht mehr genutzte Kaser-
nen, aber auch Gebäude der Län-
der) stärker einbezogen werden.
Notwendig sei ein mit Bundes-
und Landesmitteln ausgestattetes
„Bau- und Umbauprogramm Un-
terbringung“. Mittelfristig sei es
kostengünstiger, solide Einrich-
tungen zu schaffen, die auf Dauer
für diese Zwecke genutzt werden
können, als kurzfristig teilweise
überteuerte Hotels oder private
Wohnungen anmieten zu müssen.
Um die Umsetzung eines solchen
Bauprogramms sicherzustellen,
sollte im Baugesetzbuch klarge-
stellt werden, dass nach der gebo-
tenen Abwägung solche Einrich-
tungen jedenfalls für längere Zeit
auch im Außenbereich bzw. in
Gewerbegebieten möglich sind. 

Die Kostenerstattung, die die
Kommunen für die Unterbrin-
gung, Kleidung und Verpflegung
der Menschen erhalten, ist nach
Darstellung des DStGB nicht ko-
stendeckend. Die von den Län-
dern gezahlten Pauschalen deck-
ten teilweise noch nicht einmal 50
Prozent des notwendigen Be-
darfs. Hier müsse dringend ge-
handelt werden. Andernfalls wer-
de die notwendige Akzeptanz der
Kommunen, weitere Flüchtlinge
aufzunehmen, gemindert.

Kostspielige 
medizinische Versorgung

Auch wird in dem Positionspa-
pier darauf verwiesen, „dass die
Städte und Gemeinden durch die
teilweise extrem hohen Kranken-
kosten der Flüchtlinge erheblich
belastet sind“. Die im Bürger-
krieg erlittenen Verletzungen
(teilweise Traumatisierungen,
insbesondere bei Kindern) erfor-
derten eine nachhaltige, andau-
ernde und oft sehr kostspielige
medizinische Versorgung. Dies
sei eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, die auch der Gesamt-
staat finanzieren muss. Über ei-
nen „Investitionsfonds Gesund-
heitsvorsorge“ könnte nach Auf-
fassung des Verbandes die Ab-
wicklung organisiert werden. 

Viele Menschen wollen sich
für Flüchtlinge engagieren. Das
sollte der Staat stärker unterstüt-
zen und könnte z. B. im Bundes-
freiwilligendienst weitere Plätze
für Integrations- und Flüchtlings-
helfer schaffen, so der DStGB. 

Schul- und 
Betreuungsprogramm

Zur Flüchtlingsbetreuung ge-
höre unverzichtbar ein Schul- und
Betreuungsprogramm für die
Kinder, die teilweise monate-
oder jahrelang nicht zur Schule
gehen konnten und an keinerlei
Bildungsmaßnahmen Anteil hat-
ten. Zusätzlich müsse sicherge-
stellt werden, dass die Aufnahme
von einzelnen Kindern – sei es in
der Schule, oder im Kindergarten
– nicht mit dem Hinweis abge-
lehnt wird, dass die zulässige
Gruppengröße bereits erreicht sei.
Vorübergehend sollten hier Aus-
nahmen möglich sein. 

Pivate Aufnahme fördern

Viele Menschen – insbesonde-
re diejenigen, die selbst aus den
Herkunftsländern stammen – sei-
en bereit, Flüchtlinge „privat“
aufzunehmen. „Das sollten wir

fördern, zumal ein solches En-
gagement die Akzeptanz von
Flüchtlingen in unserer Gesell-
schaft nachhaltig fördern kann.
Das setzt allerdings voraus, dass
die tatsächlichen und rechtlichen
Voraussetzungen (Verwaltungs-
vorschriften) angepasst werden,
um solche Unterbringungen – sei
es bei Privatpersonen oder ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen
wie beispielsweise Kirchen – er-
möglicht werden.“

Kommunikationszentrum

Bund, Länder und Kommunen
sollten laut DStGB ein Lage- und
Kommunikationszentrum (z. B.
beim Bundesministerium des In-
neren) schaffen. Hier sollten die
Informationen gesammelt, aufbe-
reitet und der Öffentlichkeit zur
Verfügung gestellt werden. „Wir
müssen in der deutschen Gesell-
schaft für die humanitäre Aufga-
be der Flüchtlingsaufnahme im-
mer wieder werben und uns mit
dem Widerstand, der teilweise
vor Ort entsteht, auseinanderset-
zen. Auch viele gute Beispiele,
die aufzeigen, dass Flüchtlinge
aus Lebensgefahr gerettet werden
konnten, in Deutschland aufge-
nommen wurden und nach weni-
gen Monaten einen Arbeitsplatz
fanden, könnten darüber kommu-
niziert werden.“ 

Gesamteuropäische 
Herausforderung

Die Flüchtlingsfrage ist eine
gesamteuropäische Herausforde-
rung, die auch die EU in den
nächsten Jahren vorrangig be-
schäftigen wird. Der Deutsche
Städte- und Gemeindebund schlägt
vor, die vielfältigen Aktivitäten
der EU in einem Flüchtlingskom-
missariat zu bündeln, damit sie
wirkungsvoller umgesetzt wer-
den können. Dazu gehöre auch
eine gemeinsame europäische
Außenpolitik, die die Fluchtgrün-
de in den Herkunftsländern be-
kämpft. Mit Blick auf die Wirt-
schaftsflüchtlinge aus EU-Mit-

Neue Projektstudie:

„Netzwerk Kommune – 
Kirche – Gesellschaft“ 

Wie wirkt sich die abnehmende Präsenz der Kirchen im ländli-
chen Raum zusammen mit den Veränderungen in den Kommu-
nen auf die Dorfgemeinschaften aus? Dieser Frage ging Ende
vergangenen Jahres im Landratsamt Unterallgäu die Abschluss-
veranstaltung des vom Verein „Soziale Gemeinden im Unterall-
gäu e. V.“ und der Bayerischen Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung in Auftrag gegebenen interaktiven Projektes „Netz-
werk Kirche – Kommune – Gesellschaft“ nach. 

Unter großem Interesse der
Öffentlichkeit und der zahlrei-
chen Projektbeteiligten wurden
die im Rahmen eines über zwei-
jährigen beispiellosen Beteili-
gungsprozesses erarbeiteten Er-
gebnisse vorgestellt. In einem
Folgeschritt wurden die Emp-
fehlungen und Erkenntnisse des
Vernetzungsprojekts sodann in
eine von der Memminger LARS
consult Gesellschaft für Planung
und Projektentwicklung mbH er-
stellte Kurzfassung eingearbei-
tet, die nunmehr als Handlungs-
leitfaden für den „Erhalt bzw. die
Weiterentwicklung von lebendi-
gen sozialen Gemeinden und
Dorfgemeinschaften im Ländli-
chen Raum“ den kirchlichen und
kommunalen Akteuren vor Ort
zur Verfügung gestellt wurde.

Bürgermitwirkungsprozess

Das Gesamtprojekt fußt auf ei-
nem enorm breiten Bürgermit-
wirkungsprozess. Bereits zu Be-
ginn wurden Untersuchungsräu-
me festgelegt, in denen Kommu-
nen und kirchliche Gemeinden in
unterschiedlicher Zusammenset-
zung vertreten waren. In diesen

Räumen bildete man Basisgrup-
pen, in denen die Akteure vor Ort
in einem breiten Diskussionspro-
zess direkt in die Projektbearbei-
tung integriert wurden.

In dem Leitfaden wird darauf
hingewiesen, dass eine frühzeiti-
ge Erstellung eines flexiblen,
zielorientierten Gesamtkonzepts
zur Weiterentwicklung einer so-
zialen Dorfgemeinschaft min-
destens so wichtig sei, wie z. B.
die Planung und Durchführung
eines Konzeptes zur Nutzung Er-
neuerbarer Energien. 

Leistungsfähigkeit 
der Ehrenamtlichen

Es wird empfohlen, Wortgott-
esdienste künftig von ausgebil-
deten Laien durchführen zu las-
sen. Jede Pfarrei sollte sich zum
einen mit der Leistungsfähigkeit
der ehrenamtlich Tätigen ausein-
andersetzen, zum anderen sich
damit beschäftigen, was kann,
soll, muss auf jeden Fall noch
angeboten werden, wie oft, in
welchem Zeitraum und in wel-
cher Form.

Zudem wird ein gemeinsames
Treffen des Gemeinderates, des

katholischen Pfarrgemeinderates
und der Vertreter der evangeli-
schen Kirchengemeinde mindes-
tens einmal jährlich mit einer
klaren, vorher abgestimmten Ta-
gesordnung und eines zugehöri-
gen Protokolls vorgeschlagen.
Mitglieder und Vertreter kirchli-
cher Gremien benötigten zur
Qualifizierung ihrer Tätigkeiten
künftig in wesentlich größerem
Umfang als bisher eine verbes-
serte Fortbildung, damit sie dem
Pfarrer in Augenhöhe gegenüber
stehen und die auf sie zukom-
menden komplexen Aufgaben-
stellungen im notwendigen Um-
fang, gemeinsam mit anderen,
lösen können. Besonders wichtig
erscheine die Festlegung eines
kirchlichen Ansprechpartners vor
Ort in Vertretung des Pfarrers.

Soziale Treffpunkte

Das Augenmerk sollte über-
dies auf der Schaffung sozialer
Treffpunkte im Gemeindegebiet
durch die Kommune, die Kir-
chen und Vereine ebenso liegen
wie auf der Gründung eines von
Kirchen und Kommune unab-
hängigen Netzwerkvereins zur
Förderung und Organisation der
Zusammenarbeit aller sozial en-
gagierten Gruppierungen und
Einzelpersonen in einer Gemein-
de. Als sinnvoll werden auch die
Benennung bzw. Wahl eines
„Kirchenbeauftragten“ in den
Gemeinderäten sowie die Be-

nennung bzw. Wahl eines „Kom-
munalbeauftragten“ in den Pfarr-
gemeinderäten sowie in den Pa-
storalräten der Pfarreiengemein-
schaften erachtet. Besonders
wichtig seien Klausurtagungen
und Koordinationstreffen von
Pfarrgemeinderäten zur Kontakt-
und Vertrauensbildung sowie zur
konzeptionellen Arbeit.

Strukturierte 
Vorausplanung

Der ehrenamtliche Einsatz
von engagierten Personen in ei-
ner Gemeinde benötigt, so der
Leitfaden, eine strukturierte Vor-
ausplanung, um unnötige Belas-
tungen, Konkurrenz und Frustra-
tionen zu vermeiden sowie das
gesamte ehrenamtliche Potential
zu schonen und Synergieeffekte
zu nutzen. Dazu gehöre insbe-
sondere auch eine laufend zu ak-
tualisierende Erfassung des Po-
tentials und der bereits ehren-
amtlich Tätigen. Zur Sicherung
eines langfristigen bürgerschaft-
lichen Engagements sei von den
Kommunen und den Kirchen ei-
ne strukturierte Anerkennungs-
kultur aufzubauen und zu pfle-
gen. Außerdem sollte im Haus-
halt der Pfarreien, Kirchenge-
meinden und der Kommunen
außer für Aufwandsentschädi-
gungen und Qualifizierungs-
maßnahmen ein eigener Haus-
haltsposten für Ehrenamtliche
eingerichtet sein.

Aktiv auf die 
Menschen zugehen

Da die Kirchen insbesondere
auch für Neubürger viele Mög-
lichkeiten eines Zugangs in die
Dorfgemeinschaft bieten, sei es
wichtig, dass die Kirchen sich
auch für Andersdenkende öffnen
und sie auf die Menschen aktiv
zugehen. Gerade bei Neubürgern
könnte dies in gemeinsamen Ak-
tivitäten mit der Gemeinde ge-
schehen. Auch sei es wichtig,
dass frühzeitig die Informatio-
nen dazu ausgetauscht werden
und eine gemeinsame Vorge-
hensweise gewählt wird. Die
einzelnen Pfarreien sollten sich
aktiver profilieren; dies komme
ihnen insbesondere in den Pfar-
reigemeinschaften zugute, wird
in dem Handlungsleitfaden ab-
schließend festgestellt. DK

gliedsländern (Armutsmigration)
sei hier die EU auch mit ihren
Strukturfördermitteln in den Her-
kunftsländern besonders gefor-
dert. 

Flüchtlingsgipfel 

Bund, Länder und Gemeinden
sollten die notwendigen Schritte
auf einem  Flüchtlingsgipfel ver-
einbaren. Da viele Maßnahmen
Rechtsänderungen erfordern, 
könnten diese in einem Gesetz
zur Stärkung der Solidarität mit
Flüchtlingen festgeschrieben wer-

den. „Dies wäre sicher auch ein
wichtiges politisches Signal für
die deutsche Gesellschaft.“ Dabei
müsse auch klar sein, dass die Re-
sidenzpflicht von Asylbewerbern
beim Aufenthaltsbeginn fortbe-
stehen muss, um die Organisation
dieser großen Herausforderung
sicherzustellen. Gleichzeitig soll-
te die Abschiebung von Asylbe-
werbern aus sicheren Herkunfts-
ländern weiter beschleunigt wer-
den, „denn das stärkt die Akzep-
tanz für die Aufnahme von den
Menschen, die wirklich verfolgt
werden“. DK

Bayerisches Zentrum
für Kultur- und 

Kreativwirtschaft 
Wirtschaftsministerin Ilse

Aigner hat die Einrichtung des
Bayerischen Zentrums für Kul-
tur- und Kreativwirtschaft in
Nürnberg für diesen Herbst an-
gekündigt: „Struktur, Aufgaben-
gebiete und Personalausstat-
tung sind mit der Bayern Inno-
vativ GmbH als Träger bereits
festgelegt, so dass wir nach der
Sommerpause loslegen kön-
nen.“ Das Zentrum wird kultur-
und kreativwirtschaftliche Un-
ternehmer in allen Regierungs-
bezirken betreuen. Es soll ge-
meinsam mit bereits bestehen-
den Einrichtungen zur besseren
Integration der Branche in die
bayerische Gesamtwirtschaft bei-
tragen. Die Kultur- und Krea-
tivwirtschaft ist der privatwirt-
schaftlich orientierte Teil des
Kultursektors. Dazu gehören
u.a. Musikwirtschaft, Buch-
markt, Film, Design, Software-
und Gamesindustrie. 

Wirtschaftsministerin Aigner:
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(Fortsetzung von Seite 1)
kommunalen Finanzausgleich
eine bessere Förderung und
mehr Möglichkeiten, sich selbst
zu helfen. „Das ist ein starkes
Signal für den nordbayerischen
Raum. Wir lassen kein Bayern
der zwei Geschwindigkeiten ent-
stehen. Die Sicherung der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnis-
se ist in Bayern nicht nur Pro-
gramm, sondern gelebte Praxis“,
so Söder. Außerdem soll die Ent-
wicklung des ländlichen Raums
künftig jährlich in einem Hei-
matbericht dargestellt werden.

Die Heimatstrategie basiert
auf fünf Säulen.

1. Strukturentwicklung für
ganz Bayern: Erweiterung
des Raums mit besonderem
Handlungsbedarf 

Die Grundprinzipien bei der
Landesentwicklung sind Präven-
tion und Reaktion. Regionen mit
besonderen Herausforderungen
sollen in den Förderraum aufge-
nommen und vorausschauend ge-
stärkt werden. Ziehen Entwick-
lungen große Probleme für eine
Region nach sich, wird mit flan-
kierenden Maßnahmen nachge-
steuert. Diese Prinzipien sind
durchgängig Leitlinien für die
Struktur- und Förderprogramme
der Staatsregierung.

„Räume mit besonderen
Handlungsbedarf“ (RmbH) sol-
len vorrangig entwickelt werden.
Diese wurden bisher im Landes-
entwicklungsprogramm 2013
anhand eines Gesamtindikators
aus fünf Kriterien der Bereiche
Wirtschaft und Demographie
festgelegt. Landkreise, die weni-
ger als 85% des bayerischen
Durchschnitts erzielten, wurden
dem RmbH zugeordnet. Dieser
Wert wurde nun um 5% auf 90%
erhöht und kann künftig auch für
einzelne Gemeinden gelten.
Durch die Neuregelung zählen
nun zusätzlich sechs Landkreise
(28 statt wie bislang 22) und 57
Einzelgemeinden (bisher keine
Einzelgemeinden) zum RmbH.
Zusätzlich können Konversions-
gemeinden (von Truppenabzug
betroffene Kommunen) und Ge-
meinden mit einschneidenden
Herausforderungen, zum Bei-
spiel durch plötzlichen Verlust
einer hohen Zahl an Arbeitsplät-

(Fortsetzung von Seite 1)
derfähige Überflächen, ein zu ho-
her technischer Aufwand für In-
klusion und ein sehr hoher Auf-
wand zur Beseitigung verdeckter
Bauschäden gewesen. Derzeit
laufen zahlreiche Konzessions-
verträge aus. Viele Kommunen
nutzen diese Gelegenheit, um in
die kommunale Energieversor-
gung einzusteigen. Auch die
schwäbische Stadt Bobingen hat
diese Chance genutzt. Welche Er-
fahrungen die Stadt gemacht hat
und welche Herausforderungen
noch zu meistern sind, darüber in-
formierte Stadtkämmerer Alexan-
der Ziegler, Geschäftsführer EVB
Gasnetz GmbH & Co. KG &
EVB Stromnetz GmbH & Co.

Risiken mit 
Kooperationsmodellen
minimieren 

Ziegler zufolge können Risiken
durch die Wahl entsprechender
Kooperationsmodelle minimiert
werden. Dabei dürfe der zeitliche
Aufwand für erforderliche Vor-
prüfungen, politische Gremienbe-
fassung etc. nicht unterschätzt
werden. Die formellen Hürden
für Auswahlverfahren seien sehr
hoch. Zudem seien zahlreiche
rechtliche, wirtschaftliche und
technische Fragestellungen im
Verfahren zu erörtern. Ein wett-
bewerblich ausgestaltetes Verfah-
ren eröffne der Kommune
tatsächlich weitreichende Hand-
lungsoptionen.

Wie Rechtsanwalt Oliver K.
Eifertinger, Partner bei Becker
Büttner Held, ausführte, unter-
stützte die Kanzlei die Stadt zu-
nächst, in dem sie eine Machbar-
keitsstudie zu den rechtlichen und
wirtschaftlichen Voraussetzungen
eines weitergehenden Engage-
ments beim künftigen Netzbe-
trieb erstellte. Anschließend wur-
de ein mögliches Kooperations-
modell unter Berücksichtigung
der optimalen Integration in den
„Stadtkonzern“ konzeptioniert.
Es folgten die Konzeption der
Auswahlverfahren (ergebnisoffe-

zen, in den Förderraum mit auf-
genommen werden.

Auf Basis der Daten des Lan-
desentwicklungsprogramms
2013 würden zusätzlich die 6
Landkreise Ansbach mit der
kreisfreien Stadt Ansbach, Forch-
heim, Garmisch-Partenkirchen,
Main-Spessart, Mühldorf a. Inn,
Neustadt a. d. Aisch-Bad Winds-
heim sowie 57 Gemeinden dem
RmbH zugeordnet werden. 

2. Nordbayern-Initiative –
für den ländlichen Raum 

Unter Federführung des
Staatsministeriums der Finan-
zen, für Landesentwicklung und
Heimat startet die Staatsregie-
rung eine Nordbayern-Initiative.
„Mit überregional bedeutenden
Leuchtturmprojekten wollen wir
in Nordbayern gezielt Wissen-
schaft und Wirtschaft stärken“,
kündigte Söder an. „Dafür neh-
men wir bis 2018 fast 600 Mil-
lionen Euro in die Hand.“ Die
Dezentralisierung der bayeri-
schen Hochschullandschaft in
ländliche Regionen hat bereits
zu zahlreichen positiven Ent-
wicklungen geführt, wie eine po-
sitive Bevölkerungsentwicklung,
Industrieansiedlungen und Un-
ternehmensgründungen insbe-
sondere im ländlichen Raum so-
wie die daraus folgenden Inno-
vationen. Die Nordbayern-Initia-
tive setzt diesen Weg mit ver-
schiedenen Projekten an Hoch-
schulen und Wissenschaftsein-
richtungen konsequent fort.

3. Behördenverlagerung 

Die Staatsregierung wird die
Behördenverlagerung als wichti-
ges Element aktiver Strukturpo-
litik konsequent fortsetzen. Dazu
wird eine gründliche Prüfung be-
stehender Behördenstandorte
nach festgelegten Kriterien erfol-
gen. „Ziel ist die Förderung
gleichwertiger Lebens- und Ar-
beitsbedingungen insbesondere
in strukturschwachen Räumen“,
sagte Söder. Besonderes Augen-
merk liegt auf der sozialverträg-
lichen Gestaltung der Verlage-
rungen. „Es wird keine Zwangs-
versetzungen aus dem Großraum
München hinaus geben. Aber
uns liegen mehr Versetzungs-
wünsche aus München weg als

nach München hin vor“, stellte
Söder klar. Die Verlagerungen
sollen in Form eines sanften Pro-
zesses gestaltet werden. Bei-

des allgemeinen Projektmanage-
ments sowie permanente Qua-
litätssicherung der Prozesse.

ÖPP und ÖÖP

Wie Ziegler bilanzierte, sind
ÖPP und ÖÖP wesentliche In-
strumente zur Abarbeitung des
Investitionsbergs. Die Erfahrung
aus dem bisherigen ÖPP-Projekt
sei sehr gut: So seien hohe zwei-
stellige Wirtschaftlichkeitsvortei-
le in Verbindung mit Festpreis,
Termintreue, guter Qualität und
Architektur festzustellen, zudem
sei die Gesamtwirtschaftlichkeit
bisher realisiert. Die Betriebspha-
se bei ÖPP laufe nach anfängli-
chen Problemen in der Zusam-
menarbeit zwischen Nutzern und
Auftragnehmern gut. 

Darüber hinaus sei eine Diszi-
plinierung der Nutzer durch klare
Vertragsregelung und Kosten-
transparenz bei Abweichungen zu
verzeichnen, wodurch ein wirt-
schaftlicheres Bauen sicherge-
stellt sei. Zudem gebe es Vorteile
in der Darstellung in der Finanz-
rechnung. 

Laut Ziegler „wird die Mehr-
zahl unserer Investitionen nach
wie vor konventionell umge-
setzt“. So erfolgten 86 Maßnah-
men in Eigenregie, 22 kleinere
Maßnahmen im Rahmen eines
Baubetreuungsvertrages durch
die kommunale Tochter und drei
große Projekte als ÖPP.

Herausforderung 
Windkraftanlagen 

Kommunale Windkraftanlagen
zu finanzieren, ist eine Herausfor-
derung. Rechtliche Probleme
kommen hinzu: Das Land Bayern
will die Bauvorschriften ver-
schärfen. Welche Handlungs-
spielräume den Kommunen blei-
ben und wie sie genutzt werden
können, darüber berichteten Car-
sten Eckardt, Projektbetreuer N-
ERGIE AG und Uwe Raab, Bür-
germeister der fränkischen Stadt
Pegnitz.

Bereits jetzt gilt Oberbayerns

größter Bürgerwindpark Denken-
dorf als Paradebeispiel dafür, wie
sich Bürgerwille, Naturschutz
und Stromerzeugung aus Wind-
energie perfekt vereinbaren las-
sen. Das 20-Millionen-Euro-Pro-
jekt im Naturpark Altmühltal ent-
stand Eckardt zufolge als Ge-
meinschaftsprojekt. Die Mehrheit
halten mit 51 Prozent die Bürger:
100 Privatpersonen sind mit über
3,5 Millionen Euro beteiligt. 

Professionelle Partner

Auf Seite der Investoren konn-
te die N-ERGIE Regenerativ
GmbH, ein Tochterunternehmen
der N-ERGIE Aktiengesellschaft,
die Stadtwerke Schwabach
GmbH, die infra fürth GmbH und
die Gemeindewerke Wendelstein
als Partner gewinnen. Als weitere
vorbildliche Projekte führte Eck-
ardt den Windpark Schauenstein
am östlichen Rand des Natur-
parks Frankenwald im Landkreis
Hof, ein gemeinschaftliches Pro-
jekt von acht Gemeinde- und
Stadtwerken, sowie den Wind-
park Illschwang an.

Eigentümer des Windparks ist
die Flemma W1. Energie GmbH
& Co. KG, an der die N-ERGIE
Regenerativ GmbH, die Stadt-
werke Schwabach GmbH, die in-
fra fürth GmbH, die Stadtwerke
Amberg GmbH, die Flemma
GmbH & Co. KG sowie die Ge-
meinde Illschwang Anteile hal-
ten. Zudem sind Bürger über eine
GbR am Windpark Illschwang
beteiligt. Die Stadtwerke Amberg
GmbH engagiert sich sehr im Be-
reich der umweltfreundlichen
Stromerzeugung durch Erneuer-
bare Energien.

Bürgermeister Uwe Raab stell-
te seinerseits den kommunalen
Windpark Büchenbach vor, ein
Projekt der Stadt Pegnitz im ober-
fränkischen Landkreis Bayreuth,
das gemeinsam mit dem Regens-
burger Projektentwickler OST-
WIND und der Rechtsanwalts-
und Steuerberatungskanzlei Rödl
& Partner realisiert wurde. 

Büchenbach ist bislang der
größte kommunale Windpark
Bayerns. Vier Windkraftanlagen
des Typs Vestas V112 mit 140 m
Nabenhöhe und einer Leistung
von je 3 MW liefern Strom für
7.500 Haushalte und sparen pro
Jahr über 21.000 Tonnen CO2
ein. Der geschätzte Energieertrag
liegt bei jährlich 26 Mio. kWh.
Der Windpark wurde Ende 2012
bzw. Anfang 2013 in Betrieb ge-
nommen und wird vollständig im
Eigenbetrieb der Kommune ge-
führt. Dies führt zu einer lokalen,
regionalen, sozialen und ökono-
mischen Nachhaltigkeit.

Mit Blick auf das Thema Wirt-
schaftlichkeit zog Raab folgendes
Fazit bzw. gab nachstehende
Empfehlungen mit auf den Weg: 

1. Geringere Zinssätze er-
höhen die Zahlungsrück-

flüsse gerade zu Beginn der Be-
triebsphase erheblich.

2. Aufgrund 100%iger Fremd-
finanzierung besteht ein

sehr hoher Kapitaldienst zu Be-
ginn des Projektes.

3. Der Aufbau einer Liqui-
ditätsreserve sichert den

Kapitaldienst in ertragsschwa-
chen Jahren ab.

4. Auch bei möglicherweise
geringeren Winderträgen (-

15 %) ergibt sich ein Rückfluss
an den Eigenbetrieb der Stadt
Pegnitz (Worst Case-Szenarien).

5. Die Leistungsfähigkeit der
Stadt bezogen auf die Fi-

nanzierung der Investition ist auf
Basis der gesetzten Prämissen
auch in dem als schlechtesten Fall
angenommenen Ertragsszenario
(Worst Case) als gegeben anzuse-
hen.

6. Aufgrund der positiven
Wirtschaftlichkeitsprogno-

se der Investition und unter
Berücksichtigung der Chancen
und Risiken ist aus heutiger Sicht
eine Wirtschaftlichkeit des Wind-
parks gegeben und eine Investiti-
on in diesen könnte somit von der
Stadt Pegnitz getragen werden
(Stand August 2012). DK

ne Verfahren zur Konzessionsver-
gabe, verbunden mit Verfahren
zur möglichen Auswahl eines
Kooperationspartners), die recht-
liche, wirtschaftliche und techni-
sche Begleitung der gesamten
Auswahlverfahren sowie die Be-
gleitung der Umsetzung der Aus-
wahlentscheidungen.

Kostenexplosion bei 
kommunalen Bauprojekten

Nicht selten explodieren bei
kommunalen Bauprojekten die
Kosten. Anhand von Praxisbei-
spielen aus Bayern wurde erör-
tert, wie Kommunen Termin- und
Kostensicherheit im Hochbau si-
cherstellen können. Harald Rie-
del, Stadtkämmerer in Nürnberg,
verwies darauf, dass die Stadt seit
2008 über 1,1 Mrd. Euro an Inve-
stitionen finanziert hat, davon 730
Mio. Euro aus städtischen Mit-
teln. 10 % Baukostenüberschrei-
tungen entsprächen damit 110
Mio. Euro. Für den Zeitraum
2014 bis 2026 plane die Noris-
stadt gemäß einer aktuellen Si-
mulationsrechnung mit Bruttoin-
vestitionen von bis zu 3,1 Mrd.
Euro, hiervon 2,1 Mrd. Euro städ-
tische Mittel. 10 % Baukostenü-
berschreitungen entsprächen da-
mit 310 Mio. Euro.

Investitionsmanagement

Als neuen Ansatz für das Inve-
stitionsmanagement führte Zieg-
ler die Einführung eines Bauinve-
stitionscontrollings für alle Hoch-
und Tiefbaumaßnahmen an. Ziele
seien die Steuerung und Kontrol-
le des Planungs- und Bauprozes-
ses von der ersten Idee an, die
Einhaltung und Dokumentation
der festgelegten Planungsschritte,
die Kommunikation der Ergeb-
nisse, insbesondere bei Abwei-
chungen, die permanente Kosten-
kontrolle und Dokumentation, bei
Bedarf die Einleitung eines fest-
gelegten Eskalationsverfahrens
sowie die Weiterentwicklung von
Konzepten und Techniken des
Bauinvestitionscontrollings und

Erfahrungsaustausch der Finanz ...

spielsweise sollen Personalab-
gänge nicht mehr am alten, son-
dern nur am neuen Standort
nachbesetzt werden. Unter inten-
siver Einbindung der Beschäftig-
ten und der Personalvertretungen
wird so eine Umsetzung der Ver-
lagerungspläne innerhalb von 10
Jahren angestrebt. Personalquali-
fizierungs-Pakete sollen die At-
traktivität, im ländlichen Raum
zu arbeiten, erhöhen. Im ersten
Schritt werden vier große Behör-
denbereiche aus München in je-
den fränkischen Regierungsbe-
zirk und in die nördliche Ober-
pfalz verlagert.

4. Digitale Revolution 
in ganz Bayern 

Mit einem Finanzvolumen
von bis zu 1,5 Mrd. Euro ist nach
der Genehmigung durch die EU-
Kommission das Förderpro-
gramm Breitband gestartet. „Be-
reits 2 Wochen nach der Geneh-
migung konnten wir 63 Förder-
bescheide aushändigen“, sagte
Söder. „Für diese Kommunen
bedeutet das 16 Mio. Euro För-
derung für schnelles Internet.“

Das Finanzministerium hat
das bestehende Förderverfahren
grundlegend überarbeitet. Der
maximale Förderhöchstbetrag
wird verdoppelt und das Verfah-
ren vereinfacht. Einzelne Kom-
munen können jetzt bis zu einer
Million Euro als Förderung er-
halten. Die Fördersätze wurden
auf 60 bis 80 %, in Härtefällen
sogar auf 90 % angehoben. Auch
die Beratung der Kommunen
wurde maßgeblich verbessert:
Inzwischen haben die Breit-
bandmanager über 4.000 Bera-
tungsgespräche geführt.

Mit dem BayernPortal wird
ein zentraler Zugang zu allen
bayerischen E-Government-An-
wendungen geschaffen. So soll

jeder, unabhängig von Wohnort
oder Uhrzeit, seine Behörden-
gänge online erledigen können.
Gleichzeitig wird der E-Govern-
mentpakt mit den Kommunalen
Spitzenverbänden fortgeschrie-
ben. Er umfasst zentrale Punkte
wie die Zusammenarbeit im Be-
reich IT-Sicherheit und beim Di-
gitalen Bildungsnetz oder den
Ausbau von zentralen Basisdien-
sten, zum Beispiel der elektroni-
schen Identifizierung.

5. Kommunaler
Finanzausgleich – 
neue Wege diskutieren 

Der kommunale Finanzaus-
gleich ist Kernelement zum Aus-
gleich von finanziellen Un-
gleichheiten in Bayern. „In die-
sem Jahr haben wir die Schall-
mauer von 8 Milliarden Euro
durchbrochen“, so Söder. Der
Minister weiter: „Die Schlüssel-
zuweisungen werden 2015 auf
über 3 Milliarden Euro ansteigen
– ein weiterer Rekord.“

Künftig will Bayern den kom-
munalen Finanzausgleich wei-
terentwickeln. So sollen die Sta-
bilisierungshilfen deutlich erhöht
(2014: 100 Millionen Euro) und
das System der Schlüsselzuwei-
sungen reformiert werden. „Es
ist uns wichtig, die Balance in-
nerhalb der Kommunen zu wah-
ren. Aber die Belange struktur-
schwacher Kommunen müssen
wir noch besser berücksichti-
gen“, sagte Söder. Ansatzpunkte
für die Reform sind die Anpas-
sung der Einwohnergewichtung
und eine stärkere Erfassung der
tatsächlichen Steuereinnahmen.
Eine Einigung mit den Kommu-
nalen Spitzenverbänden soll spä-
testens im nächsten Jahr erreicht
werden. Vorher werden umfang-
reiche Proberechnungen durch-
geführt.

Neue Heimatstrategie für ...

Der Messestandort Bayern boomt
Bayern wird zum Schaufenster für die Welt und 2014 das beste
Jahr in der Geschichte des Messestandorts Bayern. Mehrere 100
Ausstellungen und Fachmessen stehen für die nächsten 12 Monate
bereits fest terminiert in den Veranstaltungskalendern der beiden
wichtigsten bayrischen Messezentren in München und Nürnberg. 

Besonderer Gewinner der posi-
tiven Entwicklung Bayerns als
weltweiter Drehscheibe zur Prä-
sentation und zum Informations-
austausch für unterschiedlichste
Branchen ist die Messe Nürn-
berg. Dort finden teilweise im
Jahres-, teilweise im 2-Jahres-
rhythmus 174 Fachmessen statt.
Viele von ihnen gelten als welt-
weite Leitmessen für die jeweili-
ge Branche. 

Vor allem das Messezentrum in
der Frankenmetropole hat mit der
neuen, von Stararchitektin Zaha
Hadid entworfenen Halle 3A in
der Messearchitektur internatio-
nal Maßstäbe gesetzt. 2014 wird
der Messeplatz Nürnberg 40 Jah-
re alt. Das runde Geburtstagsjahr
ist auch das bisher erfolgreichste
in der Geschichte der fränkischen
Messegesellschaft: mit sieben
Prozent Plus bei den verkauften
Ausstellungsflächen für interna-
tionale Fachmessen und neun
Prozent mehr Besuchern.

Die NürnbergMesse, im Besitz
des Freistaats Bayern und der
Stadt Nürnberg, ist in den letzten
Jahren mit Gesamtinvestitionen
von fast einer dreiviertel Milliar-
de Euro zu einer der 15 größten
Messegesellschaften der Welt
und eine der zehn größten in Eu-

ropa gewachsen. 30.000 Ausstel-
ler, fast 40 Prozent aus dem Aus-
land, und 1,4 Millionen Besucher
lockt der Messebetrieb jedes Jahr
nach Nürnberg. Die Messe ist da-
mit auch wichtiger Motor und
Zukunftssicherung auch für den
Betrieb des für ganz Nord- und
Ostbayern wichtigen Nürnberger
Flughafens. Ein Vorteil des Mes-
seplatzes Nürnberg, wie auch des
Flughafens in der Frankenmetro-
pole: kurze Wege. Das Messe-
gelände ist mit der U-Bahn vom
Bahnhof in acht und vom Flugha-
fen in nur 25 Minuten erreichbar.
Die 14.000 Parkplätze auf dem
Messegelände haben Direktver-
bindung zu acht Autobahnan-
schlüssen.

Dr. Roland Fleck und Peter
Ottmann, den beiden Geschäfts-
führern der NürnbergMesse ist es
in den letzten Jahren gelungen, ei-
ne Reihe von Fachmessen für be-
sonders zukunftsträchtige Bran-
chen nach Nürnberg zu holen.
Zum Beispiel „embedded world“,
eine Messe rund um die verbor-
genen Computersysteme in unse-
rer Lebenswelt, von der Haus-
haltsmaschine bis zum Auto. Be-
sucherplus bei der letzten „em-
bedded world“ 18 Prozent. „En-
force Tac“, eine Messe rund um

Sicherheitsausrüstung, meldete
zuletzt 58 Prozent plus bei den
Ausstellern und auch die „Euro-
guss“, eine Fachmesse für Druck-
gusstechnik, verzeichnete 33 Pro-
zent plus bei den Besuchern.

Dabei waren die Anfänge der
Nürnberger Messegesellschaft
auch verglichen mit der Münch-
ner Konkurrenz bescheiden: Vor
30 Jahren meldete die Nürnberg-
Messe im ganzen Jahresverlauf
3.900 Aussteller, knapp 40.000
Besucher und einen Umsatz von
2,5 Millionen Euro. Der Umsatz
der Gruppe ist seitdem um 77.000
Prozent auf 185 Millionen Euro
gestiegen und hat damit gegen-
über der großen Mitbewerberin
München Messe (308 Millionen
Euro) weiter aufgeholt.

Die Zeichen stehen weiter auf
Wachstum: „Die neue Vorzeige-
halle 3A sei mit ihren giganti-
schen 14.000 qm Fläche bereits
2014 acht Mal gebucht“, sagte
Geschäftsführer Dr. Roland
Fleck. Wie sich bei der Weltpre-
miere der Halle bei der Internatio-
nalen Spielwarenmesse im Fe-
bruar 2014 zeigte, müssen die
Manager in Nürnberg jetzt aber
schon wieder über eine Erweite-
rung der insgesamt 170.000 qm
Ausstellungsflächen nachdenken.
Dabei verfügt Nürnberg bereits
heute über soviel Ausstellungs-
flächen wie die klassischen Mes-
sestandorte Hamburg und Stutt-
gart zusammen. 
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Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Wir machen den Weg frei.

Thomas Meyer, Hörluchs Gehörschutzsysteme GmbH & Co.KG

Thomas Meyer entwickelt individuellen Gehörschutz für Menschen in lärmintensiven Berufen. Sicherheit 

steht für ihn an erster Stelle. Deshalb vertraut er auf Finanzlösungen, die zu ihm und seinen Anforderungen 

passen. Profi tieren auch Sie von der genossenschaftlichen Beratung und den Leistungen der genossen-

schaftlichen FinanzGruppe. Sprechen Sie mit Ihrem Berater in Ihrer Nähe. bayern.vr.de

  Ein starker 

 Partner für Ihr 

Unternehmen!

Die NEW – Neue Energien
West eG

Ganz dem Motto „Energie aus der Region für die Region“ hat sich
die NEW – Neue Energien West eG in der oberpfälzischen Stadt
Grafenwöhrverschrieben. Ihrgelingt es, sowohl Kommunen in den
Landkreisen Neustadt a.d. Waldnaab, Tirschenreuth, Amberg-
Sulzbach und Bayreuth als auch die Bürger in eine zunehmend
autarke Energieversorgung einzubeziehen. 

In der 2009 gegründeten Genos-
senschaft sind 17 Kommunen so-
wie zwei Stadtwerke und die Bür-
ger-Energiegenossenschaft West
eG – kurz Bürger eG – Mitglied.
Sowohl die NEW als auch die
Bürger eG sind Mitglied des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern.

Erfolgreiches Konzept

Gemeinden haben in der NEW
die Möglichkeit, als Einheit die
Erzeugung regenerativer Energien
voranzutreiben. Die Bürgermeister
prägen mit ihrem ehrenamtlichen
Engagement die Genossenschaft
wesentlich mit. Über die Bürger
eG kann sich die Bevölkerung an
der Energiewende beteiligen. Das
Konzept hat Erfolg: Die Bürger
eG hat über 1.300 Mitglieder – aus
der Oberpfalz, aber auch aus Stutt-
gart, Köln und Berlin. 

Die NEW investiert in erster Li-
nie in Photovoltaikanlagen – be-
vorzugt auf kommunalen Flächen
wie Dächern von Rathäusern oder
Kläranlagen. „Die Bürger eG ver-
leiht den Bürgern eine eigene
Stimme in der NEW“, so Bern-
hard Schmidt, Geschäftsführer der
NEW: „Das fördert die Akzeptanz
der Anlagen.“ 

Seit ersten Mai wird ein Teil
des erzeugten Stroms über einen
eigenen Ökostromtarif direkt an
die  regionale Bevölkerung ver-
marktet. Die NEW verkauft den
Strom an den Ökostromanbieter

Grünstromwerk. Dieser vermark-
tet ihn als „Solar 25 – NEW
Nordoberpfalz“: 25 Prozent des
über den Tarif verkauften Stroms
stammen aus Solaranlagen der
NEW in der Nordoberpfalz. Vor
Ort erzeugter Strom wird vor Ort
verbraucht. Die restlichen 75 Pro-
zent stammen aus skandinavi-
schen Wasserkraftwerken. „Wir
haben einen Anbieter gewählt,
der Strom aus reiner Wasserkraft
verkauft“, so Schmidt: „Es war
uns wichtig, den Bürgern grüne
Energie anzubieten.“ Das ist kei-
ne Selbstverständlichkeit, denn
viele Anbieter mischen den aus
Wasserkraft mit dem aus Braun-
kohle gewonnenen Strom. 

Großer Wunsch

„Mit Solar 25 – NEW Nord-
oberpfalz möchten wir zeigen,
dass sich auch ohne EEG-Vergü-
tung der Bau von Anlagen ren-
tiert“, so Schmidt. Das ist der
NEW vor allem angesichts der
starken Veränderungen des EEGs
und deren unabsehbarer Folgen
ein Anliegen. Der größte Wunsch
der NEW wäre, neben der Strom-
produktion und der -vermarktung
auch noch die Verantwortung
über einen Teil des Stromnetzes
zu übernehmen. Dann wäre der
regionale Stromkreislauf ge-
schlossen – von der Stromerzeu-
gung über die Stromdurchleitung
bis zum Endkunden.

Junge Menschen setzen auf Ausbildung bei
bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken
Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken sind nach
wie vor gefragte Arbeitgeber, wenn junge Menschen in den Be-
ruf einsteigen. Demnach wollen 960 Auszubildende am 1. Sep-
tember 2014 eine Lehre bei einer der 286 Genossenschaftsban-
ken im Freistaat beginnen. Nach 939 neuen Azubis im vergange-
nen Jahr stieg die Zahl der Nachwuchskräfte damit leicht an.

Insgesamt beschäftigen die bayerischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken knapp 2.600 Auszubildende. Das entspricht einer über-
durchschnittlichen Ausbildungsquote von 7,1 Prozent. „Die Kredit-
genossenschaften eröffnen heimatnahe Karriereperspektiven und er-
möglichen einen anspruchsvollen Einstieg in die Berufswelt“, resü-
miert Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern.

Trotz stabiler Einstellungszahlen weist Götzl darauf hin, dass es
zunehmend schwieriger werde, alle verfügbaren Ausbildungsplätze
zu besetzen. Dies sei vor allem der demografischen Entwicklung ge-
schuldet, wonach immer weniger Jugendliche dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stünden. Gleichzeitig bleibe aber der Bedarf an fachlich-
qualifizierten Nachwuchskräften hoch.

Vielfältige Karrierewege

Der GVB-Präsident nimmt den Beginn des Ausbildungsjahrs da-
her zum Anlass, um sich für die berufliche Qualifizierung starkzu-
machen: „Das Erlernen eines Berufs bietet einen soliden Start ins Ar-
beitsleben und öffnet vielfältige Karrierewege.“ Deshalb müsse die
hohe Qualität der dualen Ausbildung in Deutschland von Gesell-
schaft und Politik wieder stärker gewürdigt werden, so Götzl. Dazu
gehöre auch, Lehre und Studium nicht als konkurrierende, sondern
als gleichwertige Bildungssysteme anzuerkennen.

Hilfreich hierfür sei zudem, beide Ausbildungsformen besser mit-
einander zu verzahnen.

Europäische Bankenabgabe:

Götzl wehrt sich gegen
Beliebigkeitspolitik

Mit großem Unverständnis quittiert Stephan Götzl, Präsident
des Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), die bisher be-
kannt gewordenen Pläne von EU-Kommissar Michel Barnier
zur Ausgestaltung der europäischen Bankenabgabe: „Das, was
Barnier in immer wieder neuen Papieren präsentieren lässt,
wird seinen eigenen Vorgaben nicht gerecht. Ich kann noch im-
mer keine substanzielle Entlastung kleiner Regionalbanken
von der europäischen Abgabe erkennen.“

Götzl kritisiert, dass auch in
einem aktuell vorgelegten Ar-
beitspapier zwar der Eindruck
erweckt werde, kleine Banken
von der Abgabe zum europäi-
schen Abwicklungsfonds (SRF)
entlasten zu wollen. Faktisch
geschehe das aber nicht. Es
werde politische Augenwische-
rei betrieben: „Wer bei der Bei-
tragserhebung regionale Ban-
ken mit wenigen hundert Mil-
lionen Euro Bilanzsumme letzt-
lich doch wie internationale
Großbanken behandelt, dem
geht es nur darum, die kleinen
Institute zugunsten der großen
zu belasten.“

Schluss mit Abkassieren
von Regionalbanken

Der Repräsentant der bayeri-
schen Volksbanken und Raiffei-
senbanken wehrt sich dagegen,
dass Barniers Pläne darauf hinaus
laufen, Risiken von grenzüber-
schreitend tätigen Großbanken
im SRF zulasten kleiner Regio-
nalbanken zu vergemeinschaften.
Zudem weist er auf Widersprüch-
lichkeiten zwischen den Inhal-
ten der einzelnen Säulen der eu-
ropäischen Bankenunion hin.
Während die europäische Ban-

kenaufsicht Banken ab einer Bi-
lanzsumme von 30 Milliarden
Euro als ‘groß’ (signifikant) ein-
stufe, plant Barnier das beim SRF
schon für Kreditinstitute ab einer
Bilanzsumme von 1 Milliarde
Euro.

Götzl: „Beliebigkeitspolitik
und Abkassieren von Regional-
banken nach Gutdünken müs-
sen ein Ende finden. Barnier
muss bei der Konzeption der
europäischen Bankenabgabe
endlich systemrelevante Institu-
te und risikoreiche Geschäfts-
modelle in den Mittelpunkt stel-
len. Ich erwarte, dass auch er
die bekannten und gängigen
Größenkriterien der europäi-
schen Regulierung bei der Be-
messung der Abgabenpflichten
berücksichtigt.“ Mitunter, so
der Hinweis Götzls, sei es bei
Regulierungsmaßnahmen zu-
dem hilfreich, sich an die Aus-
löser der Finanzkrise zu erin-
nern: „Zu diesen zählen die
kleinen deutschen Regionalban-
ken nun wahrlich nicht.“

Für Freigrenze 
bei Bankenabgabe

Der GVB-Präsident plädiert
deshalb weiterhin für eine Frei-

grenze bei der Bemessungs-
grundlage der europäischen
Bankenabgabe in Höhe von
1 Milliarde Euro. Damit werde
dem extrem niedrigen ge-
schäftspolitischen Risikogehalt
von kleinen Regionalbanken
Rechnung getragen. Außerdem
fordert der bayerische Genos-
senschaftspräsident, dass auch
die Mitgliedschaft in Institutssi-
cherungssystemen hinreichend
Berücksichtigung bei der Be-
messung der europäischen Ban-
kenabgabe findet.

„Ich erwarte, dass Barnier
hier nachbessert. Es ist mit ge-
sundem Menschenverstand
nicht nachvollziehbar, warum
Volksbanken und Raiffeisen-
banken hohe Prämien in ein
europäisches Versicherungssy-
stem gegen Bankenpleiten ein-
zahlen sollen, das sie nie in An-
spruch nehmen werden. Denn
wir verfügen in der genossen-
schaftlichen Bankengruppe be-
reits seit 80 Jahren über ein ei-
genes und funktionierendes Sy-
stem“, hält Götzl dazu fest.
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Rechnungshöfe:

Fokus auf europäische 
Rechnungslegungsstandards

Präsidenten-Tagung in Bad Urach

In Bad Urach trafen sich die Präsidentinnen und Präsidenten der
Rechnungshöfe des Bundes und der Länder, um über aktuelle The-
men zu beraten und gemeinsame Standpunkte festzulegen. Ein
Schwerpunkt der Beratungen stellte die Erarbeitung und einstim-
mige Verabschiedung eines Positionspapiers zu europäischen Rech-
nungslegungsstandards dar. 

Demnach beklagt die Europäi-
sche Kommission unzuverlässige
finanzstatistische Daten. Die Um-
rechnung und Ergänzung von
Zahlen für statistische Zwecke
führe zu Abweichungen, es fehle
an kohärenten Primärdaten im öf-
fentlichen Sektor. Die Verbu-
chung nach dem Kassenprinzip
lasse „Schönfärbereien“ zu, es lä-
gen mithin nicht immer verlässli-
che Zahlen aus den Mitglieds-
staaten vor. 

Die Europäische Kommission
sieht als Lösung harmonisierte
Standards für die Rechnungsle-
gung, die die Erfassung von
Primärdaten nach einheitlichen
Regeln für eine periodengerechte
Betrachtung  im staatlichen Sek-
tor vorsehen. Hierzu will sie auf
Basis internationaler Rechnungs-
legungsstandards sog. European
Public Sector Accounting Stan-
dards (EPSAS) entwickeln und
die Mitgliedsstaaten hierauf ver-
pflichten. 

Die Rechnungshöfe des Bun-
des und der Länder begrüßen die
Absicht der Kommission, voll-
ständige, zuverlässige und ver-
gleichbare Haushaltsdaten über
die tatsächliche wirtschaftliche
Situation der öffentlichen Haus-
halte anzustreben. Die Rech-
nungshöfe weisen allerdings dar-
auf hin, dass die Schlussfolge-
rung der Kommission, nur mit
der Einführung einheitlicher eu-
ropäischer Rechnungslegungs-
standards ließen sich die festge-
stellten Mängel abstellen, nicht
belegt ist. 

Bisher wurde nicht dargelegt,
welchen Beitrag solche Standards
zur Steigerung der Qualität der
europäischen Finanzstatistik lei-
sten können. Auch das Subsi-
diaritätsprinzip erfordert eine
solche Prüfung. Die Konferenz
vereinbarte eine abgestimmte
Prüfung von Bundesrechnungs-
hof und Landesrechnungshöfen
zur Verlässlichkeit der Daten-
grundlagen - insbesondere zur
Vollständigkeit und Plausibi-
lität.

Die Rechnungshöfe betonen,
dass Rechnungslegungsregeln für
die öffentliche Haushaltswirt-
schaft Stabilität und intergenerati-
ve Gerechtigkeit sicherstellen
müssen: Rechnungslegungsre-
geln müssen durch eine konse-
quente Betonung des Grundsat-
zes der Objektivierung verlässli-
che und vergleichbare Zahlen si-
cherstellen. Zudem muss den Re-

geln das Vorsichtsprinzip zugrun-
de liegen, das im öffentlichen
Haushaltswesen das Ziel der in-
tergenerativen Gerechtigkeit un-
terstützt. Die IPSAS (Internatio-
nal Public Sector Accounting
Standards), die als Muster für
mögliche europäische Regeln
vorgeschlagen werden, wären
nach Auffassung der Rechnungs-
höfe in wesentlichen Punkten oh-
nehin nicht geeignet, die oben ge-
nannten Grundsätze für die Rech-
nungslegung öffentlicher Haus-
halte umzusetzen. 

Die Festlegung von Rech-
nungslegungsregeln für öffentli-
che Haushalte ist eine öffentliche
Aufgabe, die in der Hand der
(Mitglied-)Staaten bleiben muss
und nicht auf hierfür nicht legiti-
mierte Gremien übertragen wer-
den darf. Standardsetzung muss
in einem demokratisch legitimier-
ten Verfahren erfolgen, das trans-
parent ist und Rechtssicherheit
herstellt. 

Für ein transparentes
Normsetzungsverfahren

Die Rechnungshöfe mahnen
daher an, eine Entscheidung über
die Harmonisierung der Rech-
nungslegung in Europa erst nach
der Evaluierung der bereits einge-
leiteten Maßnahmen und nach er-
folgter Prüfung von Alternativen
sowie nur auf der Basis einer fun-
dierten Prüfung der Notwendig-
keit und Wirksamkeit der Ein-
führung von europäischen Stan-
dards zu treffen. 

Bei der Fortentwicklung von
Rechnungslegung und Finanz-
statistik müssen folgende Prin-
zipien gelten: Objektivierung,
Vorsichtsprinzip und Generatio-
nengerechtigkeit. Ein transpa-
rentes, rechtssicheres Normset-
zungsverfahren muss gewähr-
leistet sein. 

Weitere Themen der Ausspra-
che unter den Präsidentinnen und
Präsidenten waren unter anderem
die Begleitung der Tätigkeit des
Stabilitätsrats sowie ein Gedan-
kenaustausch mit dem Vorsitzen-
den des Nationalen Normenkon-
trollrats, Dr. Johannes Ludewig.
Zudem wurde turnusgemäß der
Präsident des Rechnungshofs
Brandenburg, Christoph Weiser,
zum neuen Vorsitzenden der
Konferenz der Präsidentinnen
und Präsidenten der Rechnungs-
höfe des Bundes und der Länder
gewählt. DK

Deutscher Landkreistag:

Kommunale Entlastung zur
Stärkung der Investitionskraft

Die im Zuge der innerstaatlichen Umsetzung des Europäischen Fis-
kalpakts 2012 verabredete und im Koalitionsvertrag im Herbst
2013 näher fixierte stufenweise Entlastung der Kommunen um
zunächst 1 Mrd. Euro und sodann um 5 Mrd. Euro jährlich dient
der flächendeckenden Verbesserung der kommunalen Finanzlage
durch den Bund. Ziel ist es, dass die Kommunen zum einen die Ge-
währ dafür bieten, die Vorgaben des Fiskalpakts einzuhalten, und
zum anderen wieder deutlich vermehrt investieren. Zwei Drittel al-
ler öffentlichen Investitionen erfolgen durch die Kommunen. We-
gen der angespannten kommunalen Finanzlage hat in den vergan-
genen Jahren ein deutlicher Investitionsverfall stattgefunden.

„Die Erreichung dieser beiden
Ziele hängt nicht davon ab, ob die
Kreise und kreisfreien Städte Auf-
gaben- und Finanzierungsträger
der Eingliederungshilfe sind oder
nicht. Daher ist es abwegig, wenn
Länder wie das Saarland und
Sachsen-Anhalt die jetzt für 2015
auf den Weg gebrachte Bundes-
milliarde mit der Begründung für
sich abzweigen wollen, die Aufga-
ben der Eingliederungshilfe lägen
in diesen Ländern nicht bei den
Kommunen“, sagte der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Land-
kreistages, Prof. Dr. Hans-Günter
Henneke, in Berlin. „Damit wird
der Öffentlichkeit ein X für ein U
vorgemacht. Es geht bei der ge-
setzlichen Maßnahme um eine
Stärkung der Kommunalfinanzen,
die gerade auch in diesen beiden

Ländern dringend geboten ist“.
Henneke hatte zuvor auf Fragen

der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung und des Handelsblatts be-
klagt, dass es in der Begründung
zum Gesetzentwurf des Bundes
im Hinblick auf die in Aussicht ge-
stellte Kommunalentlastung von 
5 Mrd. Euro nicht heiße, dass die
Kommunen entlastet werden sol-
len, sondern die „Träger der Ein-
gliederungshilfe“. Die Kreise und
kreisfreien Städte sind aber nur in
sechs von dreizehn Flächenländern
voller Finanzierungsträger der Ein-
gliederungshilfe. Henneke hatte be-
tont, dass die Eingliederungshilfe
ein untauglicher Weg ist, um die Fi-
nanz- und Investitionskraft der Ge-
samtheit der Kommunen zu stär-
ken, wie dies im Koalitionsvertrag
als Ziel formuliert sei. 

Zudem hatte er zu bedenken ge-
geben, dass die Eingliederungshil-
fe immer teurer werde. Da mit
jährlichen Steigerungsraten von
1 Mrd. Euro zu rechnen sei, füh-
re ein fixer 5 Mrd.-Zuschuss im
Jahr 2018 lediglich dazu, dass die
Belastung für die Aufgabe der Ein-
gliederungshilfe bestenfalls auf
den heutigen Ausgabenstand sin-
ke. Zusätzliche Kostenrisiken sei-
en dabei noch gar nicht berück-
sichtigt. 

Bei den gegenwärtigen Vorha-
ben, die Leistungen für behinderte
Menschen zu verbessern, müsse
dringend auf Einhaltung der im
Koalitionsvertrag getroffenen Ver-
abredung gedrungen werden, die
Ausgabendynamik zu brechen.

Keinesfalls dürfe das Risiko einer
Kostenausweitung am Ende wie-
der bei den Kommunen liegen.

Bei dynamisch wachsenden So-
zialausgaben benötigten die Kom-
munen auch dynamisch wachsen-
de Einnahmen. Allein für die Ko-
sten für Unterkunft und Heizung,
die Hilfe zum Lebensunterhalt, die
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung sowie die Ju-
gendhilfe (ohne den ausgabeträch-
tigen Ausbau der Kinderbetreu-
ung) habe die Kreisebene im Jahr
2012 in den 13 Flächenländern
knapp 32 Mrd. Euro ausgegeben.
Dieser Ausgabenblock könne am
besten durch einen erhöhten kom-
munalen Steueranteil am Gesamt-
steueraufkommen oder erhöhte
Bundesbeteiligungen an Geldlei-
stungsgesetzen finanziert werden.
„Zur Lösung der Gesamtthematik
müssen die Kommunen zwin-
gend mit am Tisch sitzen, wenn
Bund und Länder über die künf-
tige föderale Finanzverfassung 
beraten“, forderte Henneke ab-
schließend.

Wegen Gewerbesteuerhebesatz der Landeshauptstadt:

Bayernwerk Natur verlegt
Firmensitz aufs Land

Regensburg/München (obx) - Der Gewerbesteuer-Hebesatz
der Landeshauptstadt München ist mit 490 der höchste in ganz
Bayern. Auf zwei Milliarden Euro schätzt der Münchner
Stadtkämmerer für 2014 die Gewerbesteuereinnahmen seiner
Stadt. Das wären pro Münchner Einwohner rund 1.430 Euro.
Absoluter Rekord. Zum Vergleich: der bayernweite Durch-
schnitt des Gewerbesteueraufkommens pro Kopf der Bevölke-
rung liegt bei unter 500 Euro. Das Bayernwerk hat darauf jetzt
reagiert: Bayerns führender Stromversorger verlagert sein
Tochterunternehmen Bayernwerk Natur GmbH ins benach-
barte Unterschleißheim. 

Dem Stromversorger sei es
nicht darum gegangen, Steuern
zu sparen, versicherte Vorstands-
vorsitzender Reimund Gotzel.
Auslöser für die Unternehmens-
verlegung war der Versuch der
Münchner, anderen kleineren Ge-
meinden in ganz Bayern und vor
allem auch in der Oberpfalz Ge-
werbesteuereinnahmen wegzu-
nehmen.

Verpuffte Proteste

Die Bayernwerk Natur mit Ver-
waltungssitz in München ist auf
die Entwicklung effektiver und
umweltschonender Wärmever-
sorgungskonzepte sowie dezen-
trale Energieerzeugung spe-
zialisiert. Das Unternehmen be-
treibt unter anderem in 60 Kom-
munen im Freistaat Kleinwasser-
kraftanlagen und zahlte an den je-
weiligen Standorten die Gewer-
besteuer. Viele der Orte sind auf
das Geld dringend angewiesen. 

Im vergangenen Jahr aber er-
hob die Stadt München gegen
diese Handhabung Einspruch und
forderte die gesamten Gewerbe-
steuereinnahmen des Unterneh-
mens. Wegen des Firmensitzes in
München hatte das Bayernwerk
keine Möglichkeiten dies zu ver-

hindern. Auch die Proteste der be-
troffenen Gemeinden verpufften.

Notbremse

„Alle unsere Bemühungen mit
der Stadt München den alten Zer-
legungsschlüssel zum Vorteil der
kleinen Gemeinden in der Regi-
on beizubehalten, haben nicht
gefruchtet“, sagt Bayernwerk-
Chef Gotzel - und zog die Not-
bremse. Das Unternehmen ver-
legte den Firmensitz zum 1. Juli
in die Münchner Nachbarstadt
Unterschleißheim, verbunden
mit der Zusicherung des Unter-
schleißheimer Bürgermeisters,
die alten Verteilschlüssel zu ak-
zeptieren. 

Ergebnis der maßlosen Forde-
rungen der Münchner seit Anfang
dieses Monats: Die Kämmerer
zum Beispiel der ostbayerischen
Kommunen Hohenfels, Wackers-
dorf, Grafenwöhr, Nittenau,
Oberviechtach und Schwandorf
bekommen wie in der Vergangen-
heit ihre Gewerbesteuer von der
Bayernwerk Natur, die Stadt Un-
terschleißheim hat einen weiteren
innovativen Betrieb in der Ge-
meinde angesiedelt und die Stadt
München einen Gewerbesteuer-
zahler weniger.

MünchenerHyp:

Starkes erstes
Halbjahr 2014 

Die Münchener Hypothekenbank eG zeigt sich mit der Ge-
schäftsentwicklung des ersten Halbjahres 2014 sehr zufrieden.
Das Neugeschäft steigerte sie um 24 Prozent. Insgesamt vergab
sie bis zum 30. Juni 2014 Immobilienfinanzierungen in einem
Volumen von 2,1 Mrd. Euro (Vorjahr 1,7 Mrd. Euro). Die Er-
träge verbesserten sich ebenfalls deutlich. Der Zins- und Pro-
visionsüberschuss stieg um 13 Prozent auf 53,5 Mio. Euro.

„Das gute Ergebnis des Vorjah-
res konnten wir nochmals steigern.
Wir sind auf einem guten Weg, un-
sere Ertragskraft wie geplant zu
stärken“, betonte Dr. Louis Hagen,
Vorstandssprecher der Münche-
nerHyp anlässlich der Veröffentli-
chung der Halbjahreszahlen der
Bank. 

Die MünchenerHyp konnte ihr
Neugeschäft mit allen Kooperati-
onspartnern deutlich ausweiten.
Dabei wuchs am stärksten das Ver-
mittlungsgeschäft mit den Partner-
banken der genossenschaftlichen
FinanzGruppe. „Wir profitierten in
diesem Geschäftsfeld auch von den
guten Rahmenbedingungen am
deutschen Wohnimmobilienmarkt,
vor allem aber von der Vertriebs-
kraft und Kundennähe unserer ge-
nossenschaftlichen Partner“, so
Dr. Louis Hagen. 

In der gewerblichen Immobili-
enfinanzierung bewegt sich die
Bank auf dem Vorjahresniveau.
Der Schwerpunkt der Finanzie-
rungen lag weiter auf Deutsch-
land. 

Die MünchenerHyp konnte sich
weiterhin zu sehr guten Bedingun-
gen an den Kapitalmärkten refi-
nanzieren. Im Frühjahr begab sie
einen zehnjährigen Hypotheken-
pfandbrief im Benchmarkformat
von 500 Mio. Euro, der sehr stark
nachgefragt wurde. Darüber hin-
aus wurde die MünchenerHyp in
einer internationalen Umfrage der
Fachzeitschrift „Euromoney“ un-
ter Großkunden von Banken zur
besten „Covered Bond und Pfand-
briefbank 2014“ gewählt. 

Die Risikosituation in der Im-
mobilienfinanzierung ist unverän-
dert sehr zufriedenstellend. Das
Betriebsergebnis nach Risikovor-
sorge stieg zum 30. Juni 2014 um
5,6 Mio. Euro auf 16,7 Mio. Euro.
Nach Abzug der Steuer beträgt der
zeitanteilige Jahresüberschuss
11,1 Mio. Euro (Vorjahr 5,4 Mio.
Euro). 

Die Bilanzsumme belief sich

zur Jahresmitte auf 35,7 Mrd. Eu-
ro, das sind 0,8 Mrd. Euro mehr
als zum Jahresende 2013. Mit der
guten Entwicklung des Neuge-
schäfts konnte die Bank ihre Be-
stände an Hypothekendarlehen er-
neut ausweiten. Diese erhöhten
sich im ersten Halbjahr auf 22,2
Mrd. Euro, nach 21,5 Mrd. Euro
zum 31. Dezember 2013. Die Be-
stände im Kapitalmarktgeschäft
reduzierten sich weiter wie vorge-
sehen und lagen zur Jahresmitte
bei 9,9 Mrd. Euro, nach 10,3 Mrd.
Euro zum Jahresende 2013. 

Aufgrund ihrer Bilanzsumme
von über 30 Mrd. Euro wird die
MünchenerHyp ab November
2014 der unmittelbaren Banken-
aufsicht durch die Europäische
Zentralbank (EZB) unterstellt
werden. Im Vorgriff auf die auf-
sichtsrechtlichen Anforderungen
der EZB hat die MünchenerHyp
im ersten Halbjahr 2014 ihre Ei-
genkapitalausstattung deutlich ge-
stärkt. Dabei warb die Bank sehr
erfolgreich rund 370 Mio. Euro an
neuen Geschäftsanteilen in der ge-
nossenschaftlichen FinanzGruppe
und zusätzlich 30 Mio. Euro bei
ihren privaten Mitgliedern ein. 

Zum 30. Juni 2014 weist die
MünchenerHyp nun eine harte
Kernkapitalquote von 11,1 Pro-
zent auf, nach 6,3 Prozent zum
Jahresende 2013. Damit übertrifft
sie die von der EZB geforderte
Mindestquote von 8 Prozent deut-
lich. Die Kernkapitalquote der
Bank erhöhte sich im gleichen
Zeitraum von 11,7 Prozent auf
14,4 Prozent und die Gesamtkapi-
talquote von 16,7 Prozent auf 18,6
Prozent. 

Trotz der hohen Belastungen,
die die aktuelle EZB-Prüfung ver-
ursacht, will die MünchenerHyp
im zweiten Halbjahr an die Erfolge
der ersten sechs Monate des Jahres
anknüpfen und strebt vor allem in
der Wohnimmobilienfinanzierung
ein höheres Neugeschäftsvolumen
als im Vorjahr an.

Steuererhöhungen -
und es gibt sie doch
Ergebnisse der Hebesatzumfrage 2014 der IHK 

Niederbayern und des DIHK

Die Gemeinden haben mit ihrerHebesatzpolitik fürdie Gewerbe- und
die Grundsteuer einen großen Einfluss auf die Standortattraktivität.
Das gilt erst recht seit den Veränderungen bei der Gewerbesteuer, die
durch die gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen von Kosten der Un-
ternehmen entstanden sind. Trotz des Wettbewerbs unter den Kom-
munen wird weiter an der Steuerschraube nach oben gedreht. 

Die durch die IHK Niederbay-
ern bei 17 Gemeinden (Deggen-
dorf, Dingolfing, Eggenfelden, Er-
golding, Hauzenberg, Landau/Isar,
Landshut, Osterhofen, Passau,
Pfarrkirchen, Plattling, Pocking,
Regen, Straubing, Vilsbiburg,
Vilshofen und Zwiesel) turnus-
gemäß durchgeführte Umfrage
über die Höhe der gemeindlichen
Realsteuerhebesätze hat ergeben,
dass nur die Städte Eggenfelden
und Regen die Grundsteuer A und
B um 3,03 Prozent von 330 auf
340 Punkte beziehungsweise um
10,4 Prozent von 480 auf 530
Punkte erhöht haben. Die Real-
steuerhebesätze 2014 für Nieder-
bayern können im Internet unter
www.ihk-niederbayern.de/real-
steuern abgerufen werden. 

Unter allen Gemeinden ab
20.000 Einwohnern hat in Bayern
nur die Stadt Coburg von 275 auf
300 Prozentpunkte erhöht. Beim
gewogenen Bundesdurchschnitt
(430 Prozent) fällt die Dynamik in
diesem Jahr mit + 1 Prozentpunkt
geringer aus. Es gibt allerdings
auch hier einige Ausreißer nach
oben wie zum Beispiel Lucken-
walde (Brandenburg, + 55 Pro-
zentpunkte), Wittmund (Nieder-
sachsen, + 50 Prozentpunkte) und
Bremerhaven (Bremen, + 40 Pro-
zentpunkte). Nur wenige, insbe-
sondere kleinere Gemeinden wie
Quedlinburg (Sachsen-Anhalt, -
10 Prozentpunkte) und Monheim
(Nordrhein-Westfalen, - 15 Pro-
zentpunkte) haben den Hebesatz
für die Gewerbesteuer immerhin
gesenkt. 

Die Spreizung beim Gewerbe-
steuerhebesatz hat 2014 erneut zu-
genommen. Spitzenreiter bei der
Gewerbesteuer sind Marl (Nord-
rhein-Westfalen, 530 Prozent),
Elsdorf (Nordrhein-Westfalen,
520 Prozent) und Oberhausen
(Nordrhein-Westfalen, 520 Pro-
zent). Am unteren Rand operieren
Monheim (Nordrhein-Westfalen,
285 Prozent), Eschborn (Hessen,
280 Prozent) und Bad Soden am
Taunus (Hessen, 280 Prozent). 

Bei der Grundsteuer B ist die
Dynamik ausgeprägter, denn der
durchschnittliche gewogene He-
besatz steigt um vier Prozentpunk-
te auf 502 Prozent an. Hier sind
auch die Ausschläge höher. Den
größten Anstieg im Landesdurch-
schnitt verzeichnet Hessen, hier
vor allem in Gießen (+ 220 Pro-
zentpunkte) und Bad Nauheim (+
220 Prozentpunkte). In Sachsen-
Anhalt ist der Landesdurchschnitt
hingegen gesunken. Verantwort-
lich dafür sind die Hebesatzsen-
kungen in Köthen (- 25 Prozent-
punkte) und in Merseburg (- 50
Prozentpunkte). 

Auch die Spreizung bei den He-
besätzen der Grundsteuer B fällt
deutlich stärker aus als bei der Ge-
werbesteuer. Jahrelang lag Berlin
mit 810 Prozent unangefochten an
der Spitze. Nunmehr haben sowohl
Haltern am See (Nordrhein-West-
falen) als auch Selm (Nordrhein-
Westfalen) einen Hebesatz von 825
Prozent. Am unteren Ende liegt In-
gelheim am Rhein mit einem He-
besatz von 80 Prozent, danach folgt
Eschborn mit 140 Prozent.
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Intelligente Lösungen für 
bayerische Kommunalkunden

Wir machen uns stark für die Kommunen
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen und 

kommunalen Unternehmen ein lückenloses Leistungsspektrum an. Dazu gehört insbesondere 

die Finanzierung von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten. Außerdem begleiten wir 

Sie bei Maßnahmen zur Energieeinsparung im Rahmen der Energiewende oder der Analyse 

und Optimierung von Kreditportfolien. Unsere Förderbank, die BayernLabo, ergänzt diese 

Leistungen durch ihr Angebot zinsgünstiger Kommunalkredite und spezieller kommunaler 

Förderprogramme. Sie möchten uns und unser Angebot persönlich kennenlernen? 

Dann wenden Sie sich für weitere Informationen an uTelefon +49 89 2171-22013

Unser 
Service für

Halbjahresbilanz der BayernLB:

Solides Kundengeschäft 
in schwierigem Marktumfeld

Zinsüberschuss stabil, Provisionsüberschuss um 11 Prozent erhöht

München. DerBayernLB-Konzern hat das erste Halbjahr2014 mit
einem Ergebnis in Höhe von 527 Mio. Euro vor Steuern abge-
schlossen. Im Vorjahreszeitraum hatte das Ergebnis vorSteuern bei
813 Mio. Euro gelegen, war allerdings durch den Veräußerungsge-
winn von 351 Mio. Euro aus dem Verkauf der Immobilientochter
GBWAGpositiv beeinflusst. Bereinigt um diesen Sondereffekt stieg
das Ergebnis vor Steuern um 65 Mio. Euro bzw. 14 Prozent ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum.

Johannes-Jörg Riegler, Vor-
standsvorsitzender der BayernLB:
„Wir haben im ersten Halbjahr ein
gutes Ergebnis vor Steuern erwirt-
schaftet. Unser Kundengeschäft
lief in den ersten sechs Monaten
trotz Niedrigzinsumfeld und inten-
sivem Wettbewerb sehr solide.
Wir sind operativ auf Kurs.“

Der Provisionsüberschuss konn-
te gegenüber dem Vorjahr um 12
Mio. Euro auf 116 Mio. Euro ge-
steigert werden, der Zinsüber-
schuss blieb mit 831 Mio. Euro
stabil auf Vorjahresniveau (Vj.:
831 Mio. Euro).

Weitere Reduzierung
der Kostenbasis

Parallel zum operativen Kun-
dengeschäft kam die Bank auch
bei der Reduzierung der Kosten-
basis voran. Insgesamt konnte der
Verwaltungsaufwand im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum um 7,3
Prozent auf 537 Mio. Euro ge-
senkt werden. Dabei machten sich
erste Erfolge aus dem Ende 2013
gestarteten Kostensenkungspro-
gramm, insbesondere niedrigere
IT-Kosten bemerkbar. Dem ge-
genüber standen gestiegene Auf-
wendungen für Prüfungs- und Be-
ratungsleistungen, insbesonde-
re im Zusammenhang mit dem
Comprehensive Assessment der
Europäischen Zentralbank (EZB).

Die BayernLB profitierte im er-
sten Halbjahr 2014 von Nettoauf-
lösungen der Risikovorsorge im
Kreditgeschäft bei der BayernLB-
Bank und der LBLux und weist ei-
nen positiven Wert von 45 Mio.
Euro (Vj.: -40 Mio. Euro) aus. Die
Risikovorsorge der DKB blieb mit
-67 Mio. Euro konstant (Vj.: -68
Mio. Euro).

Verkauf der MKB

Das Ergebnis nach Steuern be-
trug im 1. Halbjahr 153 Mio. Euro
(Vj.: 584 Mio. Euro). Der Rück-
gang resultiert aus einem negati-
ven Ergebniseffekt in Höhe von
311 Mio. Euro, der im Zusam-
menhang mit dem Verkauf der
MKB steht. Gemäß der Rech-
nungslegungsvorschrift IFRS 5
wurden Wertminderungen im Er-

gebnis aus aufgegebenen Ge-
schäftsbereichen bereits im ersten
Halbjahr ergebniswirksam verar-
beitet.

Segment „Corporates &
Mittelstand, Financial
Institutions“

Das Segment „Corporates, Mit-
telstand & Financial Institutions“
erwirtschaftete in den ersten sechs
Monaten des Geschäftsjahres
2014 ein Ergebnis vor Steuern in
Höhe von 129 Mio. Euro (Vj.: 159
Mio. Euro). Der Zinsüberschuss
konnte trotz verhaltener Kredit-
nachfrage, niedrigem Zinsniveau
sowie hohem Wettbewerbsdruck
stabil gehalten und der Provisions-
überschuss gesteigert werden. Die
Nachfrage nach Zins- und Kurssi-
cherungsinstrumenten war auf
Grund des wenig volatilen Zinsni-
veaus in den ersten sechs Monaten
rückläufig. Insgesamt konnten die
Erträge jedoch auf Vorjahresni-
veau gehalten werden. 

Der Rückgang des Ergebnisses
vor Steuern in „Corporates, Mittel-
stand & Financial Institutions“ er-
klärt sich durch Auflösungen der
Risikovorsorge im Vorjahreszeit-
raum. Im ersten Halbjahr 2014 lag
die Risikovorsorge im Rahmen
der Erwartungen.

Segment „Immobilien &
Sparkassen/Verbund“

Das Ergebnis vor Steuern des
Segments lag mit 154 Mio. Euro
deutlich über dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum (Vj.: 110 Mio.
Euro), wobei der Bereich „Immo-
bilien“ ein Ergebnis vor Steuern in
Höhe von 100 Mio. Euro (Vj.: 56
Mio. Euro) erzielte. Er profitierte
u. a. von höheren Margen, einem
verbesserten Provisionsergebnis
im Neugeschäft sowie einer gün-
stigeren Entwicklung der Risiko-
vorsorge. 

Das Ergebnis vor Steuern im Be-
reich „Sparkassen & Verbund“ er-
höhte sich insbesondere aufgrund
eines verbesserten Zinsüberschus-
ses auf 20 Mio. Euro (Vj.: 14 Mio.
Euro). Die BayernLabo, das För-
derinstitut der BayernLB, steuerte
28 Mio. Euro (Vj.: 35 Mio. Euro)

zum Ergebnis bei, die Real I.S. 5
Mio. Euro (Vj.: 2 Mio. Euro).

Segment „DKB“

Vor dem Hintergrund des Nied-
rigzinsumfeldes und des intensi-
ven Wettbewerbs im Privatkun-
denmarkt entwickelte sich das Er-
gebnis der DKB sehr solide. In
den ersten sechs Monaten des Ge-
schäftsjahres schloss die DKB mit
einem Ergebnis vor Steuern in
Höhe von 68 Mio. Euro (Vj.: 80
Mio. Euro) ab. Das niedrigere Er-
gebnis ist im Wesentlichen auf die
im ersten Halbjahr 2013 erzielten
Erträge aus Wertpapierverkäufen
zurückzuführen sowie auf Auf-
wendungen im Zusammenhang
mit dem im April 2014 erfolgten
Verkauf der Beteiligung an den
Stadtwerken Cottbus. 

Der DKB ist es im hart um-
kämpften Retailmarkt gelungen,
die Kundenzahl mit 160.000 Neu-
kunden auf jetzt nahezu 3 Millio-
nen zu steigern sowie das Kredit-
volumen auf knapp 57,9 Mrd. Eu-
ro (Vj.: 55,9 Mrd. Euro) und die
Kundeneinlagen auf 46,8 Mrd.
Euro (Vj.: 42 Mrd. Euro) zu er-
höhen.

Segment „Markets“

Das Ergebnis vor Steuern des
Segments „Markets“ ist im ersten
Halbjahr 2014 auf -38 Mio. Euro
zurückgegangen (Vj.: 16 Mio. Eu-
ro). Das Ergebnis ist maßgeblich
durch den Bewertungsverlust ei-
nes Derivats (Credit Value Ad-
justment) sowie von der insge-
samt schwachen Nachfrage nach
Finanzinstrumenten geprägt. Die
mit Marketsprodukten in den
Kundensegmenten erwirtschafte-
ten Erträge wurden darüber hin-
aus im Rahmen des Geschäfts-
modells der BayernLB weiterhin
unter den jeweiligen Einheiten
ausgewiesen. 

Segment „Non Core Unit“

Das Ergebnis vor Steuern von
143 Mio. Euro (Vj.: 398 Mio. Eu-
ro) lag deutlich unter dem durch
den Entkonsolidierungsgewinn
aus dem Verkauf der GBW AG
geprägten Vorjahreszeitraum. Der
Bereich „Restructuring Unit“ er-
zielte im ersten Halbjahr 2014 ein
deutlich über dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum liegendes Er-
gebnis von 51 Mio. Euro (Vj.: 27
Mio. Euro), das wie bereits im
Vorjahr durch die Auflösung von
Risikovorsorge geprägt war. Da-
gegen entwickelten sich die Ge-
samterträge, vor allem das Zinser-
gebnis, bedingt durch den Portfo-
lioabbau rückläufig.

Von besonderer Bedeutung für
die BayernLB ist die Veräußerung
der ungarischen Bank MKB, wo-
bei das Closing der Transaktion
bis Ende September vorgesehen
ist. Der Verkauf setzt in erhebli-
chem Umfang zur Risikoab-
deckung genutztes Eigenkapital
frei. Die harte Kernkapitalquote
(CET 1-Quote) der Bank wird
durch die Transaktion mit 0,3 Pro-
zentpunkten kaum belastet.

Die BayernLB verfügt zum 30.
Juni 2014 über eine sehr solide
CET 1-Quote von 14,4 Prozent
und ist damit für den Asset Quality
Review der EZB mit anschließen-
dem Bankenstresstest im vierten
Quartal gut gerüstet.

Ausblick

Mit Blick auf die Geschäftsent-
wicklung in der zweiten Jahres-
hälfte sagte Johannes-Jörg Riegler,
Vorstandsvorsitzender der Bayern-
LB: „Das zweite Halbjahr wird
weiterhin geprägt sein von niedri-

gen Zinsen, einem starken Wettbe-
werb insbesondere im Geschäft
mit mittelständischen Kunden so-
wie von geopolitischen Risiken.
Trotz dieses schwierigen Umfelds
erwarten wir ein deutlich positives
Ergebnis in unserem Kernge-
schäft.“

Sonderbelastung

Wie bereits im Geschäftsbericht
2013 angekündigt, wird das Kon-
zern-Jahresergebnis gemäß IFRS
stark durch die notwendige Ent-
konsolidierung der MKB geprägt
sein. Im ersten Halbjahr 2014 be-
lastete die MKB das Konzerner-
gebnis mit 311 Mio. Euro. Nach
dem Closing der Transaktion im
September werden ein Entkonsoli-
dierungseffekt in Höhe von bis zu
500 Mio. Euro sowie der bekannte
Forderungsverzicht in Höhe von
rund 270 Mio. Euro ergebniswirk-
sam zu berücksichtigen sein. Auf-
grund der Sonderbelastung durch
den Verkauf der MKB wird das
Konzernergebnis im Gesamtjahr
trotz positiver Ergebnissituation
im Kerngeschäft negativ sein.

Ehrgeizige Ziele

„In den kommenden Monaten
werden wir in allen Unterneh-
mensbereichen daran arbeiten, im
Kundengeschäft weiter profita-
bel zu wachsen sowie unsere
Kosten- und Effizienzprogram-
me voranzutreiben“, so Johan-
nes-Jörg Riegler. „Wir werden
darüber hinaus unser kundenori-
entiertes Kapitalmarktgeschäft
neu aufstellen und im Zuge des-
sen für unsere Kunden in Ergän-
zungen unseres Produktangebots
investieren. Ein sichtbares Zei-
chen für unsere ehrgeizigen Zie-
le ist die bereits erfolgte Ernen-
nung von Ralf Woitschig zum
neuen Kapitalmarktvorstand der
BayernLB.“

DSGV-Präsident Fahrenschon:

Landesbanken sind unverzichtbarer
Teil des deutschen Bankenmarktes

Wie der Präsident des Deutschen Sparkassen- und Girover-
bandes (DSGV), Georg Fahrenschon, in Berlin deutlich mach-
te, hätten die Landesbanken in den vergangenen Jahren enor-
me Anstrengungen unternommen, um ihr Geschäftsmodell zu
optimieren. „Sie haben aus der Vergangenheit gelernt und kon-
sequent gehandelt. Das würde ich mir auch von manch ande-
rer Bank in Europa wünschen“, erklärte Fahrenschon.

Seit Ende 2008 seien die Risiko-
positionen der Landesbanken um
fast die Hälfte (-48,7 Prozent) abge-
baut worden. Die Summe aller Ak-
tiva sank im gleichen Zeitraum um
35,4 Prozent bzw. 554 Mrd. Euro.
Das Bilanzvolumen aller in
Deutschland tätigen Kreditinstitute
habe sich im gleichen Zeitraum
aber lediglich um 12,5 Prozent ver-
ringert. Fahrenschon: „Hier gibt es
bei vielen anderen Banken noch er-
heblichen Nachholbedarf.“

Fahrenschon verwies dar-
auf, dass es den Landesbanken in
den vergangenen Jahren gelungen
sei, ihren Marktanteil im wichtigen

Geschäftskundensegment stabil bei
rund 18 Prozent zu halten. „Das
zeigt zum einen, dass die Unterneh-
men in Deutschland Vertrauen zu
den Dienstleistungen ihrer jeweili-
gen Landesbank haben. Das ver-
deutlicht aber auch die enorme
Kompetenz der Institute am
Markt.“

Der Anpassungsprozess sei aber
noch nicht komplett beendet: „Ein
großer Teil des Weges liegt hinter
uns. Die Kernkapitalquote der
Landesbanken hat sich inzwischen
auf knapp 14 Prozent nahezu ver-
doppelt, die Institute sind solide
aufgestellt.“

BayernLB finanziert zwei
weitere Seniorenresidenzen

Einrichtungen in Hamburg und bei Bonn
Volumen von mehr als 30 Mio. Euro 

München –Die BayernLB hat die Finanzierung von zwei
Seniorenresidenzen in Hamburg und in der Nähe von
Bonn übernommen. Sie stellt einer Gruppe namhafter In-
vestoren 30 Mio. Euro Fremdkapital für den Erwerb der
beiden Immobilien zur Verfügung. 

Sehr gute Bewertung

Die Pflegeheime werden von großen deutschen Betrei-
bern gemanagt. Beide Einrichtungen sind gut am Markt
eingeführt: Die insgesamt 230 vollstationären Betten so-
wie 230 betreuten Wohnungen sind im Branchenvergleich
überdurchschnittlich ausgelastet. Der Medizinische Dienst
der Krankenkassen bewertet beide Seniorenresidenzen mit
„sehr gut“. 

Die BayernLB ist einer der führenden Finanzierer von Se-
niorenimmobilien in Deutschland. Das Portfolio umfasst der-
zeit 60 Objekte. Darunter sind Seniorenstifte und Residenzen
mit rund 3.000 Wohnungen sowie vollstationäre Pflegeein-
richtungen mit etwa 5.500 Betten mit Schwerpunkt in Bay-
ern. Die BayernLB leistet damit einen wichtigen Beitrag zur
Versorgung der Bevölkerung mit seniorengerechtem Wohn-
raum und passenden Pflegeangeboten.

Neue Markenkampagne der Sparkassen
Warum heißen Sparkassen eigentlich nicht Banken? Was macht den

Unterschied einer Sparkasse aus und was geschieht mit der halben
Milliarde Euro, die von der Sparkassen-Finanzgruppe jedes Jahr für
das gesellschaftliche Engagement in Deutschland ausgegeben wer-
den? Antworten auf diese und andere Fragen rund um die 417 Spar-
kassen liefert die Themenseite „was-uns-anders-macht.sparkasse.de“,
die auch direkt über www.sparkasse.de im Internet erreichbar ist.

Die Webseite ist Teil der neuen Markenkampagne unter dem Mot-
to „Der Unterschied beginnt beim Namen“. Sie soll informieren, war-
um die Sparkassen anders sind als eine Bank und warum ihnen die
Menschen seit über 200 Jahren ihr Vertrauen schenken.

„Ein klares Markenverständnis ist die Grundlage, um sich po-
sitiv von den Wettbewerbern abzuheben“, betonte Georg Fah-
renschon, Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverban-
des (DSGV), anlässlich des Kampagnenstarts. Der Schwerpunkt
der Kampagne liegt in nationalen Print-Anzeigen, einem Fern-
sehspot und dem Internet.
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Leitfaden für den konsolidierten
Jahresabschluss nach Art. 102 a

Gemeindeordnung
Kommunen, die sich dafür entschieden haben, ihre Haushalts-
wirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen
Buchführung zu führen, sind nach Art. 102 a GO verpflichtet, ei-
nen konsolidierten Jahresabschluss aufzustellen. Sinn und Zweck
des konsolidierten Jahresabschlusses ist es, einen Gesamtü-
berblick über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kom-
mune zu ermöglichen, indem der Jahresabschluss der Kommune
mit den Jahresabschlüssen nachgeordneterAufgabenträger zu ei-
nem Gesamtabschluss als eine einzige Rechnungslegung über alle
Aktivitäten einer Kommune zusammengefasst wird. Die Schaf-
fung dieses Gesamtüberblicks ist eines der zentralen Ziele der Re-
form des kommunalen Haushaltsrechts.  

Nachdem mit der Erstellung ei-
nes konsolidierten Jahresab-
schlusses Neuland betreten wird,
hat das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern, für Bau und Ver-
kehr zusammen mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden in Bay-
ern und dem Bayerischen Kom-
munalen Prüfungsverband eine
Arbeitsgruppe gebildet. 

Methodisches Grundkonzept

Als Modellkommunen haben
die Gemeinden Königsbrunn und
Gröbenzell, die Städte München,
Nürnberg und Coburg sowie die
Landkreise Ebersberg und Mühl-
dorf am Inn im Rahmen eines ge-

meinsamen Projekts in den Jah-
ren 2012 bis 2014 ein methodi-
sches Grundkonzept für die Er-
stellung eines konsolidierten Jah-
resabschlusses erarbeitet. Die
Projektergebnisse bilden die
Grundlage für den entwickelten
Leitfaden.

Abrufbarer Leitfaden

Ziel des Leitfadens ist es auch,
Vereinfachungsmöglichkeiten
aufzuzeigen, um ein angemesse-
nes Verhältnis zwischen Aufwand
und Erkenntnisgewinn zu ge-
währleisten. Der Leitfaden mit
seinen Anlagen kann dem Inter-
netauftritt des Bayerischen Ge-

meindetags entnommen werden.
Er steht aber auch im Rahmen des
Internetauftritts des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern,
für Bau und Verkehr unter:
http://www.stmi.bayern.de/suk/
kommunen/komf inanzen /
haushaltsrecht/index.php zur Ver-
fügung.

Vorgaben

Der konsolidierte Jahresab-
schluss ist erst ab dem fünften
Haushaltsjahr aufzustellen, das
dem Haushaltsjahr der Einführung
der Haushaltswirtschaft nach den

Grundsätzen der doppelten kom-
munalen Buchführung durch die
jeweilige Kommune folgt, nicht
jedoch vor 1. Januar 2012.

Die zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde kann auf Antrag ei-
nen späteren Zeitpunkt bestim-
men, wenn eine vollständige
Konsolidierung noch nicht mög-
lich ist. Für Anträge auf Fristver-
längerung bis zum Jahr 2017
(Aufstellungsjahr) bedarf es mit
Blick auf den bisher nicht zur
Verfügung stehenden Leitfaden
keiner weiteren Begründung.
Mit dem Leitfaden für den kon-
solidierten Jahresabschluss ste-
hen jetzt neben den Haushalts-
mustern zur KommHV-Doppik,
dem Leitfaden zur Vermögenser-
fassung und Bewertung, dem
Produkt- und Kontenrahmen
wichtige Hilfen im Falle des
Umstiegs vom kameralen auf
das doppische Rechnungswesen
zur Verfügung.

Stadtsparkasse München:

Verzicht auf
Überziehungszinsen

Günstigerer Konsumentenkredit
als Alternative zum Dispokredit 

Die Stadtsparkasse München verzichtet seit 1. August 2014 dar-
auf, Privatkunden einen über dem Dispozins liegenden Überzie-
hungszins zu berechnen. Bisher signalisierte der Überziehungs-
zins dem Kunden, dass der vereinbarte Kreditrahmen über-
schritten wurde.

Nun hat die Stadtsparkasse ei-
nen neuen Weg eingeschlagen, um
ihre Kunden noch stärker bei ihrer
Finanzplanung zu unterstützen:
„Wir sprechen unsere Kunden re-
gelmäßig persönlich oder per
Kontoauszug an, wenn der Dispo-
kredit häufig ausgeschöpft ist. An-
stelle des Dispos bieten wir ihnen
zum Beispiel den wesentlich gün-
stigeren Konsumentenkredit - ent-
weder zur Tilgung des Dispositi-
onskredits oder für geplante An-
schaffungen. Mit dieser Strategie
kommen wir noch besser unserer
Sparkassenphilosophie nach, un-
sere Kunden fair und bedarfsge-
recht zu beraten“, begründet Dr.
Thomas Grützemacher, Risiko-
vorstand und stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der Stadtspar-
kasse München, den Verzicht auf
den Überziehungszins.

Beim Online-Angebot Sparkas-

sen-Privatkredit direkt erhalten
Kunden feste Konditionen für die
gesamte Laufzeit zwischen 12 und
84 Monaten. Der effektive Jahres-
zins für dieses Angebot beträgt
4,99 Prozent und gilt für Kredit-
summen zwischen 3.000 und
25.000 Euro. 

Zum Vergleich: Die Zinsen für
einen Dispositionskredit liegen ak-
tuell bei 11,15 Prozent p. a. Der
Zinssatz des zumeist zeitlich unbe-
grenzt eingeräumten Dispokredits
ist höher als bei einem Darlehen
mit fest vereinbarter Laufzeit und
Tilgung, da der Dispokredit jeder-
zeit flexibel ausgeschöpft und
zurückgezahlt werden kann. Somit
ist seine Inanspruchnahme nur
schwer kalkulierbar. Der Dispo ist
als Reserve für den kurzfristigen
Bedarf gedacht, zum Beispiel für
unvorhergesehene Ausgaben oder
kleinere Anschaffungen.

Beratungsprotokolle:

Netzer fordert
anlegergerechte Regulierung 
in der Wertpapierberatung

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bay-
ern, warnt erneut eindringlich vor den Folgen einer über-
bordenden Regulierung in der Anlageberatung. Sie führe
zu einer Zurückhaltung vieler Kreditinstitute in der Akti-
enberatung. Auch Kunden fühlten sich durch das gefor-
derte Maß an Bürokratie häufig überstrapaziert.

Bekräftigt sieht er seine Haltung durch die kürzlich vorge-
legte Studie des Deutschen Aktieninstituts, in der die Auswir-
kungen der Regulierung auf den Umfang und den Prozess der
Aktienberatung für die betroffenen Kreditinstitute und ihre
Kunden umfassend untersucht wurden. „Was anfangs gut ge-
meint war, mündet häufig in kontraproduktive Bürokratie“, so
Netzer. Wie bereits mehrfach, zuletzt im Juli am Bayerischen
Sparkassentag 2014 in Kempten gefordert, betont er: „Gerade
in der derzeitigen Niedrigzinsphase muss der Weg zum Ver-
mögensaufbau mit Wertpapieren offen gehalten werden. Kun-
den müssen deshalb auch die Möglichkeit bekommen, auf be-
lastende Beratungsprotokolle zu verzichten.“

Flexibilisierung regulatorischer Schranken

Die Studie des Deutschen Aktieninstituts „Regulierung
drängt Banken aus der Aktienberatung“ stellt fest, dass sich vor
allem kleinere Kreditinstitute in der Aktienberatung zurückhal-
ten. Dies könne nicht im Sinne der Verbraucher sein, so Netzer.
Wenn Verbraucherschutz nicht nur schützt, sondern letztlich
beim langfristigen Vermögensaufbau behindert, sei der Punkt
erreicht, an dem die Regulierung neu überdacht werden müsse.
Ziel müsse eine Anlageberatung sein, die den Anleger zuver-
lässig und verständlich unterstützt. Man müsse jetzt über eine
Flexibilisierung regulatorischer Schranken nachdenken, damit
nicht weiterhin wichtige Anlageinstrumente wie z.B. Aktien
faktisch ausgegrenzt werden, da sowohl Berater als auch Kun-
den bürokratische Hürden scheuen. „Eine Möglichkeit zum
freiwilligen Verzicht auf das seit 2010 obligatorische Bera-
tungsprotokoll wäre eine Schritt in die richtige Richtung“, so
Netzer.

Netzer unterstützt damit die Forderung an die Bundesregie-
rung, die im Koalitionsvertrag festgelegten Grundsätze in an-
legergerechte Rahmenbedingungen umzusetzen. Danach sol-
len „die Zweckmäßigkeit und Verständlichkeit von Produktin-
formationsblättern und Beratungsprotokollen regelmäßig über-
prüft und Verbesserungen umgesetzt werden“.

Was hast Du drauf?
Als regionales Kreditinstitut hat die Stadtsparkasse Augsburg zu-
sammen mit der Augsburger Social Media Agentur SportBrain
Entertainment auf Facebook ein eigenes Quiz für Smartphone, Ta-
blet und PC entwickelt. Das Besondere an dieserApp: Alle Fragen
beziehen sich auf Augsburg, Friedberg und die Region. Beispiele
dazu: Wieviel kostet ein Nachtbus-Ticket in Augsburg? Woher
kommt nochmal der König von Augsburg? Und wie viele Jahre hat
Friedberg auf dem Buckel? Von einfach bis schwer warten hunder-
te Fragen in den Kategorien Geschichte, Kultur, Szene und Sport
auf die Antworten der Online- Spieler. 

Wie bei der TV-Sendung
„Wer wird Millionär“ werden
für jede Frage vier Antworten
geboten. Ebenso nimmt die
Schwierigkeit von Frage zu
Frage zu, insgesamt gibt es 10
Schwierigkeitsstufen. 

Für jede Aufgabe gibt es für
die Auswahl der richtigen Ant-
wort 15 Sekunden Zeit. Ein Jo-
ker hilft weiter. Wer nicht wei-
ter weiß, kann die Frage tau-
schen. Bei falschen Antworten
fängt man wieder von vorne
an. 

Insgesamt können in jeder
Kategorie pro Spielrunde (ma-
ximal) 10 Fragen richtig beant-

wortet werden – je schneller,
desto mehr Punkte gibt es. Ge-
wonnen haben die Spieler mit
der höchsten Punktzahl. Bei
falschen Antworten wird die
richtige Lösung verraten. 

Man kann sein Wissen alleine
testen oder wie bei der bekannten
Quizduell-App gegen einen Spie-
ler eigener Wahl antreten. Der Ge-
genspieler bekommt die gleichen
Fragen aus der gewählten Katego-
rie. Attraktive Fragen können in-
klusive vier Antwortmöglichkei-
ten an socialmedia@sska.de ge-
mailt werden. Wissenstest ge-
fällig? www.facebook.com/
stadtsparkasse.augsburg

Monopolkommission
stößt auf Gegenwehr

Verbandsversammlung des Zweckverbandes
der Sparkasse Passau

Mit dem Angriff auf das Regionalprinzip der Sparkassen stößt
die Monopolkommission auf Gegenwehr. Dies kam in der
jüngsten Zweckverbandssitzung der Sparkasse Passau, dem
Gremium der Trägervertreter der Sparkasse Passau, nochmals
zum Ausdruck. „Es darf nicht sein, dass aufgrund der Gleich-
macherei einer Kommission ein bewährtes und erfolgreiches
Modell aufgeweicht und kaputt gemacht wird“, stellte Franz
Meyer, Bezirksverbandsvorsitzender der niederbayerischen
Sparkassen und Vorsitzender des Zweckverbands der Spar-
kasse Passau, fest. 

„Die Verabschiedung des Re-
gionalprinzips der Sparkassen
wäre nicht nur ein Verstoß ge-
gen nationale Gesetze, sondern
auch ein Akt der Blindheit.“ Mit

strukturell schwächeren Ge-
bieten sowie für Stabilität
durch die örtlichen Markt-
kenntnisse.

Risikobegrenzung

Das Prinzip der Risikobe-
grenzung hat sich Meyer zufol-
ge gerade in der Finanzmarkt-
krise bewährt und die Kredit-
versorgung der Wirtschaft gesi-
chert. Das Regionalprinzip ste-
he für nachhaltiges Wachstum
in der Region - mit der Region.
Das Geschäftskapital der Spar-
kassen sei fast ausschließlich
aus der Geschäftstätigkeit mit
den Menschen und Unterneh-
mern ihres Geschäftsgebietes
erworben. Sie setze dieses auch
wieder zum Nutzen ihres Ge-
schäftsgebietes ein.

Regionale Sparkassen seien
auch die Hausbanken der Kom-
munen. Als wichtiger Wirt-
schaftsfaktor trügen sie zum
Wohl der Region bei.

Neue Risiken vermeiden

„Nicht auszudenken, was
passiert, wenn der ruhige Ge-
genpol, den die Sparkassen bis-
lang in Finanzmarktkrisen dar-
stellten, wegfällt!“, betonte
Franz Meyer. „Das können wir
uns nicht leisten! Das fördert
keinen Wettbewerb, sondern
neue Risiken fernab der regio-
nalen Realwirtschaft. Das ist
rechtlich und ökonomisch
falsch!“

Daher stehe man geschlossen
hinter dem seit fast 200 Jahren
bewährten Erfolgsmodell der
Sparkassen „In der Region für
die Region“, machte Meyer
deutlich. Eine Aufforderung
an alle, für die Sparkassen in
ihrer bestehenden Form einzu-
treten.

Seit 50 Jahren
„Gut für die Region“
Sparkassenfiliale Konzell feierte „goldenes“ Jubiläum

Mit einem kleinen Empfang feierte die Sparkassenfiliale Konzell
ihr 50-jähriges Jubiläum. Stellvertretender Vorstandsvorsitzender
Dr. Martin Kreuzer begrüßte hierzu Landrat Josef Laumer, Bür-
germeister Friedrich Fuchs, Gebietsdirektor Karl-Heinz Lorper
und das Geschäftsstellenteam. 

Dr. Kreuzer erinnerte in seiner
Begrüßung an die Anfänge der
Sparkasse Konzell. Am 3. August
1964 wurde die Geschäftsstelle
durch die Kreissparkasse Bogen in
der St.-Nepomuk-Straße unter der
Leitung von Franz Maier eröffnet.
Maier leitete die Geschäftsstelle
vier Jahre lang. Von 1968-1970 war
Hans-Christian Brandl für die Ge-
schäftsstelle verantwortlich. Ansch-
ließend leitete Ferdinand Hobels-
berger die Sparkasse Konzell. 

Fünf Jahre nach Eröffnung in
Konzell zog die Filiale unter der
Geschäftsstellenleitung von Wolf-
gang Vogl in die neuen Räume am
Kirchplatz 7. Seit 35 Jahren hat
Wolfgang Vogl mit seiner freund-
lichen und kompetenten Art den
Erfolg der Sparkasse Konzell kon-
tinuierlich ausgebaut, “ betonte der
stellvertretende Vorstandsvorsit-
zende. Im März 2013 zog die Ge-
schäftsstelle in ihre jetzigen Räu-
me im „Haus Menachtal“. Dabei
wurde die Technik und Mobiliar
auf den neuersten Stand gebracht. 

Treue zur Sparkasse

„Dass die Sparkasse Konzell
das Vertrauen der Kunden vor Ort
genießt, wird durch die wachsen-
den Geschäftszahlen deutlich“,
sagte Gebietsdirektor Lorper. So
hat das Kreditvolumen um fast
57% zugenommen und es werden
817 Konten in Konzell betreut, das
sind elf Prozent mehr als im Jahr
2007. Lorper bedankte sich bei al-
len Kunden und Geschäftsfreun-
den für die Treue zur Sparkasse.
Viele Kunden schätzen einen per-
sönlichen Ansprechpartner vor
Ort, der durch keine Internetbank
ersetzt werden kann, so der Ge-
bietsdirektor. 

Landrat Josef Laumer über-
brachte die Glückwünsche des
Landkreises. Der stellvertretende
Verwaltungsratsvorsitzende der
Sparkasse Niederbayern-Mitte
freute sich, dass die Sparkasse seit
einem halben Jahrhundert in Kon-
zell fest verwurzelt ist. Sie ist ein
starker und zuverlässiger Finanz-
partner für den Landkreis Strau-

bing-Bogen. Aber auch das gesell-
schaftliche Zusammenleben in
Konzell wird von der Sparkasse
durch diverse Spenden an Vereine
und Institutionen gefördert, stellte
Landrat Laumer heraus. Er hoffe,
dass die Sparkasse auch zukünftig
sowohl mit bester Beratung von
Mensch zu Mensch als auch für
die Unterstützung der heimischen
Vereine zur Verfügung steht. 

Bürgermeister Fuchs gratulierte
ebenfalls zum 50. Geburtstag der
Geschäftsstelle. Er ist stolz, dass er
die Sparkasse zu den Traditions-
unternehmen in Konzell zählen
darf. „Mit der ganzheitlichen Be-
ratung der Sparkasse können die
Menschen ihre Ziele und Wün-
sche für die Zukunft verwirkli-
chen. Damit ist die Sparkasse ein
Partner, um die Lebensqualität vor
Ort zu sichern und zu steigern“, be-
tonte der Bürgermeister und er-
gänzte: „Darüber hinaus unterstütz-
te die Geschäftsstelle seit Anfang
an die Gemeinde mit einem moder-
nen und vielfältigen Produkt- und
Beratungsangebot.“ Durch ihre be-
sten Kenntnisse über die regionalen
Verhältnisse, insbesondere auch
über die heimische Wirtschaft, sei
die Sparkasse allen Kunden, Unter-
nehmen und Kommunen ein pro-
fessioneller Partner. 

Abschließend bedankte sich
Geschäftsstellenleiter Wolfgang
Vogl bei seinen Gästen für die
Glückwünsche und das große Ver-
trauen der Kunden in Konzell.
Dies ist für ihn und sein Team der
größte Anreiz, sich für die Interes-
sen der Konzeller einzusetzen und
den Kunden mit bester Beratung
in allen Geldangelegenheiten und
mit Förderung von sozialen, sport-
lichen und kulturellen Projekten
zur Seite zu stehen, betonte der
Geschäftsstellenleiter. 

Vize-Vorstand Kreuzer dankte
dem Geschäftsstellenteam seiner-
seits für die jahrelange hervorra-
gende Zusammenarbeit. „Wir sind
stolz auf unser tolles Team in Kon-
zell und freuen uns, so gut im
Markt verankert zu sein. Die Kun-
den fühlen sich in der Sparkasse
Konzell sehr wohl.“

Franz Meyer.

diesen Worten fasste Franz
Meyer die Ausführungen in der
Versammlung zusammen. Und
das nicht ohne Grund. Gerade
das Regionalprinzip sei unter
anderem die Stärke und der
Identitätskern der Sparkassen.

Für die Region

Jede Sparkasse ist nach Mey-
ers Worten rechtlich selbststän-
dig im festgelegten Geschäfts-
gebiet tätig. Das Regionalprin-
zip stütze die Grundversorgung,
Vielfalt, Stabilität und das
Wachstum in der Region – für
die Region. Es stehe für eine
flächendeckende Versorgung
der Bevölkerung mit Finanz-
dienstleistungen für alle sozia-
len Schichten. 

Durch seine Präsenz stehe
das Regionalprinzip zudem für
Vielfalt und Wettbewerb in al-
len Regionen – gerade auch in
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WIR FÖRDERN 
TAG UND NACHT
Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen.  
Als Förderbank für Bayern finanzieren wir klassische kommunale 
Projekte genauso wie Investitionen in regenerative Energien  
und höhere Energieeffizienz. Gerne beraten wir Sie, wie Sie mit 
unseren zinsgünstigen Darlehen Ihre Region fit für die Zukunft 
machen. Tel. 0800 – 21 24 24 0

LfAFörderbank Bayern:

Energie- und Umweltförderung
verdreifacht

Halbjahresbilanz der LfA Förderbank Bayern: Über 2.900 mittel-
ständische Unternehmen haben 2014 bislang rund 790 Millionen
Euro (Vorjahr 910 Mio. Euro) an Förderkrediten beantragt.
Während der Kreditbedarf bei größeren Mittelständlern verhalte-
ner ist als im vergangenen Rekordjahr, fragten kleine Betriebe und
Gründer 40% mehr staatlich zinsverbilligte Kredite nach. Dabei
steht die Finanzierung von Energieeffizienzmaßnahmen verstärkt
im Blickpunkt.

„Energieeffizienz ist ein
wichtiger Faktor bei der Bewäl-
tigung der Energiewende und
für den Mittelstand eine große
Herausforderung. Bei der Fi-
nanzierung der nötigen Maß-
nahmen helfen wir den bayeri-
schen Betrieben mit zinsverbil-
ligten Krediten der LfA“, er-
klärt Bayerns Wirtschaftsmini-
sterin und LfA-Verwaltungs-
ratsvorsitzende Ilse Aigner. 

Auf dem richtigen Weg 

Laut Aigner haben die Firmen
allein im ersten Halbjahr für 
Energie- und Umweltprojekte
nahezu 100 Millionen Euro an
Förderkrediten nachgefragt,
dreimal so viel wie im Vorjah-

reszeitraum. „Unser Mittelstand
ist damit auf dem richtigen
Weg“, machte die Ministerin
deutlich.

„Viele Firmen verdienen gut
und können sich aus Eigenmit-
teln finanzieren. Aber gerade
kleinere Betriebe und Gründer
haben größenbedingte Finanzie-
rungsnachteile – sie nutzten
auch im letzten Halbjahr unsere
Förderkredite kräftig, um Mo-
dernisierungen in Höhe von
rund 1,2 Milliarden Euro zu
verwirklichen. Durch diese In-
vestitionen konnten die Unter-
nehmen über 64.000 bestehende
Arbeitsplätze sichern und rund
3.300 neue Arbeitsplätze schaf-
fen“, erklärt LfA-Chef Dr. Otto
Beierl.

Dr. Otto Beierl.

LfA Förderbank Bayern:

Nachhaltigkeitsbericht
veröffentlicht

„Nachhaltigkeit finanzieren und leben“ ist ein Grundsatz, an
dem sich die LfA Förderbank Bayern ausrichtet. Die betref-
fenden Maßnahmen und neue Ziele werden im LfA Nachhal-
tigkeitsbericht 2013/2014 erstmals veröffentlicht. Der Bericht
gibt einen Überblick über die wesentlichen ökonomischen,
ökologischen und sozialen Aspekte der Tätigkeiten der Bank. 

„Nachhaltigkeit ist Teil unse-
rer Unternehmensziele und die-
ses Bemühen zahlt sich aus: Zum
Beispiel haben wir die Förderan-
gebote für Energie- und Umwelt-
projekte verbessert, dadurch das
Fördervolumen in diesem Be-
reich verdreifacht und so zu mehr
Energieeffizienz im Mittelstand
beigetragen. Auch auf die Grün-
dungs-, Digitalisierungs-, und In-
novationsförderung werden wir
künftig noch mehr Wert legen,
weil der Standort Bayern dadurch
dauerhaft an Qualität gewinnt“,
sagt LfA-Vorstandschef Dr. Otto
Beierl.

Zahlreiche Aktivitäten 

Neben dem operativen Ge-
schäft mit nachhaltigen Förder-
programmen umfassen die
Nachhaltigkeitsaktivitäten auch
die interne Organisation und
den Bereich der gesellschaftli-
chen Verantwortung. Ziele sind
dabei zum Beispiel eine gelebte
Unternehmensverantwortung,
Chancenvielfalt am Arbeits-
platz, effiziente Geschäftspro-
zesse, Ressourcenschonung so-

wie Umwelt- und Nachhaltig-
keitszertifizierungen.

Ein Blick auf die Nachhaltig-
keitsziele 2012 zeigt folgende
Erkenntnisse: Im Bereich der
Umweltschutzmaßnahmen wur-
de der in 2011 begonnene Aus-

reich abgeschlossen. Durch den
weiteren konsequenten Aus-
tausch und Einsatz von Energie-
sparlampen, die Erneuerung
elektrischer Anlagen, Geräte
und Maschinen konnte der
Stromverbrauch weiter gesenkt
werden.

Rechenzentrum
und Fuhrpark

Abgeschlossen werden konn-
te – soweit technisch möglich –
auch die Zusammenlegung von
Servern, was zu einer deutli-
chen Einsparung von Energie
beim Betrieb der Geräte und vor
allem bei der Kühlung des Re-
chenzentrums führt. Im Bereich
des Fuhrparks, wo zur Reduzie-
rung des Kraftstoffverbrauchs
stets die auf den Markt kom-
menden Angebote an Fahrzeu-
gen mit Hybridtechnologie oder
elektrischer Antriebstechnolo-
gie geprüft werden, wurde Ende
2013 das erste rein elektrisch
betriebene Fahrzeug beschafft;
die Lieferung erfolgt in 2014.

Die anstehenden Rezertifi-
zierungsprozesse für bereits er-
worbenen Umweltschutz- und
Nachhaltigkeitszertifikate konn-
ten erfolgreich beendet und die
Gültigkeitsdauer der jeweiligen
Zertifikate verlängert werden.

Die Einführung von SAP-

Standardsoftware zur Sicherung
eines nachhaltigen Geschäfts-
prozesses der LfA wurde erfolg-
reich begonnen. Die Umsetzung
des Bayerischen Energiegiekon-
zepts „Energie Innovativ“ konnte
erfolgreich mit entsprechenden
Förderprogrammen für mittelstän-
dische Unternehmen (Investivkre-
dit Energie) sowie für Kommunen
(Infrakredit Energie) begleitet
werden. 

Tiefengeothermie

Auch das bayerische Tiefen-
geothermieprogramm wurde
fortgesetzt. Im Bereich der
nachhaltigen Infrastrukturförde-
rung konnte eine Finanzierung
von Vorhaben zur Breitbander-
schließung mit zinsgünstigen
Darlehen über den Infrakredit
Breitband eingeführt werden,
wovon insbesondere der ländli-
che Raum profitiert und an
Qualität als Wirtschaftsstandort
gewinnt.

Der Nachhaltigkeitsbericht
der LfA kann unter www.lfa.de
heruntergeladen werden.

Die LfA wurde 1951 gegrün-
det und ist die staatliche Spezial-
bank zur Förderung des Mittel-
stands in Bayern. Das Geschäfts-
modell der LfA ist darauf gerich-
tet, strukturelle Wettbewerbs-
nachteile kleiner und mittlerer
Betriebe auszugleichen und da-
durch für Chancengleichheit zu
sorgen. Die Förderkredite wer-
den grundsätzlich bei den Haus-
banken der Unternehmen bean-
tragt und über diese ausgereicht.
Um den Wirtschaftsstandort
Bayern zu stärken, unterstützt
die LfA auch kommunale Infra-
strukturvorhaben.

Informationen zu den Finan-
zierungsmöglichkeiten bietet
die LfA-Förderberatung: Tele-
fon: 0800 / 21 24 24 0 (kosten-
frei), www.lfa.de

tausch konventioneller Büroar-
tikel durch umweltfreundliche
Materialien im Jahr 2012 erfolg-

Gutachten zum kommunalen Finanzausgleich:

Eine gute Basis für eine
gründliche Erörterung

Das Gutachten des Finanzwissenschaftlichen Forschungsinsti-
tuts an der Universität zu Köln liegt im Entwurf vor. Es schafft
laut Informationsbrief des Bayerischen Städtetags (IBdBSt) 
eine gute Basis für eine gründliche Erörterung komplizierter
Fragen zu Gemeindeschlüsselzuweisungen, Steuerkraft und
Ermittlung des Ausgabenbedarfs. Dies soll im Herbst beim
Kommunalgipfel Thema sein. 

Alle vier kommunalen Spit-
zenverbände haben einver-
nehmlich mit dem Finanzmini-
sterium und dem Innenministe-
rium dieses Gutachten in Auf-
trag gegeben, um die Vertei-
lungssystematik detailliert zu
untersuchen. Alle Beteiligten
haben sich im Vorfeld gemein-
sam auf diesen Gutachter geei-
nigt und haben zusammen einen
differenzierten Fragenkatalog
erarbeitet. Das Gutachten prüft
Neujustierungen im Gefüge des
Finanzausgleichs.

Das Gutachten sieht eine Not-
wendigkeit für die Einwohnerge-
wichtung und landesweit einheit-
liche Nivellierungshebesätze –
derzeit stellt das Finanzministeri-
um Probeberechnungen an, um
die Auswirkung der komplexen
mathematischen Formeln zu te-
sten. Die Gutachter unterstrei-
chen, dass zur Beurteilung der Er-

gebnisgerechtigkeit die Einnah-
men und die Ausgaben zu be-
trachten sind. Damit wird die
isolierte Forderung zurückge-
wiesen, die lediglich Eingriffe
bei der Berechnung der Steuer-
kraft vornehmen will. 

Position bestätigt

Das Gutachten bestätigt nach
Darstellung des IBdBSt die Positi-
on des Städtetags, wonach bei Or-
ten mit Zentralitätsfunktionen ei-
ne Bedarfsanerkennung mit Ein-
wohnergewichtung und weiteren
Zentralitätsindikatoren notwendig
ist; damit werden auch die Zentra-
litätsfunktionen der kreisangehö-
rigen Gemeinden berücksichtigt.
Revolutionäre Veränderungen
werden wohl nicht stattfinden, ha-
be Ministerpräsident Horst Seeho-
fer beim Bayerischen Städtetag in
Altötting festgestellt. 

Die Finanzausgleichsstruktur
in Bayern ähnle naturgemäß der
Struktur der Ausgleichssysteme
in anderen Bundesländern, die
wiederum von vielen Gutach-
tern überprüft und für tragfähig
beurteilt wurden. In der Diskus-
sion um die Einwohnergewich-
tung werde oft der Eindruck er-
weckt, dass der Bürger einer
Großstadt „mehr wert“ wäre als
der Bürger eines Dorfes. Es ge-
he nicht um die Wertigkeit von
Menschen, sondern um eine 
Bemessungsgröße, die den un-
terschiedlichen Bedarf einer
Kommune rechnerisch abbildet.
Denn eine größere Stadt habe
vielfältigere Aufgaben zu erfül-
len als eine Kleinstadt, eine
Kleinstadt habe mehr Aufgaben
zu erfüllen als ein Dorf. Dies
sind Schulen, soziale Leistun-
gen, medizinische oder kulturel-
le Einrichtungen. So nutzten
auch Bürger von Umlandge-
meinden die Einrichtungen ei-
ner Stadt, sie erhielten Hilfe im
Krankenhaus, Kinder besuchten
weiterführende Schulen. Thea-
ter oder Museen stünden allen
offen. 

Den Kommunen muss laut
IBdBSt über den Finanzaus-
gleich eine Finanzausstattung
zur Verfügung stehen, die den
Aufgaben einer Kommune ge-
recht wird. Die gern genannte
Formel stimme nicht, wonach
arm ist, wer klein und ländlich
ist und reich ist, wer groß und
städtisch ist. Die Zuspitzung auf
eine künstliche Kluft zwischen
angeblich reichen Großstädten
und armen ländlichen Räumen
sei falsch, die Realität anders
und differenzierter. Ministerprä-
sident Seehofer habe dies bün-
dig auf zwei Sätze gebracht:
„Man darf nicht glauben, dass
man den Schwachen hilft, wenn
man die Starken schwächt.“
Und: „Dem ländlichen Raum ist
nicht gedient, wenn wir die
Städte in unzumutbarer Weise
schwächen.“

Höhere Zuweisungen für den
ÖPNV in der Oberpfalz

„Fast 3,3 Millionen Euro fürdie Oberpfalz und mehrals 1,0 Mil-
lionen Euro für die Stadt Regensburg - das sind erfreulich hohe
Zuweisungen für den Öffentlichen Personennahverkehr in un-
serer Region“, teilte FinanzstaatssekretärAlbert Füracker mit. 

Die staatlichen Zuweisungen kommen über das Bayerische
Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr den Land-
kreisen und kreisfreien Städten als Aufgabenträger des allge-
meinen öffentlichen Personennahverkehrs zugute. Die Zuwei-
sungen im Regierungsbezirk Oberpfalz erhöhen sich insgesamt
um rund 4,8 Prozent.

Insgesamt stellt Bayern rund 51 Millionen Euro für den Öf-
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) bereit. Davon fließe
der Großteil in den ländlichen Raum. Die staatlichen Zuwei-
sungen unterstützen die Landkreise und kreisfreien Städte bei
der Finanzierung des allgemeinen ÖPNV mit Bussen, Straßen-
und U-Bahnen.
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Versicherungskammer Bayern:

Start der Beratungsoffensive
„1.000 Euro Zusatzrente“

Die Versicherungskammer Bayern startet ab sofort eine Bera-
tungsoffensive, die aufzeigt, wie eine private Zusatzrente von 1.000
Euro pro Monat aufgebaut werden kann. Im Fokus der Initiative
stehen dabei vor allem Singles und Erwachsene ohne Kinder im Al-
ter zwischen Anfang Dreißig und Mitte Fünfzig. Dieser Personen-
kreis ist zumeist beruflich wie privat etabliert und hat auch Maß-
nahmen für die Altersvorsorge getroffen. Dennoch drohen im Alter
spürbare Einbußen aufgrund einer längeren Lebenserwartung so-
wie sinkender Leistungen aus der staatlichen Rente.

„Mit unserer Beratung wollen
wir aufzeigen, wie eine monatli-
chen Rente von 1.000 Euro er-
reicht werden kann und welche
zusätzlichen  Maßnahmen der pri-
vaten und betrieblichen Vorsorge
dafür am besten geeignet sind“, er-
läutert Vorstandsmitglied Klaus G.
Leyh von der Versicherungskam-
mer Bayern. In Zeiten niedriger
Kapitalmarktzinsen müsse man
entweder länger sparen oder mehr
zurücklegen, um sein Sparziel zu
erreichen, so Leyh.

Das Angebotsspektrum der
privaten und betrieblichen Al-
tersvorsorge ist heute so breit
wie nie zuvor und bietet damit
für jede Situation, jedes Alter
und jeden Geldbeutel passende
Möglichkeiten: So kann man
entweder einen größeren Geld-
betrag auf einmal anlegen oder
monatlich sparen. Mit Riester
kann man von staatlichen Zula-
gen profitieren, mit dem Pro-
dukt FlexVorsorge Vario der
Versicherungskammer Bayern
von positiven Kapitalmarktent-
wicklungen. Für Angestellte
lohnt sich außerdem fast immer
eine betriebliche Altersvorsor-

ge, mit der die Steuer- und Ab-
gabenlast stark gesenkt werden
kann.

die Hinterbliebenen ab. Hinzu
kommen einmalige Steuervorteile
sowohl in der Anspar- als auch
Auszahlungsphase. Bei Neuver-
trägen mit monatlichen Spar-
beiträgen bietet die Versicherungs-
kammer Bayern alles in allem im
Jahr 2014 eine Gesamtverzinsung
von 3,6 Prozent – und das bei
höchster Sicherheit.

Analyse der Gesamtsituation

Welche Altersvorsorge jeweils
am besten geeignet ist, hängt je-
doch von verschiedenen Faktoren
ab wie dem Alter, bereits bestehen-
den Maßnahmen der Altersvorsor-
ge, dem verfügbaren Einkommen
oder steuerlichen Überlegungen.
„Aus diesem Grund empfiehlt sich
unbedingt ein persönliches Bera-
tungsgespräch, in dem die Ge-

samtsituation des Kunden analy-
siert und gemeinsam Ziele defi-
niert werden“, sagt Leyh.

Maßgeschneiderter
Vorschlag

„Auf der Basis bestehender Vor-
sorgemaßnahmen kann man dann
sehen, wie viel Geld zusätzlich
zurückgelegt werden muss,
um am Ende eine zusätzliche
Privatrente von monatlich
1.000 Euro zu erreichen“, so
Leyh. Eine gute Beratung ge-
he dabei stets von den Wün-
schen und Möglichkeiten des
Kunden aus, etwa in Sachen
Sicherheit, Steuern und staat-
lichen Zuschüssen oder lang-
fristiger Flexibilität, und ma-
che dem Kunden einen maß-
geschneiderten Vorschlag, der
optimal zur jeweiligen Situati-
on passt.

Interessenten können auf
www. versicherungskammer-
bayern.de mit Hilfe eines Onli-
ne-Rechners ihre persönliche
Versorgungslücke errechnen
und einen persönlichen Bera-
tungstermin vereinbaren.

Klaus G. Leyh.

Wichtigste Säule der privaten
Altersvorsorge bleibt weiterhin die
Lebensversicherung, denn im Ge-
gensatz zu anderen Sparformen
garantiert sie eine lebenslange
Rente, bietet Schutz vor elementa-
ren Lebensrisiken wie Berufsun-
fähigkeit und sichert im Todesfall

Neue Finanzkasse in Krumbach:

Erfolgreicher Start
Vor gut einem Jahr hat die Stadt Krumbach erstmals eine zen-
trale Finanzkasse erhalten. „Der Start verlief erfolgreich. Ein
weiterer Ausbau steht an. 60 krisensichere Arbeitsplätze wer-
den dann in der Stadt Krumbach geschaffen“, teilte Finanz-
staatssekretär Johannes Hintersberger bei einem Informati-
onsbesuch in der Finanzkasse Krumbach mit. Begleitet wurde
er von MdLAlfred Sauter und MdL Dr. Hans Reichhart.

Die zentrale Finanzkasse für
Nordschwaben sei eine wichtige
strukturpolitische Maßnahme für
die Stadt und die Region. Diese
werde stufenweise aufgebaut und
soll im Endausbau voraussichtlich
60 Vollzeitkräfte umfassen, teilte
Hintersberger mit. In einer ersten
und zweiten Stufe wurden die Kas-
senangelegenheiten der Finanzäm-
ter Günzburg und Dillingen nach
Krumbach verlagert. Ein weiterer
Ausbau wird im Herbst 2014 in
Angriff genommen werden, sobald
die Räume im Gebäude Nordstraße
seitens des Vermieters fertig saniert
worden sind. Im Endausbau werde
die Finanzkasse Krumbach auch
für die Finanzämter Neu-Ulm,
Nördlingen, Augsburg-Stadt und -
Land zuständig sein. 

Mit der Zentralisierung der Fi-
nanzkassen wird nach den Worten
von Hintersberger der Personal-
einsatz optimiert. Synergieeffekte
sorgen für eine gleichmäßigere

Auslastung der Bearbeiter. Bislang
habe jedes Finanzamt über eine ei-
gene Kasse verfügt. Diese be-
schäftigten zwischen 2 und 23 Ar-
beitskräften. Mit der Bündelung
der Finanzkassen mache Bayern
einen weiteren wichtigen Schritt
zum modernen Staat. 

„Die Neuorganisation der Fi-
nanzkassen sorgt für verbesserte
Arbeitsabläufe und mehr Effekti-
vität. Mitarbeiter werden dabei
nicht gegen ihren Willen versetzt.
Stattdessen übernimmt frei wer-
dendes Personal andere Aufgaben
in dem jeweiligen Finanzamt. Mit-
arbeiter können frei entscheiden
und sich aktiv für andere Bereiche
an ihrem bisherigen Arbeitsort be-
werben“, betonte Hintersberger.
Die 80 Finanzkassen werden an
19 Standorten zentralisiert. Im
Regierungsbezirk Schwaben
wird es zwei zentrale Finanzkas-
sen geben: in Kaufbeuren und in
Krumbach.

Finanzminister Söder:

1,5 Mio. Euro und ein Fest
zum 350. Geburtstag

von Schloss Nymphenburg
Zwei gute Gründe zu feiern: Das Nördliche Appartement wurde
für rund 1,5 Millionen Euro umfassend restauriert. „Damit hat
der Freistaat Bayern in den letzten zehn Jahren über 17 Millionen
Euro in das Schloss Nymphenburg investiert“, betonte Finanzmi-
nister Dr. Markus Söder. Außerdem jährt sich der Baubeginn von
Schloss Nymphenburg zum 350sten Mal. 

„Die rechtzeitige Fertigstellung
der Renovierung ist ein Geburts-
tagsgeschenk zum 350-jährigen
Jubiläum. Mit einem bunten Pro-
gramm für Groß und Klein kann
die Bevölkerung an der Geburts-
tagsfeier teilnehmen“, teilte Söder
aus Anlass der Fertigstellung der
erfolgreich abgeschlossenen um-
fangreichen Restaurierung des
Nördlichen Appartements und der
Ankündigung des Programms für
das Jubiläumsfest „350 Jahre Bau-
beginn Schloss Nymphenburg“
mit. Das Geburtstagsfest steigt am
12. September 2014, von 12 bis 22
Uhr bei freiem Eintritt in der
Schlosssanlage Nymphenburg in
München.

Neues Museumskonzept

Im Zusammenhang mit der Re-
staurierung des Nördlichen Appar-
tements im Mittelbau wurde in
den vier Räumen dieser bedeuten-
den Zimmerfolge ein neues Mu-
seumskonzept realisiert, das dem
Appartement wieder historische
Authentizität verleiht. Nicht nur
die wandfeste Raumdekoration,
sondern auch sämtliche Gemälde
und Ausstattungsstücke wurden
restauriert. „Kunst und Kultur
brauchen Förderer“ - Söder dankte
deshalb besonders allen generösen
Spendern, die zur Restaurierung
des Nördlichen Appartements bei-
getragen haben, wie der Erblasse-
rin Elisabeth Sophie Schmidhuber,
der Mooseder-Stiftung München,
der Ernst von Siemens Kunststif-
tung und der Bayerischen Landes-
stiftung.

Neue App

In den Erhalt des Kulturgutes
Nymphenburg wird auch weiter
investiert, kündigte Söder an.
2015 wird die Restaurierung der
Innenräume von Schloss Nym-
phenburg fortgeführt. Ende des
kommenden Jahres werde sich
der gesamte nördliche Bereich
des Schlossrundgangs wieder in
gepflegtem Erscheinungsbild
und schlüssigem Museumskon-
zept präsentieren. Im Anschluss
daran soll die Restaurierung auf
der Südseite fortgesetzt werden.

Für Besucher des einladend
großen Schlossparks mit seinen

Parkburgen eine wertvolle Hil-
fe: Söder stellte die neue App für
den Schlosspark Nymphenburg
vor. Der Park wird anhand von 23
Stationen vorgestellt. Der Nutzer
kann zwischen drei Tourenvor-
schlägen und einem freien Rund-
gang durch den Park wählen. Die
App beinhaltet Audiodateien, Bil-
dergalerien und Videos, zum Bei-
spiel einen Octocopterflug zur
Veranschaulichung der Sichtach-
sen des Parks, Präsentationen zum
Eisernen Haus, dem Badenburger
See und der Pagodenburg. Für
Kinder und Jugendliche ist ein
Spielemodul dabei.

Sonderführungen

Bei der Jubiläumsfeier lädt die
Bayerische Schlösserverwaltung
zu Sonderführungen durch
Schloss und Park ein, auch zu
sonst verborgenen Orten wie dem
Dachstuhl des Schlosses, und zu
Kinderführungen. Zu einer Musik-
führung „La douceur de vivre - die
galante Welt des 17. und 18. Jahr-
hunderts“ lädt das Ensemble Tri-
Foglio. Barockes Tanzvergnügen
zum Mitmachen bietet die Gruppe
„Tanz durch die Jahrhunderte“.
Gondelfahrten auf dem Mittelka-
nal wie zu Zeiten Kurfürst Max
Emanuels vermitteln einen Ein-
druck von Venedig in Nymphen-
burg. Kulinarisches zum Geburts-
tag gibt es im Schlosscafé im Pal-
menhaus und in der Schlosswirt-
schaft Schwaige.

Touristische Attraktion

Die einzigartige Gesamtanla-
ge aus Architektur, Garten und
Wasser machen Schloss Nym-
phenburg zu einem der bedeutend-
sten Barockschlösser in Europa
und zu einer touristischen Attrak-
tion allerersten Ranges. Mit rund
350.000 Besuchern im Jahr
zählen das Schloss und die Park-
bauten zu den meist besuchten
Sehenswürdigkeiten des Schlös-
serlandes Bayern. Der Festsaal
als eines der Meisterwerke des
bayerischen Rokoko, die welt-
berühmte Schönheitengalerie
König Ludwigs I. und das Ge-
burtszimmer König Ludwigs II.
stellen für die Besucher beson-
dere Höhepunkte dar.

Neue AKDB-Website:

Mehr Service im 
modernen Gewand

Service, Lösungen und Neuigkeiten auf einen Blick: Die AKDB
präsentiert sich mit einem komplett neu gestalteten Internetauf-
tritt. Auch online will der führende Anbieter kommunaler IT-Lö-
sungen die Kundenfreundlichkeit in den Mittelpunkt stellen und
hat die neue Webseite konsequent auf den Informationsbedarf sei-
ner Kunden und Interessenten ausgerichtet. Auf der Startseite
sind nun alle aktuellen Themen und Veranstaltungen direkt auf
einen Blick erkennbar. 

Besucher der Seite gelangen mit
nur einem Klick zur gewünschten
Lösung und Anwender der AKDB
Fachverfahren finden im neuen
Fortbildungsbereich schnell das
passende Schulungsangebot. 

„Neue Gesetzgebungen, der
technologische Wandel und die
Vielfalt der Herausforderungen in
der Verwaltung sorgen für einen
erhöhten Informationsbedarf und
Anspruch kommunaler Mitarbei-
ter an ihren IT-Partner. Darauf rea-
gieren wir und möchten mit unse-
rer neuen Webseite eine aktuelle

Informationsplattform für Kunden
und Interessenten schaffen“, er-
klärt Wolfram Weisse, Leiter
Kommunikation und Marktent-
wicklung bei der AKDB. 

Zum Start konzentriert sich die
neue Webseite schlank und kom-
pakt auf das Wesentliche: „Wir
werden unser Online-Informati-
onsangebot zukünftig weiter aus-
bauen und unseren Webbesu-
chern genau die Informationen
verfügbar machen, die auch rele-
vant und nützlich sind“, macht
Weisse deutlich.

Gruppenaufnahme der Finanzreferenten mit Staatssekretär
Johannes Hintersberger (Mitte).

Staatssekretär Hintersberger:

Arbeit der Finanzreferenten
ist wichtige Unterstützung

für die Politik
Finanzreferenten der Länder tagten in Hohenschwangau

Nach 17 Jahren fand die Jahrestagung der Finanzreferenten
der Länder wieder in Bayern statt. „Ich freue mich sehr, dass
Sie für Ihre wichtige Tagung Hohenschwangau in Schwaben
ausgewählt haben“, begrüßte Johannes Hintersberger, Finanz-
staatssekretär, gemeinsam mit Stefan Rinke, dem Ersten Bür-
germeister der Gemeinde Schwangau, die Finanzexperten aus
Bund und Ländern in Hohenschwangau.

„Mit Ihrer Arbeit leisten Sie
eine wichtige Unterstützung
für uns Finanzpolitiker“, so
Hintersberger weiter. In der
dreitägigen Tagung der Refe-
renten werden aktuelle Her-
ausforderungen in der Finanz-
politik unter den Ländern dis-
kutiert. Ziel ist es, im Vorfeld
zur nächsten Finanzminister-
konferenz und der Sitzung des
Finanzausschusses des Bun-
desrats im September gemein-
sam getragene Lösungsmög-
lichkeiten unter den Ländern
auszuloten. 

Aufgabenpaket

Aufgabe der insgesamt 16 Fi-
nanzreferenten - jeweils ein Re-

ferent pro Land - ist die Vorbe-
reitung der Sitzungen und Tref-
fen der Finanzpolitiker. Gleich-
zeitig begleiten sie die Bundes-
gesetzgebung aus Ländersicht.
Die Sitzungen der Referenten
finden elfmal pro Jahr, immer
im Vorfeld des Bundesratsple-
nums in Berlin, statt. Einmal
pro Jahr findet die große Jahres-
tagung statt, jeweils in einem
anderen Bundesland.

„Ihre Vorarbeit hilft uns, in
unseren Sitzungen über Länder-
grenzen hinweg effektiv vorzu-
gehen. Bei der Vielzahl an zu
behandelnden Themen ist dies
eine unerlässliche Unterstüt-
zung“, dankte Hintersberger
den Finanzreferenten ab-
schließend.

KPV-Bundesvorsitzender Liebing:

Weitere kommunale Entlastung
Das Bundeskabinett hat den Ge-

setzentwurf zur weiteren Entla-
stung von Ländern und Kommu-
nen ab 2015 beschlossen. Dazu er-
klärt der KPV-Bundesvorsitzende
Ingbert Liebing: „Die Entschei-
dung des Bundeskabinetts ist für
die Kommunen in Deutschland ein
wichtiger Schritt zur weiteren Stär-
kung der kommunalen Selbstver-
waltung. Die im Koalitionsvertrag
für die Zeit ab 2015 vereinbarte
Entlastung der Kommunen wird
mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf konkretisiert und festgezurrt.“

Liebing weiter: „Wichtig ist, dass
es uns gelungen ist, gegenüber der
ursprünglichen Formulierung des

Referentenentwurfes frühzeitig ei-
ne Änderung einzubringen: In der
Gesetzesbegründung heißt es nun-
mehr nicht mehr, dass die Träger
der Eingliederungshilfe um fünf
Milliarden Euro entlastet werden.
Bei dieser Formulierung hätte we-
gen der unterschiedlichen Finanzie-
rungsstruktur der Eingliederungs-
hilfe die Gefahr bestanden, dass die
Entlastung vor allem bei den Län-
dern und weniger bei den Kommu-
nen angekommen wäre. Mit dem
nun gefundenen Text bleibt die
Möglichkeit erhalten, dass das Geld
auch tatsächlich bei den Kommu-
nen ankommt. Für die Kommunen
ist das ein wichtiges Signal.”
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Wir finden auch für Sie die beste Lösung.

Mehr Informationen unter:
www.versicherungskammer-bayern.de

Unsere fl exible Altersvorsorge macht alles mit!
Wir haben 1.000 Pläne.

München startet kommunales
Warnsystem KATWARN 

Versicherungskammer Bayern unterstützt Landeshauptstadt 
bei Information der Einwohner und Schadenprävention

Die Landeshauptstadt München hat das Warn- und Informa-
tionssystem KATWARN in Betrieb genommen. Oberbürger-
meister Dieter Reiter drückte gemeinsam mit Barbara Schick,
Vorstandsmitglied der Versicherungskammer Bayern (VKB),
Ortwin Neuschwander, Leiter Verbindungsbüro Politik und
Wirtschaft vom Fraunhofer-Institut FOKUS und dem Chef
der Münchner Berufsfeuerwehr, Oberbranddirektor Wolfgang
Schäuble, den symbolischen Startknopf. 

Ab sofort informiert KAT-
WARN bei Gefahrensituationen
wie z. B. Großbränden, Bom-
benblindgängern oder auch im
Pandemiefall in der Landes-
hauptstadt sowie bei extremen
Unwettergefahren. Alle Bürge-
rinnen und Bürger können sich
über eine Smartphone-App oder
Mobiltelefon anmelden. 

Die technische Plattform für das
vom Institut Fraunhofer FOKUS
entwickelte System, wird von der
Versicherungskammer Bayern ge-
meinsam mit allen Öffentlichen
Versicherern in Deutschland zur
Verfügung gestellt. 

Barbara Schick, Vorstands-
mitglied der Versicherungs-
kammer Bayern: „Als traditio-
nell stark der Region verbunde-
nes Versicherungsunternehmen
und als der Kommunalversiche-
rer in Bayern unterstützen wir
seit Jahrzehnten Einrichtungen
wie z. B. die Feuerwehren und
Lösungen, die dazu beitra-
gen, Schäden zu vermeiden
oder zu vermindern. Mit unserer
Beteiligung an KATWARN und
durch unsere langjährige Zu-
sammenarbeit mit dem Institut
Fraunhofer FOKUS bieten wir
eine weitere Möglichkeit, Men-

schenleben und materielle Wer-
te zu schützen.“ 

Als Ergänzung zu den beste-
henden Warnsystemen (z. B.
Radio- und Lautsprecherdurch-
sagen) der Behörden, Feuer-
wehr, Polizei oder anderen Ein-
satzkräften bietet KATWARN
der Integrierten Leitstelle Mün-
chen die Möglichkeit, sich ge-
zielt an die Bürgerinnen und
Bürger zu wenden. Zum Bei-
spiel mit Warnhinweisen wie:
Großbrand – Warnung der Feu-
erwehr für die Stadt München,
öffentliche Plätze verlassen,
Fenster geschlossen halten. 

„KATWARN unterstützt die
Arbeit unserer Einsatzkräfte“,
sagt Oberbürgermeister Reiter.
„Je schneller die Menschen
gewarnt und informiert wer-
den, desto eher können sie be-
reits erste Maßnahmen ergrei-
fen, um sich und ihre Mitmen-

schen in Sicherheit zu bringen.“
KATWARN steht allen Bür-

gerinnen und Bürgern kostenlos
als Smartphone-App zur Verfü-
gung. Innerhalb des Stadtgebie-
tes ermöglicht es Warnungen
und Verhaltenshinweise, die
sich auf den aktuellen, persönli-
chen Standort beziehen. Zusätz-
lich sind zwei weitere Postleit-
zahl-Gebiete einstellbar. Zum
Beispiel die Wohnadresse. Da-
mit erhält man auch in der Ar-
beit oder im Urlaub die Warn-
hinweise zu seiner Wohnadres-
se. Diese Auswahl kann zu jeder
Zeit aufgehoben, angepasst und
bei Bedarf ausgeschaltet wer-
den. Alternativ steht KAT-
WARN mit eingeschränktem
Funktionsumfang auch für War-
nungen per SMS oder E-Mail
zur Verfügung. 

„Als ortsspezifische Besonder-
heit erhalten die Aussteller des
Oktoberfestes über KATWARN
zusätzliche Informationen zu Be-
trieb und Sicherheit der Großver-
anstaltung, zum Beispiel dann,
wenn ein Unwetter droht und
Fahrgeschäfte zeitweilig ausge-
schaltet werden sollen“, sagt
Wolfgang Schäuble, Leiter der
Branddirektion München. 

Die Kosten für die Ein-
führung von einmalig 15.000
Euro und jährlich 3.000 Euro
für den Betrieb sowie die Ko-
sten für das Versenden der
Kurznachrichten trägt die Lan-
deshauptstadt München. KAT-
WARN ist bereits an verschie-
denen Orten in Deutschland 
im Einsatz, zum Beispiel in 
den bayerischen Landkreisen
Aschaffenburg, Deggendorf und
Altötting sowie in den Stadtstaa-
ten Hamburg und Berlin. 

Und so kann man sich bei
KATWARN anmelden: 

KATWARN als Smart-
phone-App: Die KATWARN-

Drückten den symbolischen Startknopf für KATWARN in
München: Ortwin Neuschwander von Fraunhofer FOKUS 
(v.l.), VKB-Vorstandsmitglied Barbara Schick, Münchens
Oberbürgermeister Dieter Reiter und Feuerwehrchef Ober-
branddirektor Wolfgang Schäuble. Bild: Konzern VKB

App gibt es kostenlos für iPho-
nes und Android-Smartphones.
Sie ist kompatibel mit dem
iPhone (ab iOS 5) sowie mit al-
len gängigen Android-Smart-
phones (ab Version 2.3.3). 

Innerhalb der mit KAT-
WARN versorgten Landkreise
und kreisfreien Städte bietet die
KATWARN-App ortsbasierte
Warnungen und Verhaltenshin-
weise zum aktuellen Standort
und zusätzlich zu zwei frei
wählbaren Postleitzahl-Gebie-
ten. Diese Auswahl kann zu je-
der Zeit aufgehoben, angepasst
und bei Bedarf ausgeschaltet
werden. 

KATWARN-Warnungen
per SMS und optional E-
Mail: SMS-Anmeldung an die
Service-Nummer 0163 / 7 55 88 42: 
- für Warnungen per SMS:
„Katwarn 12345“ (für das Post-
leitzahlengebiet 12345)
- für Warnungen per SMS 
und E-Mail: „Katwarn 12345

hans.mustermann@mail.de“
(für das Postleitzahlengebiet
12345)
- Abmeldung: „Katwarn aus“.

Außer den üblichen SMS-Ge-
bühren des Mobilfunkanbieters
für die einmalige SMS-Anmel-
dung bei KATWARN – und ge-
gebenenfalls für die Um- bzw.
Abmeldung – ist der Warndienst
kostenfrei. 

Wichtig: Es werden nur Post-
leitzahlen innerhalb der akti-
ven KATWARN-Gebiete berück-
sichtigt (Übersicht unter www.
katwarn.de). Außerhalb dieser
Gebiete versendet KATWARN
keine Warnungen. 

KATWARN per SMS-/E-
Mail berücksichtigt nur eine
Postleitzahl pro Handy. Die An-
gabe einer E-Mail-Adresse ist
optional. KATWARN ersetzt
nicht die lokalen Anweisungen
von Behörden, Polizei oder Ein-
satzkräften. Ihnen ist weiterhin
unbedingt Folge zu leisten.

Geretsried:

Richtig löschen
mit dem Schaumtrainer

Das Löschen mit Schaum ist eine hocheffiziente Methode der
Brandbekämpfung – doch sie muss gelernt sein. Ein qualifi-
ziertes Training in punkto Technik ist Voraussetzung für Feu-
erwehrleute, um im Schadenfall nicht das eigene Leben oder
die Umwelt zu gefährden und den Brandherd zu ersticken.

Deshalb hat die Staatliche
Feuerwehrschule Geretsried ein
Schaum-Seminar für Besondere

Führungsdienstgrade der Feuer-
wehren aus ganz Bayern ange-
boten. Trainiert haben die rund

60 Teilnehmenden mit einem
Schaumtrainer, den die Staatli-
che Feuerwehrschule Geretsried
von der Versicherungskammer
Bayern erhalten hat. 

In dem Kurs haben die Se-
minarteilnehmer beispielsweise
gelernt, welche Schaumart bei
einem Benzin-, Diesel oder Bio-
Kraftstoffbrand einzusetzen ist.
Außerdem haben sie am Schaum-
trainer geübt, das Schaumrohr
richtig zu führen und den sog.
Schaumanker an der richtigen
Stelle zu setzen. Er bildet den
Ausgangspunkt für das Auftra-
gen des Schaums.

Ausgeklügeltes Konzept

Dem Schaumtrainer liegt ein
ausgeklügeltes Konzept zu-
grunde: Die Anlage umfasst al-
le für einen Schaumeinsatz not-
wendigen Strahlrohre, Schläu-
che und Gerätschaften der Feu-
erwehr in einem verkleinerten
Maßstab. Es sind nur geringe
Mengen Schaum notwendig,
um alle in der Praxis vorkom-
menden Effekte simulieren zu
können. Die Ausbildung ist da-
durch ressourcenschonend und
umweltgerecht. Die Anlagen-
teile sind auf einem Plateauwa-
gen untergebracht und damit
mobil in der Feuerwehrschule
einsetzbar. 

„Ich bin hochbegeistert von
dieser Anlage. Man merkt, das
ist eine Anlage, die von Prakti-
kern für die Praxis erstellt wor-
den ist.“, freut sich Dr. Christian
Schwarz, Leiter der Staatlichen
Feuerwehrschule. Auch ein Se-
minarteilnehmer äußert sich
stellvertretend für die anwesen-
den Führungskräfte sehr posi-
tiv über die Übung mit dem
Schaumtrainer: „Der Vorteil ist,
dass ich es praktisch zeigen und
ausprobieren kann und die Teil-
nehmer sich nicht nur Fotos an-
schauen können.“

Ziel der Versicherungskam-
mer Bayern ist es, jedem Land-
kreis und jeder kreisfreien Stadt
in Bayern einen Schaumtrainer
bereit zu stellen. Die Übergabe
des Schaumtrainers an die
Staatliche Feuerwehrschule Ge-
retsried war die Premiere bei
der Realisierung dieses Vorha-
bens. Die Versicherungskam-
mer Bayern rüstet für rund
50.000 Euro alle drei staatlichen
Feuerwehrschulen in Bayern
mit Schaumtrainern aus.

Schaumtrainer im Einsatz.

DSGV-Präsident Fahrenschon:

Kein guter Tag
für Sparer in Europa

Als schlechten Tag für die Sparer in ganz Europa hat der Präsident
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, Georg Fah-
renschon, die erneute Zinssenkung durch die EZB bezeichnet. Die
Zinskosmetik verdeutliche, dass die Zentralbank immer näher an
das Ende ihrer geldpolitischen Möglichkeiten stoße. „Es ist schon
heute zu viel Liquidität im Markt, die Gefahr krisenhafter Zuspit-
zungen steigt durch den jetzigen Zinsschritt weiter. Die Zentralbank
hätte gut daran getan, Ruhe zu bewahren, um zunächst die bereits
getroffenen Maßnahmen wirken zu lassen“, betonte der Präsident. 

Angesichts des sehr niedrigen
Preisauftriebs im Euroraum und
der stockenden wirtschaftlichen
Erholung könne man in gewissem
Umfang Verständnis für den emp-
fundenen Handlungsdruck ent-
wickeln. „Der neuerliche Minia-
tur-Schritt bewirkt in der Sache
aber gar nichts und verstärkt den
Eindruck einer reinen Getrieben-
heit der Notenbank“, sagte Fah-
renschon. Ohnehin zeige der zu-
letzt deutlich rückläufige Außen-
wert des Euro bereits eine Ent-
spannung bei Preisen und Kon-
junktur, die ein Abwarten gerecht-
fertigt hätte.

Mit dem weiter ins Negative
verschärften Strafzins für die Ein-
lagefazilität nähere sich die EZB
zudem einem Punkt, an dem sie
eine verstärkte Bargeldhaltung
provoziere. Die Konkretisierung
des Ankaufs weiterer Assetklassen

- vor allem wohl ABS – zeige, dass
die EZB auch nicht davor zurück-
schrecke, aktiv in immer mehr
Märkte einzugreifen. „Die EZB
übernimmt damit immer mehr Ri-
siken in die eigenen Bücher.“ 

Die Ankäufe von Covered
Bonds scheinen dagegen auf den
ersten Blick in der Tradition schon
gesehener früherer Programme
der EZB zu stehen. Die Stoßrich-
tung sei allerdings diesmal anders.
„Wir müssen sehr gut achtgeben,
dass dies nicht schon der Einstieg
in ein Quantitative Easing ist“, so
Fahrenschon.

Wichtigstes Ziel müsse es blei-
ben, die Krisen durch Strukturre-
formen zu überwinden. Fah-
renschon: „Die EZB sollte nicht
länger versuchen zu tun, was sie
nicht erreichen kann. Sie nimmt
nur den Handlungsdruck von den
eigentlich Verantwortlichen.“
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VDV-Jahrestagung in Berlin:

Wirtschaftsfaktor
Öffentlicher Verkehr

Auf der Jahrestagung des Verbandes Deutscher Verkehrsunter-
nehmen in Berlin wurden unter dem Motto „Öffentlicher Verkehr
– Wirtschaftsfaktor und Lebensqualität“ die Branchenthemen mit
der Politik diskutiert. Pragmatische und konstruktive Lösungs-
möglichkeiten standen im Mittelpunkt des Dialogs. Im Rahmen der
Tagung legten unter anderem Bundesverkehrsminister Alexander
Dobrindt, Bahnchef Rüdiger Grube und der Präsident des Deut-
schen Städtetags und NürnbergerOberbürgermeister, Ulrich Maly,
ihre Positionen dar. 

Bundesverkehrsminister Alex-
ander Dobrindt setzt sich für eine
höhere Geldbuße für Schwarzfah-
rer in Bussen und Bahnen ein. Es
müsse darauf reagiert werden,
dass in diesem Bereich mehr Un-
fairness stattfinde, betonte der
CSU-Politiker. Er ermunterte die
Länder zu einer Initiative im Bun-
desrat. VDV-Präsident Jürgen
Fenske forderte, das „erhöhte Be-
förderungsentgelt“ zur wirkungs-
volleren Abschreckung von 40 auf
60 Euro anzuheben. Dobrindt ließ
eine künftige Höhe offen.

Zuwächse bei Bus und Bahn

VDV-Präsident Fenske verwies
darauf, dass Bus und Bahn Zu-
wächse verzeichnen und die Wirt-
schaft sich immer stärker auf Gü-
terzüge fokussiert. In den ersten
drei Monaten dieses Jahres fuhren
2,5 Milliarden Menschen mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln - 1,2
Prozent mehr als im ersten Quartal

2013. Im täglichen Betrieb bedeu-
te dies 30 Millionen zusätzlicher
Kunden, wobei insbesondere in
Großstädten und Ballungsregio-
nen die öffentlichen Verkehrsmit-
tel als Transporteure Spitzenposi-
tionen einnehmen und vor allem
die jüngere Generation, insbeson-
dere die 18- bis 29-Jährigen zu 70
Prozent auf den ÖPNV setzt.

Mehr Fahrgäste

Bereits im Jahr 2013 wuchs das
Verkehrsaufkommen im ÖPNV
im jahrelangen Trend weiter um
0,8 Prozent auf 9,8 Milliarden
Fahrgäste, stellt der VDV in sei-
nem Jahresbericht fest. Mehr als
elf Milliarden Euro wurden für
Fahrscheine ausgegeben, 3,3 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Doch
trotz der steigenden Finanzierung
durch die Nutzer blieb unter dem
Strich weniger Geld übrig. Da die
Kosten der Unternehmen für Per-
sonal und Material schneller stie-

gen, sank laut VDV-Statistik der
Kostendeckungsgrad im ÖPNV
um einen Prozentpunkt auf 77,1
Prozent.

Der Schienengüterverkehr in
Deutschland konnte in den ersten
beiden Monaten des Jahres eben-
falls um 2,6 Prozent zulegen.
Schienengüterverkehr lohnt sich
auf Langstrecken, zeigt die Stati-
stik. Hinsichtlich der Verkehrslei-
stung mit 112 Milliarden Tonnen-
kilometern befördern die Bahnen
in Deutschland etwa ein Viertel
der gesamten Fracht, obwohl sie
mit 370 Millionen Tonnen nur ein
Zehntel des gesamten Landver-
kehrsaufkommens für sich gewin-
nen können. 

Zustand der Infrastruktur

Bei allen Erfolgen darf man Prä-
sident Fenske zufolge aber nicht
vergessen, dass die Branche enor-
me Herausforderungen zu bewäl-
tigen hat. Zentrales Thema sei da-
bei der Zustand der Infrastruktur.
Über den Erhalt hinaus gebe es 
zudem weitere wichtige Ausbau-
projekte wie den Rhein-Ruhr-Ex-
press (RRX), die zweite S-Bahn-
Stammstrecke in München und
die S4 in und um Hamburg. Das
aufgrund der bestehenden Infra-
struktur machbare Programm in
der Hauptverkehrszeit entspreche
zudem vielerorts „nicht dem, was
wir anbieten wollen“. 

Die von der Bundesregierung
geplanten fünf Milliarden Extra-
Euro für die Infrastruktur in der
laufenden Legislaturperiode seien
zwar ein Schritt in die richtige
Richtung, aber noch nicht der
Durchbruch, bekräftigte Fenske.
Hier müsse mehr passieren, eben-
so wie in der Frage der Anschluss-
regelung für das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG).
Die im Koalitionsvertrag stehende
Formulierung, wonach man eine
Neuregelung anstrebe und mit den

Verhandlungen 2015 beginnen
wolle, fand beim VDV-Präsiden-
ten keine Zustimmung. 

Er appellierte in diesem Zusam-
menhang an die Länder, in ihrer
Gesamtheit und nicht nur wie bis-
her in neuen Fällen durch eine
Zweckbindung der aktuellen flie-
ßenden Mittel dem Bund gegenü-
ber deutlich zu machen, dass Geld
für die Infrastruktur benötigt wird.
Gefragt seien jetzt konkrete Lö-
sungen für die Finanzprobleme
und keine Zuständigkeitsdebatten
im Zuge der Föderalismusreform.

Um die Instandhaltung der deut-
schen Verkehrswege zu finanzie-
ren, ist laut einer repräsentati-
ven Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts Forsa die Mehr-
heit der Bundesbürger dafür, dass
der Solidaritätszuschlag künftig in
einen Infrastrukturzuschlag umge-
wandelt wird. 52 Prozent der Be-
fragten befürworteten diesen Vor-
schlag. Besonders groß ist die Zu-
stimmung mit 72 Prozent bei den
18 bis 29-Jährigen. „Das Umfra-
geergebnis zeigt, dass den Bürge-
rinnen und Bürgern in diesem
Land eine intakte und leistungs-
fähige Infrastruktur wichtig ist und
sie deshalb bereit sind, dafür einen
finanziellen Beitrag zu leisten.
Den Soli-Zuschlag in einen Infra-
strukturzuschlag umzuwandeln ist
ein guter Vorschlag, den wir aus-
drücklich unterstützen“, un-
terstrich Jürgen Fenske.

Zusätzliche Gelder vonnöten

Der objektive Bedarf für die In-
standhaltung der deutschen Ver-
kehrswege liegt laut verschiedener
Expertenkommissionen bei jähr-
lich 7,2 Milliarden Euro. Dass zu-
sätzliche Gelder für den Erhalt von
Schienen und Straßen benötigt
werden, ist daher unstrittig. Aber
woher das Geld dafür kommen
soll, wird in der Politik und Öf-
fentlichkeit seit Monaten kontro-
vers diskutiert. 

Der VDV hält die Idee eines In-
frastrukturzuschlags für die mo-
mentan beste Lösung: „Ein großer
Anteil des Solidaritätszuschlags
verbleibt bereits heute im allge-
meinen Steueraufkommen des
Bundes. Eine aus diesem Steuer-
aufkommen unterstützenswerte

Aufgabe könnte der Werterhalt der
Verkehrsinfrastruktur sein. Des-
halb ist die Weiterentwicklung des
Soli-Zuschlags in einen Infrastruk-
turzuschlag logisch und sinnvoll
zu begründen“, erklärte Fenske.
Auch für die haushaltspolitische
Umsetzung macht der VDV einen
Vorschlag: „Die von der Bodewig-
Kommission vorgeschlagenen In-
frastrukturfonds sind ein geeignetes
Instrument, um die Gelder aus dem
Infrastrukturzuschlag zweckgebun-
den, überjährig und zugriffssicher
zu verwenden. So könnte man den
Bürgern zudem auch transparent
nachweisen, wofür ihre Abgaben
konkret ausgegeben würden. Ähn-
liche Fondsmodelle haben in der
Schweiz und Österreich mit
großem Rückhalt der Bevölkerung
bereits zu nachhaltigen Infrastruk-
turverbesserungen geführt“, fuhr
der VDV-Präsident fort. 

Finanzierungsquellen

Laut der Umfrage halten nur 3
Prozent der Deutschen die Ver-
kehrswege hierzulande für ausrei-
chend finanziert. Neben dem kon-
kreten Vorschlag eines Infrastruk-
turzuschlags hat Forsa deshalb die
Bevölkerung auch nach anderen
Finanzierungsquellen für den Er-
halt der Verkehrswege befragt. Die
große Mehrheit (68 Prozent)
spricht sich dabei für zusätzliche
Mittel aus dem laufenden Steuer-
aufkommen aus. Und immerhin
33 Prozent der Befragten halten
auch eine weitere Nutzerfinanzie-
rung durch Autofahrer, wie zum
Beispiel eine PKW-Maut, für ein
mögliches Finanzierungsinstru-
ment. Für höhere Fahrpreise bei
Bus und Bahn sind dagegen nur 4
Prozent.

Obwohl fast alle Befragten die
Verkehrswege in Deutschland für
unterfinanziert halten, bewerten 66
Prozent den Zustand von Schie-
nen, Straßen und Brücken noch
mit „befriedigend“ oder „ausrei-
chend“. „Diese differenzierte Mei-
nung zeigt, dass die Bevölkerung
inzwischen erkannt hat, dass unse-
re Verkehrsinfrastruktur zwar noch
einigermaßen intakt ist, wir aber
jetzt dringend etwas unternehmen
müssen, um auch zukünftig noch
überall in Deutschland auf einem
leistungsfähigen Netz aus Schie-
nen, Brücken und Straßen unter-
wegs zu sein. Nicht umsonst ge-

ben 98 Prozent der Befragten an,
dass ihnen eine funktionierende
Verkehrsinfrastruktur sehr wichtig
oder wichtig ist“, bemerkte VDV-
Hauptgeschäftsführer Oliver Wolff. 

Laut der aktuellen Forsa-Um-
frage nutzen viele Bundesbürger
eine Kombination aus mehreren
Verkehrsmitteln für ihre täglichen
Fahrten. Busse und Bahnen stehen
dabei für die 18- bis 29-Jährigen
mit 71 Prozent an erster Stelle vor
dem eigenen Pkw, der bei den älte-
ren Bevölkerungsgruppen den
Spitzenplatz einnimmt. Altersun-
abhängig ist mit einem mehr als
40-prozentigen Nutzungsanteil
das Fahrrad wichtiges Verkehrs-
mittel, junge Verkehrsteilnehmer
setzen auch verstärkt auf Carsha-
ring-Angebote (18 Prozent bei 18-
bis 29-Jährigen, insgesamt 8 Pro-
zent). 

Bessere Vernetzung

„Neben dem erfreulichen Fahr-
gastwachstum im öffentlichen Ver-
kehr der vergangenen Jahre ist ein
klarer Trend zur verkehrsträgerü-
bergreifenden Nutzung von Mobi-
litätsangeboten festzustellen, be-
sonders bei jungen Menschen“,
hob Ulrich Homburg, Vorstand
Personenverkehr der Deutschen
Bahn, hervor. „Für den öffentli-
chen Verkehr erwächst daraus die
Aufgabe, die Angebote noch bes-
ser miteinander zu vernetzen. Der
Zugang zum System Bahn und
Bus muss - unabhängig von Ort
und Zeit - schnell und einfach
möglich sein.“

Zwei Drittel aller Nutzer öffent-
licher Verkehrsmittel informieren
sich laut der Umfrage über das In-
ternet oder mobile Apps zu Ange-
boten und Preisen. „Je nach per-
sönlicher Präferenz - ob schnell,
kostengünstig oder umweltscho-
nend - sollten Informationen und
Buchungsmöglichkeiten für ge-
schlossene Reiseketten von Tür
zu Tür überall und jederzeit ver-
fügbar sein“, so Homburg weiter.
Dazu seien die DB und die öf-
fentlichen Verkehrsunternehmen
bereits in konstruktiven Ge-
sprächen zur Weiterentwicklung
und gemeinsamen Nutzung einer
Mobilitätsplattform, die alle Ver-
kehrsträger vom Flugzeug über
das Auto, die Bahn und den Bus
bis zum Mietfahrrad umfassen
wird. DK

6. Neumarkter Nachhaltigkeitskonferenz:

Neue Wege 
bei der Mobilität

Hochkarätige Referenten konnten einmal mehr für die 6. Neu-
markter Nachhaltigkeitskonferenz gewonnen werden. Neben Prof.
Dr. Claudia Kemfert vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung, die eingangs einen Überblick über die „wirtschaftlichen
Chancen einer klugen Energiewende“ gab, hieß Oberbürgermei-
ster Thomas Thumann u. a. Dr. Weert Canzler vom Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung mit seinem Vortrag
zum Thema „Keine Energiewende ohne Verkehrswende“, den
Präsidenten derTechnischen Hochschule Deggendorf Prof. Dr. Pe-
ter Sperber, der das Projekt E-Wald Carsharing vorstellte und Dr.
Peter Brandauer, den Bürgermeister der Modellgemeinde für
„sanfte Mobilität“ Werfenweng im Salzburger Land, willkommen.

Rund 100 Interessierte aus Po-
litik, Verwaltung und Gesell-
schaft nahmen an der Konferenz
teil. Das Thema „Impulse für den
Klimaschutz durch neue Wege
bei der Mobilität“ wurde durch
Hintergrundinformationen, Zah-
len und Fakten sowie Praxisbei-
spiele anschaulich präsentiert. 

Dr. Weert Canzler vom Wis-
senschaftszentrum Berlin wies in
seinem Vortrag darauf hin, dass
postfossile Mobilität mehr bedeu-
tet als einen Wechsel der Antriebs-
techniken. Ein solcher Paradig-
menwechsel hieße für die Nutzer
„access statt ownership“ und für
die Autoindustrie „vom Produzen-
ten zum Dienstleister“. Zukunfts-
entscheidend sind Canzler zufolge
technische Sprünge wie „Speicher
und smart grids“ plus soziale Ad-
aption – Stichwort: „Routinefähig-
keit und Prestige“.

Über die kombinierte geschäft-
liche und private Nutzung von
Elektrofahrzeugen in der Region
Nürnberg (e-NUE) referierten 
Petr Izakovic und Katja Giss, Au-
di AG. Ziel des Schaufensterpro-
jekts Nürnberg ist nach ihren
Worten die Gewinnung von Da-
ten durch Betrieb, Nutzung und
Betreuung von Elektrofahrzeu-
gen speziell im Pendler-und
dienstlichen Betrieb. Der aktuelle
Zwischenstand des Projekts
(Stand Juni 2014): Bisher wurden
ca. 56.000 Kilometer gefahren.
Die Probanden verwiesen darauf,
dass die Höhe der Reichweite ein
wichtiges Thema darstellt und sie
bereit wären, zugunsten der
Reichweite auf einzelne Extras
wie z. B. Sitzheizung zu verzich-
ten. Die Teilnehmer wagen sich

darüber hinaus mit zunehmender
Selbstverständlichkeit auch an
weitere Strecken. Sehr positiv
waren zudem die Reaktionen von
Passanten auf den A1 e-tron.

Alpine Pearls steht für sanft-
mobilen Urlaub in 29 handverle-
senen Alpenorten Europas. Eine
dieser Perlen ist das österreichi-
sche Werfenweng, das sich den
hohen Qualitätsanforderungen
der Alpine Pearls verpflichtet hat,
berichtete Dr. Peter Brandauer,
Bürgermeister von Werfenweng
und Präsident Alpine Pearls.

Alpine Pearls

Alpine Pearls bietet eine Mobi-
litätsgarantie sowohl für die An-
und Abreise als auch vor Ort. Ne-
ben dem öffentlichen Nahverkehr
sorgen Shuttle-Taxis, Elektroau-
tos und –fahrräder oder Pferde-
kutschen für umfassende Bewe-
gungsfreiheit. Zudem bieten die
Perlen sanft-mobile Pauschalen
und Zusatzleistungen wie Ver-
bundkarten für den Nahverkehr
(„Mobilcard“). 

Die Perlen arbeiten alpenweit
unter einem einheitlichen Kriteri-
enkatalog zusammen – für um-
weltfreundlichen Tourismus auf
höchstem Qualitätsniveau. At-
traktive Angebote rund um Spaß-
und Freizeitmobilität erwarten die
Gäste: Wandern, Nordic Walken,
E-Biken, Segway fahren, Moun-
tainbiken, Langlaufen, Schnee-
schuhwandern, Lama-Trekking
und vieles mehr. Kontinuierlich
werden neue Bereiche geschaf-
fen, in denen sich Fußgänger
wohlfühlen – frei von Verkehr,
Abgasen und Lärm in Parkanla-

gen, autofreien Seitentälern und
ortsnahen Spaziergebieten. Alpi-
ne Pearls bietet vollen Service
rund um Urlaubsmobilität mit
persönlicher Beratung zu The-
men wie Reservierungen und Bu-
chungen. 

Wie Brandauer erläuterte, habe
alpiner Umweltschutz enorm an
Bedeutung gewonnen. Vielen
Menschen sei es mittlerweile be-
wusst geworden, dass sie auf
ihren Lebensraum achten müs-
sen. Vor allem durch das Ver-
kehrsaufkommen würden die Al-
pen stark belastet und verlören so
an Attraktivität sowohl bei den
Einwohnern als auch bei den
zahlreichen Urlaubsgästen. So sei
es mittlerweile für viele wichtig
geworden, die Umweltbelastung
zu verringern und speziell im Ver-
kehr auch umweltverträgliche
Mobilität zu forcieren. 

E-WALD

Die E-WALD Elektromobilität
soll nach Darstellung von Prof.
Dr. Peter Sperber, Präsident der
Technischen Hochschule Deg-
gendorf, einen signifikanten Bei-
trag zur Verminderung der
CO2–Emission leisten. 10 bis 15
Prozent der Zweitwagen in Nie-
derbayern sollen auf Elektromo-
bilität umgestellt werden. Ziel sei
es, den Anteil der Touristen, die
mit der Bahn anreisen, zu er-
höhen. Schließlich soll E-WALD
die Realisierbarkeit der Elektro-
mobilität im ländlichen Raum
nachweisen.

Das Projekt erstreckt sich auf
eine Demonstrationsregion über
7.000 Quadratkilometer. Sie um-
fasst die Landkreise Cham, Strau-
bing-Bogen, Regen, Deggendorf,
Freyung-Grafenau und Passau.
Kooperationen der Hochschule

mit der öffentlichen Hand und der
Wirtschaft sind Grundvorausset-
zung für eine Bewährungsprobe
der Elektrofahrzeuge. Die Einbe-
ziehung des ÖPNV, öffentlicher
Einrichtungen und des Tourismus
gehören zum Selbstverständnis
des Projekts.

Eine technische Herausforde-
rung ist Sperber zufolge der Auf-
bau einer Standortstruktur für La-
destationen zum „Betanken“ von
Elektroautos bzw. auch zur Be-
reitstellung von Elektrofahrzeu-
gen für intermodale Verkehrskon-
zepte. Dazu seien innovative, in-
telligente Steuerungs- und Kom-
munikationskonzepte zu entwi-
ckeln. 

Innerhalb eines Jahres wurden
73 Ladestandorte mit insgesamt
251 Ladepunkten erstellt. Für En-
de 2014 werden 90 Ladestandorte
mit 300 Ladepunkten anvisiert.
Die Flotte umfasst derzeit 154
Fahrzeuge, der Vermietungsgrad
liegt bei 84 Prozent.

„Wir alle glauben, dass der von
uns gewählte ganzheitliche Ansatz
bei der Betrachtung des Themas
Elektromobilität der richtige ist
und uns am Projektende ein aus
vielen Mosaiksteinen bestehendes
Gesamtbild liefert und so rich-
tungsweisende Entscheidungen
zur Weiterentwicklung der Tech-
nik und zum Nutzen der Men-
schen zulässt“, betonte Sperber.

Nach dem Vortragsprogramm
war am Nachmittag die 1. Neu-
markter E-Fahrzeugschau auf
dem Residenzplatz gut besucht.
Zahlreiche Bürger nutzten die
Möglichkeit, sich über aktuelle
Serienmodelle mit Elektro- und
Hybridtechnologie zu informie-
ren. Ausgestellt waren sowohl
Zweiräder als auch Autos. Zudem
konnten die Besucher Probefahr-
ten unternehmen. KI

Resolution gegen 
Verwahrlosung der Bahnhöfe

Allgäuer Politiker kritisieren Ist-Zustand

Wegen der Verwahrlosung der Bahnhöfe in den Allgäuer Tou-
rismusorten haben Bürgermeister der Region und der Touris-
musverband Allgäu/Bayerisch-Schwaben eine Resolution an
Innenminister Joachim Hermann verfasst.

Einig waren sich alle Rathaus-
chefs in ihrer Forderung, künftig
besser und früher in die Planungen
der DB bezüglich der Bahnhofs-
entwicklung in den Allgäuer Tou-
rismusorten einbezogen zu wer-
den. Es könne nicht sein, erklärte
Erste Bürgermeisterin Michaela
Waldmann aus Pfronten, „dass un-
ser Bahnhof verkauft wird und der
neue Besitzer - eine Investoren-
gruppe aus Luxemburg - noch
nicht einmal einen Ansprechpart-
ner nennen kann“.

Die Resolution umfasst folgen-
de Punkte:
1. Das Allgäu darf bei der Ent-
wicklung der Bahnhöfe nicht ab-
gehängt werden. Ein Blick auf die
Investitionen der DB Station&Ser-
vice AG der vergangenen Jahre
zeigt jedoch diese Entwicklung, da
in den letzten Jahren überwiegend
in die hochfrequentierten Bahnhö-
fe mit vielen Fahrgästen investiert
wurde.
2. Die Finanzmittel für den Erhalt
und die Modernisierung der Be-
standsinfrastruktur sind im euro-
paweiten Vergleich in Deutsch-
land am geringsten. Hier muss der
Bund seine Mittel deutlich er-
höhen und der Freistaat Bayern
seine Anstrengungen verstärken.
3.Bahnhöfe und Haltepunkte sind
„Visitenkarten“ der Tourismusorte

und oftmals der erste Eindruck der
Gäste. Daher sind insbesondere
Bahnhöfe und Bahnsteige sowie
Zugänge in den Allgäuer Touris-
musorten bei der Generalsanie-
rung verstärkt zu berücksichtigen.
4. Dringender Ausbau von Bahn-
knoten und Bahnstandorten in
Richtung Barrierefreiheit. Neben
den reinen Tourismusstandorten,
Kur- und Bäderstandorten müssen
für eine durchgehende barriere-
freie Erschließung auch die Kno-
tenbahnhöfe in der Region ertüch-
tigt werden. Gerade in Zeiten einer
zunehmend älter werdenden Be-
völkerung wird im Allgäu ein
enormer Nachholbedarf gesehen. 
5. Der Ausbaustandard von Bahn-
höfen und Haltepunkten muss im
Einklang und in Absprache mit
den betroffenen Gemeinden und
Städten erfolgen. 
6. Die komplexen Regelwerke
zum Bau erhöhen die Baukosten
und verlangsamen die Realisie-
rungszeit. Hier sollte dringend ei-
ne Anpassung auf das wirklich
Notwendige erfolgen. 
7. Bei einer soliden Grundfinan-
zierung durch Bund und Freistaat
sind die Kommunen bereit, sich
entsprechend in die Entwicklung
des Bahnhofsumfeldes einzubrin-
gen, damit ein attraktives Gesamt-
bild entsteht. DK
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Digitale Verwaltung –
innovativ und bürgernah
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Das Bürgerservice-Portal ist die eGovernment-Plattform für ganzheitliche, bis in die 
Fachverfahren integrierte Online-Verwaltungsdienstleistungen. Mit Bürgerkonto, 
Postkorb und ePayment bietet es die derzeit beste Umsetzung sicherer und medien-
bruchfreier Online-Angebote – zum Beispiel aus dem Melde-, Personenstands- und 
Kfz-Zulassungswesen. Das bedeutet mehr Komfort für den Bürger und gleichzeitig 
weniger Aufwand für die Verwaltung. 

Sprechen Sie mit uns und unseren Partnern.
www.akdb.de

Echtes eGovernment beginnt mit dem 
Bürgerservice-Portal der AKDB

Michael Diepold, 
Leiter des Geschäftsfelds 
eGovernment der AKDB

VKU-Hintergrundpapier: 

Thermische Verwertung
von Siedlungsabfällen

Im Jahr 2010 sind in Deutschland etwa 50 Millionen Tonnen Sied-
lungsabfälle angefallen, von denen etwa 31 Millionen Tonnen dem
Recycling zugeführt wurden (63 Prozent), davon 25 Millionen Ton-
nen als getrennt gesammelte Fraktionen wie Bioabfall, Altglas, Alt-
papier und Leichtverpackungen. Die Kommunen sind für die
Sammlung und Entsorgung aller mengenmäßig großen Siedlungs-
abfallarten zuständig außer Altglas und Leichtverpackungen – im
Jahr 2012 von etwa 37 Millionen Tonnen. Wie einem Hintergrund-
papier des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) zu ent-
nehmen ist, waren nahezu 21 Millionen Tonnen davon Hausmüll,
Sperrmüll und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle. 

In den nicht getrennt erfassten
Siedlungsabfällen gibt es noch ein
gewisses Potenzial an Stoffen, die
für ein hochwertiges Recycling
geeignet wären. Deshalb verbes-
sern die kommunalen Unterneh-
men kontinuierlich ihre Erfas-
sungssysteme, um die Wertstoff-
menge weiter zu steigern. Das mit-
telfristig realistische Wertstoffpo-
tenzial im Restabfall wird vom
VKU in seiner Recyclingstrategie
auf circa 60 Kilogramm pro Ein-
wohner und Jahr oder insgesamt
4,8 Millionen Tonnen pro Jahr an
Wertstoffen geschätzt; das ent-
spricht etwa einem Viertel der der-
zeitigen Restabfälle.

Aber nicht alle Abfälle können
recycelt werden, schon gar nicht
unter Nachhaltigkeitsaspekten
hochwertig. Insbesondere die Ver-
wertung zum Beispiel von Gemi-
schen, Verpackungen aus Kunst-
stoffen und Verbunden ist nur zum
Teil stofflich möglich. Und bei Auf-
bereitungs- und Recyclingprozes-
sen entstehen wiederum Abfälle,
wenn Störstoffe und Materialien
minderer Qualität ausgeschleust
werden. Abfälle, die energiehaltig
sind und nicht hochwertig recycelt
werden können, dürfen aber auch
nicht deponiert werden. Zu depo-

nieren sind nur die nicht verwertba-
ren mineralischen und bestimmte
gefährliche Abfälle. Dies entspricht
der Hierarchie der Abfallbewirt-
schaftungsmaßnahmen der EU.

2 bis 4 Prozent der in die Müll-
heizkraftwerke gelangenden Sied-
lungsabfälle sind Metalle, die mit
einem Abscheidegrad von etwa 90
Prozent nach der Verbrennung aus
der Schlacke zurückgewonnen
werden können. Dieses Potenzial
an Metallen steht in „thermisch
gereinigter“ Form für eine Sekun-
därverhüttung zur Verfügung und
vermeidet damit die entsprechen-
de Menge an Primärgewinnung.
Auch aus komplexen Verbunden
werden die Metalle dabei freige-
setzt. Die mineralische Fraktion
der Schlacke kann zum Beispiel
im Deponie- oder Straßenbau als
Baustoff verwertet werden.

In beiderlei Hinsicht, bei Restab-
fällen und Sortierresten u. ä., ge-
währleistet die Abfallverbrennung
zugleich die Entsorgungssicher-
heit und die maximale Verwer-
tung. Die gesetzlich und politisch
geforderten Gesamtverwertungs-
quoten können nur im Zusam-
menspiel von stofflichem Re-
cycling und energetischer Nut-
zung erreicht werden. Eine auf

Ressourcenschutz ausgerichtete
Kreislaufwirtschaft braucht des-
halb die thermische Entsorgung,
und es macht laut VKU Sinn, heiz-
wertreiche Abfälle zu verbrennen
und aus ihnen Energie zurückzu-
gewinnen. Nur so kann der größt-
mögliche Nutzen aus der Abfall-
bewirtschaftung erzielt werden.
„Die thermische Behandlung von
Siedlungsabfällen ist daher nicht
Konkurrenz zum Recycling, son-
dern dessen abfallwirtschaftliche
Ergänzung.“

Schadstoffsenke

Die Abfallverbrennung ist in der
Siedlungsabfallwirtschaft die einzi-
ge Technologie zur tatsächlichen
Zerstörung von Schadstoffen und
zur Ausschleusung der nicht zer-
störbaren umweltschädlichen
Schwer- und Nichteisenmetalle
und somit die einzige umfassende
Schadstoffsenke. In der aufwändi-
gen Rauchgasreinigung, deren Er-
richtung bis zu zwei Drittel der In-
vestitionen einer solchen Anlage
verursacht, werden Staub und gas-
förmige Schadstoffe weitestgehend
aus dem Abgas herausgefiltert. 

Die Bedeutung der thermischen
Abfallverwertung als Schadstoff-
senke kann nach Ansicht des VKU
nicht hoch genug geschätzt werden.
Bevölkerung, Kommunen und Ge-
setzgeber stellen höchste Anforde-
rungen an die Anlagen, und die
deutschen Immissionsgrenzwerte
sind EU-weit die strengsten. Des-
halb ist die deutsche Abfallver-
brennung auf einem äußerst hohen
Umweltschutzniveau und neben
dem Recycling getrennt gesam-

melter Abfälle und der Deponie-
rung eine der drei Grundsäulen der
Abfallwirtschaft, für die auch
langfristig Bedarf besteht.

Im Jahr 2013 stellte die Verbren-
nung von Siedlungsabfällen weni-
ger als 1 Prozent der deutschen
Stromproduktion bereit. Damit ist
die Produktion von Strom aus Ab-
fällen im energiewirtschaftlichen
Gesamtzusammenhang von unter-
geordneter Bedeutung. Viel wich-
tiger ist der Beitrag der Produktion
von Fernwärme und –kälte aus
Abfällen. Die Müllheizkraftwerke
haben eine wichtige Rolle als
Grundlastversorger für die städti-
schen Fernwärmenetze und in
manchen Fällen als Lieferanten
von Prozessdampf für große Indu-
strieunternehmen. Die Siedlungs-
abfallverbrennungsanlagen sind
deshalb fester Bestandteil der je-
weiligen regionalen Energiever-
sorgung. Im Jahr 2009 lieferten die
70 deutschen Müllheizkraftwerke
mit 14 Terrawattstunden Wärme
und Kälte sowie 6 Terrawattstun-
den Strom so viel Energie, um
über 3 Millionen Menschen mit
Strom und 2 Millionen Menschen
mit Raumwärme zu versorgen.

Die Abfallverbrennung leistet ei-
nen doppelten Beitrag zum Klima-
schutz: Zum einen wurde – um die
Atmosphäre vor Methanemissio-
nen zu schützen – 2005 die Depo-
nierung unvorbehandelter Sied-
lungsabfälle in Deutschland been-
det, zum anderen wurden über die
Bereitstellung von Energie und Se-
kundärrohstoffen durch Müllheiz-
kraftwerke klimaschädliche CO2-
Emissionen vermieden. Setzt man
den über die thermische Behand-
lung von Siedlungsabfällen gewon-
nenen Energien und den über die
Aufbereitung der Schlacken ge-
wonnenen Metallschrotten die
Emissionen an Treibhausgasen
entgegen, die ansonsten bei der
Produktion dieser Mengen an
Strom, Wärme und Metallen aus

Primärressourcen angefallen wä-
ren (Gutschriftmethode), so zeigt
sich für das Jahr 2009 die Vermei-
dung von fast 4 Millionen Tonnen
klimaschädlicher CO2-Emissio-
nen. Das entsprach den Emissio-
nen von mehr als 1,5 Millionen
Deutschen mit Wohnen, Heizen,
Autofahren usw. Rund die Hälfte
der über den Abfall eingebrachten
Energie stammt dabei aus dessen
biologischen Anteilen. Die daraus
gewonnenen Strom und Wärme
sind als erneuerbare Energien aus
Biomasse anerkannt. Regional
sind viele MHKWs die größten
Produzenten von Ökostrom und
Ökowärme.

Schrumpfender Markt

Laut VKU ist wegen der Zunah-
me der Getrenntsammlung von
Abfällen für das Recycling, der
Abfallvermeidung und Wieder-
verwendung sowie der demogra-
phischen Entwicklung von einem
stetig verminderten Mengenauf-
kommen für die Abfallverbren-
nung, also von einem „schrump-
fenden Markt“ auszugehen. Die
Geschwindigkeit dieser Entwick-
lung kann nicht genau bestimmt
werden. Dennoch wird die thermi-
sche Verwertung von Siedlungs-
abfällen auch zukünftig eine der
Säulen der Abfallwirtschaft blei-
ben. Sie gewährleistet im Auftrag
der Kommunen die Entsorgungs-
sicherheit für brennbare Abfälle
aus Haushalten und Gewerbe un-
abhängig von kurzfristigen Ent-
wicklungen.

In Bezug auf die Verbrennungs-
kapazitäten ist in den vergangenen
Jahren in Deutschland erheblich
modernisiert, neugebaut und neu
bewirtschaftet worden, so dass der-
zeit in der Summe aller thermi-
schen Verwertungswege eine ge-
wisse Überversorgung mit Kapa-
zitäten besteht. 

In vielen EU-Mitgliedstaaten fin-

det nach wie vor in unterschiedli-
chem Ausmaß die klimaschädliche
Deponierung hochwertiger recycel-
barer sowie energiehaltiger Abfälle
statt; zugleich fehlen ökoeffiziente
Aufbereitungs-, Recycling und
Verbrennungsanlagen. Als Über-
brückungsmechanismus bietet es
sich deshalb an, diese Mitgliedstaa-
ten mit der energetischen Verwer-
tung eines Teils ihrer dafür geeigne-
ten Abfälle zu unterstützen, bis sie
die benötigten Anlagen aufgebaut
haben. „Dies kann jedoch tatsäch-
lich nur eine Übergangslösung sein:
Das Nähe- und Autarkieprinzip
muss langfristig gewahrt sein“, be-
tont der VKU.

Strom, Fernwärme, Kälte und
Prozessdampf aus der thermischen
Abfallverwertung ersetzen Ener-
gie aus fossilen Brennstoffen und
sind praktizierter Klimaschutz und
Teil der Energiewende. Die Be-
deutung der Müllheizkraftwerke
wird noch größer werden, in erster
Linie als Lieferanten langfristig si-
cherer, ökologisch vorteilhafter
und preiswerter Fernwärme und
Fernkälte: Einerseits wenn auf-
grund des Klimaschutzes nach
und nach immer mehr fossil be-
feuerte Kraftwerke stillgelegt wer-
den, die heute neben Strom auch
Fernwärme liefern, und anderer-
seits, wenn mit dem Fortschreiten
des Klimawandels der Kältebedarf
ansteigt. 

Damit die Energiebereitstellung
wirkungsvoll weiter gesteigert
werden kann, ist nach Auffassung
des VKU vor allem eine gezielte
Förderung des Fernwärmenetz-
ausbaus notwendig. Das würde ei-
ne weitere Steigerung der Energie-
effizienz und damit praktizierten
Klimaschutz ermöglichen. Eine
Möglichkeit dafür sei der Erlass
von Fernwärmeversorgungssat-
zungen mit Anschluss- und Benut-
zungszwang, der im Bauplanungs-
recht verpflichtend verankert wer-
den sollte. DK

Positionspapier:

Stärkung der Kreislaufwirtschaft
in der bayerischen Bauwirtschaft

Ein Umdenken beim Umgang mit mineralischen Bauabfällen und
Bodenaushub fordern die in der Aktion Kreislaufwirtschaft Bau-
wirtschaft Bayern zusammengeschlossenen bayerischen Bau-, Bau-
stoff-, Baustoffrecycling- und Garten- sowie Landschaftsbauverbän-
de. Wie sie in ihrem Positionspapier „Stärkung der Kreislaufwirt-
schaft in der bayerischen Bauwirtschaft: Praxisgerechte Regelungen
zu Recycling, Verfüllung und Deponierung von Bauabfällen“ darle-
gen, seien die mit derzeit über 90 % hohen Verwertungsquoten für
Bodenaushub, Bauschutt und Straßenaufbruch in Gefahr. 

„Hier sehen wir mit großer Sor-
ge die auch in Bayern bereits heu-
te vorliegenden Engpässe bei der
Ablagerung mineralischer Bauab-
fälle aufgrund teilweise nahezu er-
schöpfter regionaler Verfüllungs-
und Deponiekapazitäten. Die Folge
sind lange Transportwege, die ne-
ben hohen Kosten auch direkte
Auswirkungen auf die Umwelt ha-
ben (CO2-Emissionen, Ressour-
cenverbrauch)“, heißt es in der Vor-
lage.

Die Steigerung der Deponie-
und Verfüllungsgebühren, regional
von bis zu über 300 % innerhalb
von fünf Jahren, sei Ausdruck der
akuten Verknappung der Kapa-
zitäten. Das Bayerische Bauge-
werbe habe Anfang April 2014 un-
ter seinen Mitgliedsbetrieben eine
Umfrage zur Kostenentwicklung
bei der Entsorgung von Bau- und
Abbruchabfällen durchgeführt, an
der sich über 180 Unternehmen
beteiligt haben. Aus den Ergebnis-
sen der Umfrage gehe hervor, dass
sich in den vergangenen 5 Jahren
bei allen Abfallarten die Entsor-
gungskosten deutlich erhöht ha-
ben. Dabei liegen die Kostenstei-
gerungen zwischen durchschnitt-
lich 38 % bei Bauschutt und bis zu
900 % bei belasteten Böden und
Steinen größer Kategorie Z2.
Auch die durchschnittlichen
Transportentfernungen zur Depo-
nie bzw. Verfüllungsgrube hätten
sich deutlich vergrößert.

Kaum eine Branche sei so von
den regulatorischen Rahmenbe-

dingungen abhängig wie die Bau-
wirtschaft, heißt es weiter. „Nur
wenn die Rahmenbedingungen
stimmen, wird in ausreichendem
Maße investiert und kann gebaut
werden.“ Der Koalitionsvertrag
der Bundesregierung sieht u. a. in
einer hohen Wohn- und Lebens-
qualität der Menschen in Deutsch-
land ein wichtiges Ziel. Dem wei-
ter wachsenden Wohnungsbedarf
in den Ballungszentren und vielen
Groß- und Hochschulstädten, dem
notwendigen energetischen Um-
bau sowie den demografischen
und sozialen Herausforderungen
müsse entsprochen werden.

Auch sollten große öffentliche
Bauvorhaben in punkto Bauko-
sten und Termintreue wieder ver-
lässlicher werden. Um dies zu ge-
währleisten, müssten jedoch auch
Faktoren, die das Bauen verteuern,
eindeutig benannt werden. Die
stark steigenden Kosten für die
Entsorgung von Bauabfällen und
Bodenaushub im Rahmen von
Baumaßnahmen würden leider
häufig nicht ausreichend bei den
Baukosten berücksichtigt.

Gelinge es nicht, die Engpässe
beim Recycling, bei der Verfül-
lung und bei der Beseitigung mi-
neralischer Bauabfälle zu beheben
und die von der Bundesregierung
im Rahmen der Einführung der
sog. Mantel-Verordnung geplan-
ten neuen noch niedrigeren Grenz-
werte für die Klassifizierung von
Bodenmaterial zu verhindern, „so
wird dies unabdingbar zu einer

weiteren drastischen Verteuerung
von Baumaßnahmen im Hoch-,
Tief- und Landschaftsbau führen,
die letztlich alle privaten und öf-
fentlichen Bauherren tragen müs-
sen“, warnen die Verbände.

Wenn die Landespolitik nichts
unternehme, werden sich Bauvor-
haben künftig zudem deutlich ver-
zögern, Halden werden größer, der
CO2-Ausstoß durch weitere Ab-
falltransporte wird steigen und der
Verfüllungs- und Deponieraum
wird nicht mehr ausreichen. 

Um die bestehenden Probleme
zu lösen, werden in dem gemein-
samen Papier zunächst die umfas-
sende systematische Untersu-
chung zur Bedarfsanalyse, die Be-
reitstellung von Entsorgungskapa-
zitäten sowie die Verbesserung
und Vereinheitlichung der Prüfver-
fahren für mineralische Abfälle,
insbesondere Bodenmaterial, vor-
geschlagen. Zudem wird eine Stär-
kung der abfallrechtlichen Verant-
wortung von Bauherren und Pla-
nern gefordert. Dies sollte gesche-
hen durch die Beachtung der Hin-
weise für das Aufstellen von Lei-
stungsbeschreibungen in der VOB
Teil C, durch Ergänzungen in der
Baugenehmigung sowie den se-
lektiven Rückbau als Standard. 

Im Fokus stehen auch die Ver-
besserung der Verwertungsmög-
lichkeiten für nicht oder gering
belastete Böden sowie eine stär-
kere Akzeptanz und Förderung
des Einsatzes von Recyclingbau-
stoffen und abgereinigten Bö-
den. Mit Blick auf die Bundese-
bene plädieren die Verbände für
praxisgerechte Verordnungen,
denn unterschiedliche Länderre-
gelungen sind ihrer Auffassung
nach zu kompliziert, behindern
die Bauwirtschaft und fördern
den Abfalltourismus minerali-
scher Bauabfälle. DK
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GaLaBau vom 17.–20. September im Messezentrum Nürnberg:

Praxisforum zieht Landschaftsarchitekten
und Planer nach Nürnberg

Planung und Wissen kompakt / Spielplatzvorträge und Ausstellerpräsentationen

Landschaftsarchitekten und Fachplaner, die auf der Suche nach
praxisrelevanten Informationen und Best-Practice-Beispielen für
ihre tägliche Arbeit im Büro und auf der Baustelle sind, dürfen die
GaLaBau vom 17.–20. September 2014 im Messezentrum Nürn-
berg nicht verpassen. Hier feiert das dreitägige GaLaBau Praxis-
forum „Planung und Wissen kompakt“ Premiere. Innovativ ge-
staltet und eingebettet ins Messegeschehen bietet es vom 17. bis 19.
September ein optimales Forum für den Austausch über wichtige
Branchenthemen. 

Am ersten und dritten Tag hal-
ten renommierte Landschaftsar-
chitekten und Mitarbeiter von
Forschungsinstituten Kurzvorträ-
ge und regen zur Diskussion an.
Am zweiten Tag erwarten die
Zuhörer Vorträge rund um das
Thema Spielplatz sowie Präsen-
tationen von GaLaBau-Ausstel-
lern. Der Besuch des GaLaBau
Praxisforums ist kostenlos.

Außenflächen nachhaltig
planen und bauen

Dank seines durchdachten
Konzepts lässt sich der Besuch
des Forums in Halle 1 ideal mit
einem Rundgang über die GaLa-
Bau verbinden: Am ersten und
dritten Tag wiederholen sich die
Vorträge jeweils vormittags und
nachmittags. So sind interessierte
Besucher zeitlich flexibler und
verpassen nichts. Thematisch

widmet sich das Forum am Mes-
se-Mittwoch, 17. September, der
fachgerechten Planung sowie
dem Bau von Außenflächen. Bei
Vorträgen über barrierefreie und
gebundene Bauweise, den Ein-
satz von Ortbeton oder die richti-
ge Planung von Fassadenan-
schlüssen erhalten Landschaftsar-
chitekten und Planer praxisnahen
Input für ihre tägliche Arbeit.

Spielplätze und 
Freizeitanlagen

Am dritten Messetag, 19. Sep-
tember, rückt das Forum die
nachhaltige Planung in den Fo-
kus. Ingenieure und Landschafts-
architekten sprechen dann über
Themen wie Regenwassermana-
gement oder die Optimierung der
Bewirtschaftung von Grünanla-
gen mithilfe spezieller Software.

Neu in diesem Jahr: Die Vorträ-

ge des BSFH (Bundesverband für
Spielplatzgeräte und Freizeitanla-
gen-Hersteller) zu den Themen-
schwerpunkten Kleinkinderspiel-
plätze, Schulhofgestaltung, Be-
wegungsparcours sowie Spiel-
platzsicherheit werden in das Ga-
LaBau Praxisforum integriert,
und zwar am Vormittag des Mes-
se-Donnerstags, 18. September.
Planer, die Bewegungsareale in
Krippen, Tagesstätten und Kin-
dergärten gestalten, kommen the-
matisch voll auf ihre Kosten. Im
Fokus stehen in diesem Jahr
Kleinkinderspielplätze und die
Frage, wie Spielstätten für Kinder
unter drei Jahren gestaltet sein
müssen, um dieser sensiblen Ziel-
gruppe gerecht zu werden. Am
Nachmittag haben dann GaLa-
Bau-Aussteller das Wort. In 20-
minütigen Vorträgen stellen sie
Best-Practice-Beispiele vor und
präsentieren innovative Produkte
und Arbeitsmethoden.

Informationen

Mehr Informationen zum neu-
en GaLaBau Praxisforum „Pla-
nen und Wissen kompakt“ im In-
ternet unter www.galabau-messe.
com/praxisforum.

Varia-Image ist besonders beliebt auf Spielplätzen. 

Gebündelte Kompetenz
aus einem Guss

Nusser Stadtmöbel übernimmt 
die Mosbacher Firma ODM

Es ist ein Schritt, der beide Unternehmen noch weiter voran-
bringt. Das Jahr 2014 markiert so gleich zu Beginn ein wichtiges
Datum: Die familiengeführte Winnender Firmengruppe Nusser
Stadtmöbel erweitert ihr Portfolio durch die Übernahme der Fir-
ma ODM aus Mosbach, selbst spezialisiert auf die Objektmöblie-
rung im öffentlichen Raum. Beide Unternehmen stehen für preis-
gekrönte Ideen und hochwertige Wertstoffverarbeitung – gebün-
delte Kompetenz für die Zukunft.

Es ist schon eine beachtliche
Erfolgsstory, die das Unterneh-
men Nusser seit über 70 Jahren
schreibt. Alles begann 1933 mit
einem kleinen Zimmerei-
betrieb von Wilhelm Nusser
in Stuttgart-Bad Cannstatt. Nur
sechs Jahre später stellte der Fir-
mengründer jedoch bereits die ers-
ten Gartenbänke her. 

Es folgte wenig später der
Umzug nach Winnenden, dem
Stammsitz der heutigen Unter-
nehmensgruppe, die über viele
Jahre – stets in Familienhand –
zu einem der führenden Anbie-
ter hierzulande für Möbel und
Ausstattungsgegenstände im öf-
fentlichen Raum avancierte –
unter anderem durch die erfolg-
reiche Eingliederung der beiden
Firmen Penny und Beck GmbH
& Co. KG in die Unterneh-
mensgruppe. Dieser Winnen-
der Erfolg hat viele Gesichter,
nicht nur die aus Firmentradition
handwerklich geprägte und nach-
haltig ausgerichtete Produktion.
„Nusser Stadtmöbel“ steht kaum
minder für mit Design Awards
gekrönte Produktideen und ein
ebenfalls bereits ausgezeichnetes
Engagement für die Senioren mit
eigenen Bankreihen und Lehnhil-
fen für sie. Dieser Erfolg findet
nun seine gut bedachte Fortset-
zung mit der Übernahme der
Mosbacher Firma ODM.

Spezialist für
widerstandsfähige 
Außenmöbel

ODM aus Mosbach: Der Spe-
zialist für widerstandsfähige Au-
ßenmöbel. Denn die Firma „Ob-
jektdesign Mosbach“ (ODM) ist
2010 aus dem Stadt- und 
Gartenmöbelhersteller, der Firma
MWH Helmstadt, hervorgegan-
gen. Diese gehörte zur Firmen-
gruppe Heinz Kettler. ODM
machte sich dabei einen Namen
als Spezialist in der Entwicklung
und Herstellung von besonders
wetterfesten Möbeln – vor allem
aus Edelstahl – für den öffentli-
chen Raum. Die Bandbreite der
ODM-Produkte reicht von Ein-
zelmöbeln, Liegen, Rankgerüsten
und Abfallbehältern über eigene
Banksysteme, Fahrradparker, Pol-
ler und Leitsysteme. Etliche
ODM-Edelstahlbänke wurden in
der Vergangenheit mit Design-
Preisen ausgezeichnet. Dank der
Firmengeschichte bringt ODM
somit jede Menge eigenes Know-
how in die neue Verbindung ein,
sowohl über den Einsatz und die
Verarbeitung hochwertiger Werk-
stoffe wie auch zur optimalen Be-

handlung von Oberflächen für
Außenmöbel von hoher Witte-
rungsbeständigkeit und Wider-
standskraft.

Neue Unternehmensstärke
aus einer Hand 
und einem Guss

Die 2012 aus den Unterneh-
men Nusser und Beck neu ge-
formte Firmengruppe mit dem

Tätigkeitsschwerpunkt Stadtmo-
biliar findet so mit „ODM Stadt-
möbel“ einen weiteren, geradezu
idealen Ergänzungspartner. 

Synergieeffekte

Die Synergieeffekte der beiden
Unternehmen liegen auf der
Hand: In der Verarbeitung und
der Behandlung von hochwerti-
gen Hölzern und Edelstahl bün-
delt sich die gewachsene Kompe-
tenz. Innovative Ideen können
noch stärker vorangetrieben wer-
den. Und es erweitert sich die An-
gebotspalette aus einer Hand un-
ter dem großen Dach eines der
Marktführer im Land: „Nusser
Stadtmöbel“ aus Winnenden. So
finden sich die gemeinsamen
Produkte demnächst auch auf 
der Nusser-Internetseite www.
stadtmoebel.de – mit intelligenter
Suchmaschine, Produktnavigator,
Wissens-Center und Montagean-
leitungen zum Download.

Traditionsbewusstsein

Übrigens fügen sich „ODM
Stadtmöbel“ und „Nusser Stadt-
möbel“ noch in einem anderen
wichtigen Anliegen zueinander.
Denn ODM bietet mit ihren Re-
GerO Concept Bänken ebenfalls
eine eigene Modellreihe für Seni-
oren an. So greifen auch hier En-
gagement einerseits und ergono-
misches Wissen wie geronto-
technisches Know-how ander-
seits ineinander. Zwei Firmen al-
so, die sowohl für ein innovatives
und hochwertiges als auch sozial
engagiertes Credo stehen. Es ist
geprägt aus dem Wissen um die
eigene Herkunft und Tradition
und damit nahezu wie aus einem
Guss.

Die Firmengruppe „Nusser
Stadtmöbel“ präsentiert sich auf
der GaLaBau, Nürnberg, vom 17.
bis 20. 09. 2014.

Tulip-Image heißt die multifunktionale Bank, die individuell
angepasst werden kann. 

Blick vom Erlebnis-Geotop Lindle über Herkheim ins Ries. Beim
„Tag des Geotops“ können Besucher noch mehr tolle Ausblicke
ins Ries kennenlernen. Bild: E. Hopf

Erdgeschichte spannend und informativ
„Tag des Geotops“: Führungen durch Erlebnis-Geotope des Geoparks Ries

Donauwörth (pm). Der Geopark Ries hat in den vergangenen
zwei Jahren sechs Erlebnis-Geotope für die Öffentlichkeit ausge-
baut. Was also liegt näher, als beim bundesweiten „Tag des Geo-
tops“ das Augenmerk auf genau diese Geotope zu legen: Am 20.,
21. und 27. September bieten Geopark Ries-FührerInnen die
Möglichkeit, dort Erdgeschichte live zu erleben. 

Geotope sind erdgeschichtliche
Bildungen der unbelebten Natur,
die Erkenntnisse über die Ent-
wicklung der Erde und des Le-
bens vermitteln. Doch Geotope
sind nicht nur Naturdenkmale
oder Forschungsobjekte, sondern
oft auch Kulturgüter, die es zu
schützen und zu erhalten gilt.
Nicht selten ranken sich um
außergewöhnliche Gesteinsbil-
dungen Sagen, Legenden oder
Mythen, z.B. „Druidenstein“,
„Jungbrunnen“ oder „Teufels-
höhle“. Mit dem „Tag des Geo-
tops“ soll das Augenmerk auf den
Wert der Geotope als unersetzli-
che Archive der Erdgeschichte
gelegt werden und damit dazu
beitragen, dass auch mit der un-
belebten Natur sorgsamer umge-
gangen wird. Deutschlandweit
werden dabei wieder rund 300
Exkursionen und Besichtigungen
angeboten. 

Informative Wanderungen
und atemberaubende 
Aussichten

Auch der Geopark Ries betei-
ligt sich am „Tag des Geotops“
und bietet fünf Führungen an, die
von zertifizierten Geopark Ries-
FührerInnen  geleitet werden. Am
Samstag, 20. September, haben
Interessierte die Möglichkeit, das
Geotop Glaubenberg mit Geo-
park-Führerin Eva Wenninger

kennen zu lernen. Dort bekommt
man Einblicke in die Geologie
des Äußeren Kraterrandes. Die
eineinhalbstündige Führung be-
ginnt um 14 Uhr, Treffpunkt ist
der Sportplatz Am Rufenberg in
Großsorheim. 

Erlebnis Schäferweg

Zu einer Radwanderung „Er-
lebnis Schäferweg“ lädt ebenfalls
am Samstag Geopark-Führer
Ernst Hopf ein. Auf der Strecke
von Nördlingen zur „Alten Bürg“
erfahren die Teilnehmer, wie ein
Himmelskörper den Rieskrater
geschaffen hat, wie seine Ein-
schlagsgewalt die Landschaft und
die Gesteine umgeformt hat und
wie im Ries-See Kalkriffe ent-
standen sind. Treffpunkt ist um
14 Uhr das Feldkreuz an der 
Ortsverbindungsstraße zwischen
Herkheim und Reimlingen. Die
Führung dauert bis 17.30 Uhr, es
ist eine Anmeldung unter Tel.
09081/3144 bis 17. September er-
forderlich.

Zwei weitere Führungen gibt
es am Sonntag, 21. September.
Ein Ziel dabei sind die Geotope
an der Kühstein-Scholle. Durch
den Mönchsdegginger Kunst-
wald und über blütenreichen Ma-
gerrasen geht es mit Geopark-
Führer Kurt Kroepelin zum
Buchberg mit einem der schön-
sten Ausblicke in den Rieskrater.

Treffpunkt ist um 14 Uhr die Al-
marinstraße in Mönchsdeggin-
gen, Ende ist gegen 16 Uhr.  

Weitere Führungen

Die Teilnehmer der zweiten
Führung besuchen zusammen mit
der Geopark Ries-Führerin Ka-
thrin Schön einen der interessan-
testen und buntesten Aufschlüsse
des Geoparks Ries: die Schotter-
grube am Limberg bei Unterwilf-
lingen. Von der gewaltigen Kri-
stallinscholle des Leh- und Lim-
bergs sowie vom Wallersteiner
Felsen aus lassen sich große Teile
des Rieses überblicken und die
Prozesse des Riesereignisses
nachvollziehen. Die Führung be-
ginnt um 10 Uhr und dauert circa
zwei Stunden, Start und Ziel ist
die Parkbucht oberhalb der
Schottergrube am Limberg bei
Unterwilflingen. 

Eine Woche später, am 27. Sep-
tember, besteht dann noch die
Möglichkeit, mit Geopark-Führe-
rin Carolin Schober-Mittring die
Geotope am Klosterberg in Mai-
hingen kennen zu lernen. Nach
einer kleinen Wanderung durch
das malerische Mauchtal bietet
sich ein Einblick in den tiefen 
Gesteinsuntergrund des Rieses.
Treffpunkt für die rund zweistün-
dige Führung ist um 14 Uhr der
Kellerplatz beim Kloster Maihin-
gen. 

Wichtige Informationen

Die Führungen kosten für 
Erwachsene jeweils 5 , für
Schüler und Auszubildende 2,50
, Kinder und Jugendliche bis 16
Jahre sind frei. Für die Radexkur-
sion zahlen Erwachsene 10 , für
Schüler und Auszubildende 5 ,
Kinder und Jugendliche bis 16
Jahre sind ebenfalls frei.

Ein Flyer mit den wichtigsten
Informationen rund um die ange-
botenen Geopark Ries-Führun-
gen und zum „Tag des Geotops“
liegt bei allen Tourismus-Infor-
mationen im Landkreis Donau-
Ries sowie den Infozentren und
Infostellen des Geoparks Ries
aus. Weitere Informationen erhal-
ten sie zudem im Internet unter
www.geopark-ries.de, www.tag-
des-geotops.de und www.lfu.bay-
ern.de. 

Frei programmierbares Radarsensorsystem:

Abstandssensorik für
raue Umgebungen

Nutzfahrzeugsensoren mit 20 Meter Reichweite
Temperatur-, schmutz- und wasserunempfindliches Gehäuse

Im Automotive-Bereich werden seit Jahren zur Erhöhung
der Fahrsicherheit Abstandssensoriken auf Ultraschallba-
sis eingesetzt. Auf Nutzfahrzeugen wie Radladern, Flur-
förderzeugen oder Zweiwegebaggern, die beim Rangieren
besonders auf Antikollisionssysteme angewiesen sind, las-
sen sich diese jedoch wegen ihrer zu geringen Reichweite
und Erfassungsbreite nicht verwenden. 

Zudem würde die hohe Empfindlichkeit gegenüber Ver-
schmutzungen und Temperaturschwankungen häufig zu Feh-
lern und Störungen führen. Eigens für diesen Bereich hat die
Ried System Electronic GmbH daher das erste Abstandssen-
sorik-System auf Radarbasis entwickelt, das über eine Reich-
weite von bis zu 20 m verfügt und frei programmierbar ist. 

Ergänzung zu Kamera-Monitor-Systemen

Der Sensor hat eine Reaktionszeit von lediglich einer hal-
ben Sekunde, das System ist dadurch besonders sicher und
eignet sich auch zur Ergänzung von Kamera-Monitor-Syste-
men. Das Gehäuse entspricht der Schutzart IP 69 K, ist so-
mit schmutz- sowie wasserunempfindlich und hält ohne Pro-
bleme Temperaturen zwischen -40 und +85 °C stand. Dar-
über hinaus ist die modulare ControLaser-Serie 6000 CAN-
Bus-fähig. Bis zu acht Sensoren können einfach an eine
Rundumleitung im Fahrzeug geklemmt werden, was die
Montage deutlich vereinfacht.
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Der Anteil der regenerativ erzeugten Energie im Netz des 
Bayernwerks liegt bei über 50 Prozent. Bis heute haben wir
mehr als 240.000 Photovoltaikanlagen in unser Netz inte -
griert. Damit betreiben wir eines der ökologischsten Netze 
in Deutschland.

www.bayernwerk.de

Netze für neue Energien.

„Die Stadtreiniger“ 
machen (e-)mobil

E-Mobilität ist vor allem im urbanen Verkehr eine echte umwelt-
schonende Alternative zum Verbrennungsmotor. Da Umwelt-
schutz den Würzburger Stadtreinigern ein wichtiges Anliegen ist,
wird im eigenen Fuhrpark großer Wert auf den Einsatz von mo-
dernsterAntriebstechnologie gelegt. 

Schon im letzten Jahr wurde
für die Verwaltungsangestellten
des städtischen Eigenbetriebes
ein E-Fahrzeug für Dienstfahrten
innerhalb des Stadtgebietes be-
schafft. Ab sofort bieten „Die
Stadtreiniger“ auch ihren Kunden
einen kostenlosen Service zur
Förderung der E-Mobilität an.

Mit Unterstützung durch die
WVV wurde in diesem Jahr eine
E-Ladesäule auf dem Betriebs-
gelände installiert, deren Nutzung
den Kunden der Stadtreiniger
jetzt gratis zur Verfügung steht.
Die Ladesäule wurde am Mitt-
woch gemeinsam mit Bürgermei-

ster Dr. Adolf Bauer, Werkleiter
Wolfgang Kleiner, Betriebsleiter
Christian Strohalm und Presse-
sprecher Manuel Schön von der
WVV offiziell eingeweiht und
kann ab sofort genutzt werden. E-
Fahrzeuge können über her-
kömmliche SchuKo-Stecker oder
EU-Typ2-Stecker neue Energie
aus der mit „Mein Frankenstrom
Öko“ (zertifizierter Grünstrom
der WVV) versorgten Ladesäule
beziehen. Die Aufladung dauert
mit einem SchuKo-Stecker zwei
bis sechs Stunden, mit einem EU-
Typ2-Stecker etwa 30 Minuten –
je nach Ladezustand des Akkus.

Stärker denn je: 
Holder auf der GaLaBau 

Hervorragende Unternehmensentwicklung 

Die Max Holder GmbH sieht sich bestens für die diesjährige
GaLaBau in Nürnberg gerüstet. Am Stand 107 in Halle 9 und
auf dem Freigelände Pf 10, Stand 2012, werden Besucher vom
17. bis 20. 09. 2014 das komplette Holder Produktprogramm
von 27 bis 92 PS erleben können, darunter als Premiere den
neuen Holder B 250. 

Er ist ein weiterer Beleg der
hervorragenden Gesamtsituation
beim Pionier der Knicklenkung:
Das Unternehmen aus dem
schwäbischen Metzingen hat sich
seit dem Neustart 2008 durchweg
positiv entwickelt und ist seit
mittlerweile zwei Jahren nach
dem Turnaround in den schwarz-
en Zahlen. Das 125-jährige Fir-
menjubiläum in 2013 war der
Höhepunkt eines sehr erfolgrei-
chen Geschäftsjahres mit 778
verkauften und 605 ausgeliefer-
ten Fahrzeugen und einem Ge-
samtumsatz von 41 Mio. Euro.
220 Mitarbeiter sind in der Hol-
der Unternehmensgruppe mittler-
weile weltweit beschäftigt, Ten-
denz steigend. In allen Unterneh-
mensbereichen sind deutliche
Verbesserungen erkennbar.

Expansion in Vertrieb, 
Service und Support 

Vertriebsseitig wird Holder den
Fokus in Zukunft verstärkt auf
den Ausbau der Strukturen und
die weitere internationale Expan-
sion legen. Mit den qualitativ und
quantitativ sehr gut besetzten
Hauptmärkten in Deutschland
und Europa besteht hierfür eine
solide Basis. Im Mittelpunkt 
der weiteren Internationalisierung
stehen zwei Regionen: zum einen
Nordamerika mit den USA und
Kanada, wo seit Gründung der
Tochtergesellschaft Holder Trac-
tors Inc. (HTI) der Grundstein für
die Wiederherstellung der einsti-
gen Marktposition gelegt wurde.
Zum anderen konzentriert sich
Holder zunehmend auf schneerei-
che Regionen Osteuropas und
Asiens, vor allem in Russland,

den GUS-Staaten und China. Er-
ste Verkaufserfolge bestärken das
Unternehmen in dieser Strategie.

Parallel dazu beschäftigt sich
Holder mit der Erschließung neu-
er Zielgruppen, beispielsweise in
den Bereichen Flughafen und Fa-
cility Management.

Premiere für den 
Holder B 250

Auf der GaLaBau feiert mit
dem Holder B 250 ein multifunk-
tionaler Geräteträger Premiere,
der die Lücke zwischen der Hol-
der X- und C-Reihe auf attraktive
Weise schließt. Als legitimierter
Nachfolger des legendären Hol-
der Multipark überzeugt er durch
die Kombination von Leistungs-
stärke, praxisorientierter Ausstat-
tung und Kompaktheit. Die wich-

Neues Bundesprogramm fördert 
Grün in der Stadt

BGL: Initiative für lebendiges Grün in der Stadt zeigt erste Erfolge

Bad Honnef. Städte und Kommunen können
ab sofort auf Fördermittel für Projekte zu
Grün in der Stadt hoffen. Mit dem neuen Bun-
desprogramm „Nationale Projekte des Städte-
baus“ stellt das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
bis 2018 50 Millionen Euro bereit, um heraus-
ragende Projekte des Städtebaus aufzuzeigen
und zu unterstützen. 

Förderfähig sind investitionsvorbereitende und
konzeptionelle Projekte mit besonderer nationaler
bzw. internationaler Wahrnehmbarkeit und ausge-
prägtem städtebaulichen Bezug, insbesondere zu
Grün in der Stadt. „Die Förderung von Projekten
zu Grün in der Stadt im neuen Bundesprogramm
„Nationale Projekte des Städtebaus“ zeigt ein-
drucksvoll, dass unsere Überzeugungsarbeit für
mehr lebendiges Grün in der Stadt und unsere
‘Charta Zukunft Stadt und Grün’ erfolgreich ist“,
kommentiert BGL-Präsident August Forster den
Projektaufruf für das neue Bundesprogramm.
„Wir freuen uns, dass die Bundesregierung mit
dieser Projektförderung auch Grün in der Stadt
explizit fördert und wünschen uns jetzt natürlich,
dass sich viele Kommunen mit herausragenden
und innovativen Projektideen bewerben“, so For-
ster weiter. 

Mit der Umsetzung und der Begleitung des
Programms hat das Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit das
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) beauftragt. Kommunen, die über
geeignete Projekte verfügen, sind aufgerufen,
dem BBSR bis zum 22. September 2014 Projekt-
vorschläge zu unterbreiten. 

Förderung von Investitionen 
in nationale Projekte des Städtebaus 

Der Deutsche Bundestag hat Ende Juni den
Bundeshaushalt 2014 verabschiedet und darin das
Gesamtvolumen für die Förderung des Städte-
baus auf 700 Mio. Euro aufgestockt. Innerhalb
dieses Mittelrahmens wurde das neue Bundespro-
gramm zur Förderung von Investitionen in natio-
nale Projekte des Städtebaus mit einem Pro-
grammvolumen von 50 Mio. Euro geschaffen.
Mit dem Investitionsprogramm sollen konzeptio-
nelle Projekte mit besonderer nationaler bzw. in-
ternationaler Wahrnehmbarkeit, sehr hoher fach-
licher Qualität, überdurchschnittlichem Investiti-
onsvolumen sowie mit hohem Innovationspoten-
zial gefördert werden. 

Informationen zum Projektaufruf:

www.bbsr.bund.de. Die Charta: www.galabau.
de/Charta_Zukunft_Stadt_und_Gruen.aspx .

Für eine weitere Verbesserung
der Kundennähe in Deutschland
und auch zur weltweiten Unter-
stützung wurde zum 1. Februar
2014 die Holder Services GmbH
gegründet. Das hundertprozenti-
ge Tochterunternehmen der Max
Holder GmbH kann dank eines
breiten Leistungsspektrums noch
flexibler und spezifischer auf die
Anforderungen der Kunden reagie-
ren. Zum Angebot zählen War-
tung und Reparatur, Garantiebe-
urteilungen, Fahrer- und Techni-
kerschulungen sowie Vertrieb-
sunterstützung mit Fahrzeugvor-
führungen und -einweisungen.

tigsten Eckdaten lauten: unter 2 m
Gesamthöhe und ab 113 cm
Außenbreite – und das bei 50 PS
Motorleistung. Selbstverständlich
profitieren Anwender auch beim
B 250 von allen Vorteilen des
einzigartigen ‘System Holder’.

Holder X 30 mit komplettem
Anbauprogramm

Der auf der GaLaBau 2012
erstmals vorgestellte und seither
weiterentwickelte Holder X 30
(27 PS) ist die Basis für ein ex-
trem effizientes Arbeitssystem,
das höchste Praxisanforderungen

Holder B 250 (50 PS) - eine Produktneuheit auf der GaLaBau.

an Bedien- und Fahrkomfort,
Vielseitigkeit, Arbeitseffizienz,
Robustheit und Zuverlässigkeit
erfüllt – erst recht mit den nun er-
hältlichen, perfekt abgestimmten
Anbaugeräten wie Kehr-Saug-
Kombination, Mähwerk, Gieß-
arm, Streuer, Kehrwalze und ver-
schiedene Schneeräumschilder.
In Kombination mit dem welt-
weit einzigartigen X³-Aufnahme-
behälter für Kehrgut, Mähgut und
Wasser beweisen sie die Innovati-

onskraft des Metzinger Traditi-
onsunternehmens. 

Über die 
Max Holder GmbH

Die Max Holder GmbH ist re-
nommierter Hersteller von mul-
tifunktionalen, knickgelenkten
Fahrzeugen für kommunale An-
wendungen sowie für den Wein-
und Obstbau. Ob Rasenpflege,
Wegereinigung, Transportaufga-

ben, Erdbewegung, Pflanzen-
schutz, Laubarbeiten, Winter-
dienst oder zahlreiche Spezialan-
wendungen – in vielen Ländern
vertrauen Kunden auf die Marke
Holder. Das 1888 gegründete
Traditionsunternehmen aus Met-
zingen bietet Komplettlösungen
und Services aus einer Hand:
multifunktionale Trägerfahrzeu-
ge, passende Anbaugerätetech-
nik, individuelle Serviceleistun-
gen und flexible Mietkonzepte. 

VBS-Jahrestagung
in Bad Griesbach
Vom 10. bis 12. Oktober

2014 findet im niederbayeri-
schen Bad Griesbach die Jah-
restagung des Verbandes der
Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen e.V. (VBS) statt. Nach-
dem die Volksvertretungen und
die Regierungen von der kom-
munalen bis hin zur europäi-
schen Ebene neu bestimmt
wurden, gilt es nun für die Poli-
tik die anstehenden Herausfor-
derungen entschlossen anzuge-
hen. Ein zentrales Thema wird
dabei die von der Bayerischen
Staatsregierung proklamierte
Rohstoffwende Bayern sein,
die das anspruchsvolle Ziel ver-
folgt, Primärrohstoffe weitest-
gehend durch Sekundärrohstof-
fe zu ersetzen. 

Mit namhaften Gästen aus
Politik, Verwaltung und Wis-
senschaft – unter ihnen MdL
Erwin Huber, Stefan Albat
(vbw), MinDir Dr. Helge Wen-
denburg (Leiter der Abteilung
„Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz“ im Bun-
desministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit) und Prof. Dr.-Ing.
Frank Wolfgang Günthert (In-
stitut für Wasserwesen, Univer-
sität der Bundeswehr München
und Landesvorsitzender DWA
Bayern) – soll diskutiert wer-
den, wie die politischen Rah-
menbedingungen gesetzt wer-
den sollten, um zusätzliche Po-
tenziale für das Recycling zu
erschließen. 

Im Rahmen der diesjährigen
VBS-Tagung wird auch der of-
fizielle Beitritt des Verbandes
zur Bayerischen Klima-Allianz
vollzogen. DK

Bürgermeister Dr. Adolf Bauer (von links), WVV-Pressesprecher
Manuel Schön, Stadtreiniger Frank Stumpf, Christian Strohalm,
stellv. Werkleiter der Stadtreiniger und Umweltreferent Wolfgang
Kleiner beim Aufladen des Elektromobils der Stadtreiniger an der
neuen Ladesäule. Foto: Christian Weiß
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TRAKTORENWERK LINDNER GMBH   
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4 
6250 Kundl/Tirol
lindner-traktoren.at

Der starke Tiroler

3.000 € EP-BONUS*
2 JAHRE GARANTIE
1 % FINANZIERUNG 

Premiere in Kundl 
für Lindner-Innovationstage

Im Mittelpunkt standen die technischen Besonderheiten des
neuen Lintrac sowie die Geotrac- und Unitrac-Transporter. Im
Vortragsprogramm wurde unter anderem die Frage erörtert,
wie es mit den Förderungen für die Landwirtschaft weiter geht.

Anfang September feierten
die Lindner-Innovationstage im
Innovationszentrum in Kundl
ihre Premiere. Auf verschiede-
nen Themeninseln zeigten die
Lindner-Profis die Hauptein-
satzgebiete der Fahrzeuge im
Berg-, Grün- und Kulturland so-
wie im Kommunalbereich. Bei
mehreren Stationen wurden
technische Innovationen rund
um Geotrac, Unitrac und Lin-
trac präsentiert. Zudem wurde
der Lintrac auf dem Testgelände

mit diversen Anbaugeräten wie
dem Schneepflug oder einem
Frontlader vorgeführt. Geschäfts-
führer Hermann Lindner resü-
mierte stolz: „Unsere Besucher
konnten sich über die verschie-
denen Einsatzgebiete aus erster
Hand informieren.“ Die Reso-
nanz war überaus positiv.

Vorserienproduktion
läuft auf Hochtouren

Bis November wird der Lin-

trac weiter optimiert – dann
startet die Serienproduktion.
„Die Nachfrage ist groß, der
Lintrac ist bis April 2015 aus-
verkauft.“ Der Lintrac ist der 
erste stufenlose Standardtraktor
mit mitlenkender Hinterachse.
Für den Berg- und Grünlandbe-
reich vereint der Lintrac die
Merkmale von Traktor, Hang-
mäher und Hoflader in einem
Fahrzeug, das senkt den Investi-
tionsbedarf für Landwirte und
kommunale Bauhöfe deutlich.
Durch den niedrigen Schwer-
punkt verfügt der Lintrac außer-
dem über große Hangtauglich-
keit bis zu 60 Prozent Steigung.

Zu den Lindner-Innovationstagen im Innovationszentrum in Kundl bei Kufstein kamen auch
zahlreiche Besucher aus Bayern. 

Weitere Einsatzgebiete sind die
Kulturlandwirtschaft und der
Kommunalbereich.

Die ersten Testfahrzeuge sind
in Österreich, Deutschland und
der Schweiz im Einsatz. „Für
uns sind die Rückmeldungen
der Testfahrer wichtig, um den
Lintrac weiter zu verbessern“,
erklärte Hermann Lindner.

Vorträge: Von 
Förderungen bis Heumilch

Interessante Fachvorträge zu
Zukunftsthemen der alpinen
Landwirtschaft, der Grünflä-
chenbewirtschaftung und des
Winterdiensts rundeten die In-
novationstage ab. Johannes
Fankhauser, Abteilungsleiter
Ländliche Entwicklung, Bil-
dung und Beratung in der Land-
wirtschaftskammer Österreich,
erörterte, wie es mit den Förde-
rungen für die Landwirtschaft
weitergeht. Die Potenziale der
Grünlandwirtschaft skizzierte
Peter Frank von der Landwirt-
schaftskammer Tirol. Karl Neu-
hofer, Obmann der ARGE Heu-
milch, zeigte die Chancen der
Heumilchwirtschaft für die hei-
mischen Bauern auf.

Großes Europafinale 
des Geotrac Supercup

Während der Innovationsta-
ge machte auch das Europafi-
nale des Geotrac Supercup
2014 in Kundl Station. Die be-
sten Traktorfahrer und -fahre-
rinnen des Alpenraums kämpf-
ten dabei mit ihrem fahreri-
schen Können auf einem an-
spruchsvollen Parcours um den
Hauptpreis: einen Lintrac für
ein Jahr. Gefahren wurde beim
Geotrac Supercup, den Land-
maschinenspezialist Lindner
mit der Landjugend organisier-
te, mit einem Geotrac 94.

Kommunaler Lintrac
auf der GaLaBau

Der erste stufenlose Standardtraktor mit Hinterachslenkung
punktet im ganzjährigen Kommunaleinsatz bei Städten und Ge-
meinden: unter anderem durch seine überdurchschnittliche
Wendigkeit und die einfache Bedienung.

Von 17. bis 20. September fei-
ert der Kommunal-Lintrac von
Innovationsführer Lindner auf
der GaLaBau in Nürnberg seine
Messepremiere. Der Lintrac ist
der erste stufenlose Standard-
traktor mit mitlenkender Hinter-
achse. 

Einfache Bedienung, 
idealer Geräteträger

Dank der erfolgreichen Uni-
trac-Transporter hat Lindner jah-
relange Erfahrung mit der 4-Rad-
Lenkung. Diese gewährleistet,
dass der Lintrac bei Kehrarbei-
ten oder der Schneeräumung
auch in engen Gassen optimale
Ergebnisse liefert. Die hintere

Achse des Lintrac lenkt bis zu 20
Grad ein.

Ein weiterer Pluspunkt des
kommunalen Lintrac ist die ein-
fache LDrive-Bedienung. Die
zentralen Fahrfunktionen des
Lintrac können über den LDrive-
Controller gesteuert werden. Ge-
schäftsführer Hermann Lindner:
„Diese Innovation ermöglicht er-
müdungsfreies Arbeiten auch bei
anspruchsvollen und längeren
Einsätzen.“ 

Frontlader und gute Zugkraft
ermöglichen schwere Transport-
arbeiten. Die Heck-, Front- und
Arbeitshydraulik mit Verstell-
pumpe machen den Lintrac zum
idealen Geräteträger. Der Per-
kins-Turbo-Diesel-Motor über-
zeugt durch sparsame Ver-
brauchswerte und den Partikel-
filter, mit dem Abgasstufe 3B er-
reicht wird.

Unitrac und Geotrac 
für Kommunalprofis

Die effizienten Unitrac-Trans-
porter und Geotrac-Traktoren
komplettieren das Kommunal-
programm des Tiroler Familien-
unternehmens Lindner. Der
Unitrac ist ein vielseitiger und
schnell umrüstbarer Geräteträger,
der ganzjährig verwendet werden
kann: von der Schneeräumung
über den Transport bis zum Keh-
ren. Technische Highlights sind
die Komfortkabine, die ohne
Werkzeug seitlich um 50 Grad
gekippt werden kann, die 4-Rad-
Lenkung, die leistungsstarke 
2-Kreis-Hydraulik und das pa-
tentierte Hochleistungsfahrwerk.
Der Unitrac ist in vier Motorisie-
rungsvarianten mit Partikelfilter
erhältlich. 
Infos: www.lindner-traktoren.at

Der Unitrac 102 von Lindner bei der Schneeräumung.

Umweltbewusste und 
wirtschaftliche Glättebekämpfung
Technisch optimierte Streumaschinen mit automatischer

Steuerung steigern die Rentabilität 
In Zeiten knapper werdender Budgets wird Wirtschaftlichkeit
auch im Winterdienst zusehends wichtig. Präzise Verteilersyste-
me tragen ebenso zur Rentabilität und zum Umweltschutz bei
wie eine flexible Einsatzplanung für die Streumaschinen. Die
modulare Bauweise einer neuen Generation von Aufbau-Streu-
ern, die der SpezialfahrzeugherstellerAebi Schmidt erstmals auf
der diesjährigen IFAT vorgestellt hat, erlaubt daher höchste Fle-
xibilität und lässt sich dank des ganzheitlichen Produktkonzepts
individuell auf die jeweiligen Einsätze abstimmen. 

Neben technischen Details
wurde insbesondere die Bedie-
nung der Stratos-Baureihe ver-
bessert und noch intuitiver 
gestaltet. Intelligente, erweite-
rungsfähige Steuerungstechnolo-
gien sind darüber hinaus der Ga-
rant für einen zukunftssichere
Performance und einen effizien-
ten Winterdienst. 

Das Einsatzspektrum des Stra-
tos reicht vom privaten bis zum
kommunalen Bereich, da eine
effiziente Glättebekämpfung auf
Wegen und Plätzen ebenso ge-
währleistet ist wie auf Schnell-
straßen und Autobahnen. Je nach
Einsatzaufgabe und -bedingun-
gen lässt sich das modulare Sys-
tem entsprechend konfigurieren.
Mit dem Anspruch, die Gesamt-
performance weiter zu steigern,
wurde die große Baureihe, für
Behälter mit einem Fassungsver-
mögen von 4, 5 oder 6 m³, jetzt
neu aufgelegt. Den Ausschlag
für die Wirtschaftlichkeit des
Winterdienstes wird in Zukunft
jedoch die intelligente Steuerung
der Streufahrzeugflotte geben. 

Hochpräzise Dosierung, 
exakt einstellbares Streubild

Bei den Dosiersystemen kann
grundsätzlich zwischen einem
Bandfördersystem und einer
Schneckenförderung gewählt
werden. Das Bandreinigungssys-
tem wurde so optimiert, dass
kein Salz mehr auf die Lade-
fläche rieselt, was die Wartbar-
keit der Fahrzeuge deutlich ver-

bessert und ihre Lebensdauer
verlängert. Das Schneckenför-
dersystem basiert auf einer
Flexschnecke mit zweistufiger
Steigung. Um die Zuverlässig-
keit bei der Ausbringung zu stei-
gern, wurde es zudem mit einer
Dosierscheibe ausgestattet, die
eine noch gleichmäßigere Dosie-
rung erlaubt. Ein ständiger Soll-
Ist-Vergleich kontrolliert die
Drehzahl des Systems und beugt
einer Fehlbedienung während
der Einsatzarbeiten vor. 

Anfahrschutz

Hinzugekommen ist bei der
neuen Generation ein Anfahr-
schutz, das heißt, das komplette
Verteilersystem klappt bei Kon-
takt nach hinten weg, um Be-
schädigungen an der Maschine
zu verhindern. Zudem sorgt die
Verwendung einer offenen oder
geschlossenen PE-Schüttrinne
für ein deutlich verbessertes
Fallverhalten des Streumaterials.
„Das Streugut trifft zentral auf
den Streuteller und verteilt sich
optimal bis zur Abwurfkante. Es
entsteht eine homogene Mi-
schung, die so gebündelt abge-
worfen werden kann, dass Fahrt-
windeinflüsse ausgeglichen wer-
den. Das Streubild kann mit Hil-
fe der Verschwenktechnik manu-
ell oder elektronisch so einge-
stellt werden, dass ein exakt de-
finiertes symmetrisches oder
asymmetrisches Streubild erzielt
wird. Die neuen Premiumplus
Streuteller mit Mischkammer

vereinen eine gute Quervertei-
lung des Streustoffes, auch bei
höheren Geschwindigkeiten, mit
einer optimalen Befeuchtung des
Salzes und der richtigen Streu-
stoffmenge.

Feuchtsalzeinrichtung

Die Feuchtsalzeinrichtung er-
laubt eine individuell einstellba-
re Zumischung von FS 25 bis FS
35. Die Funktionssicherheit wur-
de durch einen Niveauschalter
inklusive Abschaltautomatik und
eine optimierte Überlaufsiche-
rung erhöht. Bei Feuchtsalzzu-
schaltung kommt eine Solepum-
pe mit Trockenlaufschutz und
automatischer Drehzahlreduzie-
rung zum Einsatz.

Die Steuerung der neuaufge-
legten Streumaschine erfolgt
über eines der drei vollwege-
abhängigen Bedienpulte der
Schmidt Evolution Line, die auf
Kundenwunsch in Hinblick auf
eine verbesserte Ergonomie
überarbeitet wurden. 
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de
Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de
Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com
Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de
Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg-Lengfeld, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de
KLMV GmbH Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0, Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de

Erobert die Zukunft.
Und jedes andere Terrain.
Der neue hochgeländegängige Unimog BlueTEC 6.

Der neue Off-Road-Profi überzeugt auch in Zukunft mit seinen Qualitäten:
robust und agil im Gelände und dabei besonders umweltfreundlich,
einem neuen Mittelmotorkonzept sowie einer innovativen Bedienung.
Mehr dazu unter www.neuerunimog.com

Wir freuen uns über Ihren Besuch.
25.09. bis 02.10.14, Halle 14/15,
Messegelände Hannover.

Neuer Unimog von Mercedes-Benz setzt Umwelt-Standards:

Euro VI jetzt auch auf der Schiene
Motoren sauberer und effizienter / Kein separater Schienenfahrantrieb nötig 

Wirtschaftliches Rangieren bis 1.000 t Anhängelast / Einfaches Auf- und Abgleisen

Stuttgart/Berlin. Längst zum Stammgast geworden ist der
2-Wege Unimog auf dem Freigelände der internationalen
Leitmesse InnoTrans in Berlin (23. bis 26. September, Frei-
gelände Süd, Stand F4/16). In diesem Jahr kann Mercedes-
Benz nun mit einer ganz besonderen Botschaft aufwarten:
Der neue Unimog Geräteträger bringt die strenge europäi-
sche Lkw-Abgasnorm Euro VI auf die Schiene. 

Das ist ein neuer Standard an
Umweltverträglichkeit und Effi-
zienz für Rangieraufgaben (bis zu
1.000 t Anhängelast) sowie War-
tungs- und Pflegearbeiten auf 
den Schienen-Infrastrukturen der
Bahnen und des öffentlichen
Nahverkehrs, den typischen Ar-
beitsfeldern des legendären Uni-
mog in 2-Wege-Ausführung. 

Die ausgestellten Unimog zei-
gen neue und praxisorientierte
Gesamtlösungen für spezielle

Einsatz ist der Unimog U 423
mit einer Leistung von 170 kW .

Innovative 
Antriebstechnologie 

Unimog-typische Eigenschaf-
ten wie der serienmäßige Perma-
nent-Allradantrieb mit Längs-
sperre sowie separate Differenzi-
alsperren in Vorder- und Hinter-
achse, die Singlebereifung sowie
die Wandlerschaltkupplung für

Fahrantrieb und mechanischem
Getriebe während der Fahrt.

Die Freisichtkabine – freie
Sicht dank extragroßer Panora-
mascheibe – der neuen Unimog
Euro VI-Generation zeigt sich in
neuem, modernem Design. Dabei
ist die optische und funktionelle
Wirkung der Kurzhaube noch
mehr betont. In die neuen
Stoßfänger sind LED-Leuchten
mit Tagfahrlicht integriert. Der
besseren Sicht wegen sind die
Scheibenwischer jetzt über der
Windschutzscheibe angebracht.
Das Freisichtfahrerhaus bietet da-
mit einen optimalen und sicheren
Überblick auf den Arbeitsbereich,
zusätzlich verbessert durch das
jetzt neu erhältliche Frontkamera-
Monitorsystem.

Beste Arbeitsbedingungen

Beste Arbeitsbedingungen fin-
den Fahrer und Mitfahrer im Inte-
rieur: Multifunktionslenkrad, ver-
stellbare Lenksäule oder das lei-
stungsstarke Heizungs- und Kli-
masystem. Das Kombiinstrument
zur Fahrerinformation wurde neu
konzipiert und hat ein großes, hel-
les Display. Optimiert wurden
ebenfalls die Bedienelemente, so
gibt es jetzt zum Beispiel einen
Lenkstockhebel zum Bedienen
der Fahrfunktionen wie Getriebe-
schaltung oder der neuen Premi-
um-Motorbremse.

Kein separater
Schienenfahrantrieb nötig

Und das macht den Unimog für
den Einsatz als 2-Wege-Fahrzeug
so interessant: Er kommt dank
seines kompakten Achsbaumaßes
ohne separaten Schienenfahran-
trieb aus, sogar bei verschiedenen
Spurbreiten. Mit Hilfe spezieller
Felgen und Reifen kann der Uni-
mog sowohl auf Eisenbahn-Nor-
malspur (1435 mm) als auch auf
verschiedenen internationalen
Breitspuren mit seinen eigenen
Rädern auf der Schiene fahren.
Eine hydraulisch absenkbare
Schienenführung sorgt für siche-
re Spurführung auf dem Gleis.

Auf der Straße 
bis zu 90 km/h

An einem niveauebenen Be-
reich von etwa fünf Meter Länge,
zum Beispiel an Bahnübergän-
gen, kann der Unimog einfach
abgleisen und auf der Straße mit
bis zu 90 km/h zum nächsten
Einsatzort fahren. Für den Einsatz
auf Gleisen des öffentlichen Schie-

Einsatzzwecke, die in Zusam-
menarbeit mit international re-
nommierten Aufbauherstellern
entstanden sind.

90 Prozent weniger
Emissionen 
gegenüber Euro V

Und so liest sich der technische
Fortschritt in Zahlen: Die Euro
VI-Motoren für Lkw reduzieren
Dieselpartikel und Stickoxid-
emissionen um bis zu 90 Prozent
gegenüber Euro V, im Vergleich
zum Stand von 1990 haben sich
die Emissionen aus Nutzfahrzeu-
gen um Werte zwischen 88 Pro-
zent bis 98 Prozent verringert.
Darüber hinaus ist die wartungs-
arme und durchzugstarke neue
Motorengeneration des Unimog
sehr effizient und ermöglicht ho-
he Einsparpotentiale beim Kraft-
stoffverbrauch im Vergleich zu
Diesel-Rangierloks. Das prädesti-
nierte Fahrzeug für den 2-Wege-

das Ziehen hoher Anhängelasten
machen den Unimog zum idealen
Fahrzeug für den 2-Wege-Ein-
satz. Das Getriebe mit acht Vor-
wärts- und acht Rückwärtsgän-
gen ermöglicht Geschwindigkei-
ten auf der Schiene bis zu 50
km/h in beide Richtungen. Zur ei-
senbahntechnischen Ausrüstung
gehören dabei je nach Kundenan-
forderung beispielsweise eine
Signallichtanlage, Sicherheits-
fahrschaltung (Totmann-Schalter)
oder digitaler Zugfunk.

Synergetischer Fahrantrieb
„EasyDrive“

Der synergetische Fahrantrieb
„EasyDrive“, eine weitere Inno-
vation des neuen Unimog,
kommt dem 2-Wege-Fahrzeug
unmittelbar zu Gute. Er erlaubt
eine stufenlose Einstellung der
Arbeitsgeschwindigkeit bis 50
km/h und einen einfachen Wech-
sel zwischen hydrostatischem

Neu im Team: 

Erster U 218 ausgeliefert
Im April war es endlich so weit: Der Bauhof Schmalkalden
war der erste Kunde, der sich über einen Unimog U 218 der
neuesten Generation freuen konnte. Zu seinen anspruchsvol-
len Aufgaben gehört das regelmäßige Mähen von Straßen-
rändern – an großen Straßen, Hügeln, Abhängen oder Grä-
ben. Mit Flexibilität, Sicherheit und Komfort bewährt sich
der Unimog Geräteträger im täglichen Einsatz und zu jeder
Jahreszeit. 

„Die Flexibilität durch den syn-
ergetischen Fahrantrieb EasyDri-
ve, der kleine Wendekreis, aber
auch die gesteigerte Sicherheit
durch die Rückfahrkamera sind
eine ganz neue Liga“, so Hartmut
Danz. Der Mitarbeiter des Bau-
hofs Schmalkalden muss es wis-
sen. Gemeinsam mit seinen Kol-
legen kümmert er sich um die
Straßen der thüringischen Stadt
mit ihren sechs Ortsteilen.

Für jede Jahreszeit,
für jedes Wetter

Für Danz ist der Geräteträger
aus der neuen Generation Uni-
mog ein weiteres Teammitglied,
auf das er sich immer verlassen
kann – zu jeder Jahreszeit, bei
Wind und Wetter. Im Sommer
kommen schwerpunktmäßig das
Mähgerät, der Häcksler sowie die
Ast- und Heckenschere zum Ein-
satz. Im Winter schlägt die Stun-
de des Zweikammer-Streugerätes
und des Vario-Schneepflugs.
Dank Standheizung, Sitzheizung

und Klimaanlage kann Hartmut
Danz bei jeder Witterung alle
Aufgaben komfortabel erledigen.
Und das gerade auch dort, wo es
beengt zugeht. Denn der U 218
besticht besonders durch seine
Kompaktheit und Wendigkeit. So
liegt der Radstand bei 2800 mm,
der Wendekreis bei 12,6 m – ähn-
lich dem eines Pkw.

Der kleinste Vertreter der neues-
ten Generation ist ein Innovati-
onssprung – nicht nur im Ver-
gleich mit dem 22 Jahre alten
Unimog des Bauhofs, der durch
das Neufahrzeug abgelöst wurde.
Der Unterschied zeigt sich neben
den innovativen Euro-VI-Moto-
ren in einem neu konzipierten Ar-
beitsplatz und dem optimal auf
den Anwender abgestimmten
Cockpit. 

Echte Highlights

Zu den weiteren Highlights
zählt zum Beispiel die Wechsel-
lenkung VarioPilot®, mit der sich
die Lenksäule auf die rechte Fahr-
zeugseite verschieben lässt, wo-
durch der Fahrer beim Mähen so-
wohl den Fahr- als auch den Ar-
beitsbereich im Blick hat. Zusam-
men mit dem Freisichtfahrerhaus
mit dem neuen Kameramonitor-
system ist in jeder Situation beste
Sicht gewährleistet. „Die Summe
der Neuerungen macht uns im
Einsatz schneller, flexibler und
effizienter. Und der U 218 macht
einfach Spaß“, berichtet Danz
voller Stolz von seinem zukunfts-
weisenden Unimog. 

Mercedes-Benz
Bank bringt mehr

Nutzfahrzeuge denn
je auf die Straße 
Trend geht zu flexiblen 
Finanzierungslösungen

Mehr als jedes zweite Daim-
ler-Nutzfahrzeug kommt mit
der Mercedes-Benz Bank in
Fahrt, das sind derzeit rund
eine Viertel Million Nutz-
fahrzeuge in Deutschland.
Weltweit finanziert Daimler
Financial Services über
900.000 Nutzfahrzeuge.

Allein im ersten Halbjahr
2014 stieg das Neugeschäft um
15 Prozent an. Bereits mehr als
jedes zweite Nutzfahrzeug mit
Stern ist mit der Mercedes-
Benz Bank unterwegs. „Unse-
re flexiblen Finanzierungslö-
sungen sind stark gefragt“,
sagt Franz Reiner, Vorstands-
vorsitzender der Mercedes-
Benz Bank AG. „Der Trend
geht auch bei Nutzfahrzeugen
in Richtung Leasing.“

Flexibilität ist Trumpf 

Bei der Angebotsgestaltung
stehen die Gesamtbetriebskos-
ten der Kunden im Mittel-
punkt. Die Rechnung ist sim-
pel: Durch Kostentransparenz
bei den Monatsraten kann ein
Kunde auf Anhieb erkennen,
ob sich das Fahrzeug für ihn
rechnet. Ganz gleich, ob er die
Fahrzeuge besitzen, auf Zeit
leasen oder für 24 Stunden
mieten möchte: Flexible Lö-
sungen sind in allen Branchen
Trumpf. Umfassende Service-
leistungen in Kombination mit
Leasing oder Miete bietet Mer-
cedes-Benz CharterWay an.

Kosten orientieren sich 
an tatsächlicher Nutzung 

Die Mercedes-Benz Bank be-
rechnet mit Hilfe von FleetBoard
die Prämie der Lkw-Versicherung
auf Basis der Nutzung. Dafür
kommen moderne Telematik-Sy-
steme zum Einsatz. Die Versiche-
rungsprämie richtet sich konse-
quent nach dem Einsatz. Denn
ein Fahrzeug bringt seinem Be-
treiber nur dann Geld, wenn es
fährt. Sollte es längere Zeit ste-
hen, wird daher lediglich eine Ba-
sisprämie zur Grundabsicherung
fällig. 

Neben der umfangreichen
Branchenexpertise profitieren
die Kunden zusätzlich von der
engen Verbindung der Herstel-
lerbank zum Konzern. Sind in
den Fahrzeugen bestimmte Si-
cherheitsfeatures verbaut, er-
halten die Kunden einen Nach-
lass auf die Versicherungsprä-
mie von bis zu 20 Prozent.

Der allererste U 218 ging nach Schmalkalden.

nen-Nahverkehrs sind Schienen-
führungssysteme erhältlich, die
das Befahren von Kurvenradien
ab 18 m ermöglichen. Mit dem
2-Wege Unimog können vielsei-
tigste Aufgaben erledigt werden,
wie beispielsweise Vegetations-
pflege entlang der Strecke, Reini-
gungsarbeiten im Gleisbett und
auf Straßenbahntrassen sowie Re-
paratur- und Wartungsarbeiten an
Anlagen und Fahrdraht. 

Bewährte Kooperation: Renommierte Aufbauhersteller lie-
fern die eisenbahntechnische Ausrüstung für den 2-Wege
Unimog. 
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Oberbayerisches Integrationsforum:

Gesundheit im Visier
Mit dem 28. Integrationsforum in Weilheim setzte die Regie-
rung von Oberbayern ihre 2005 begonnene Veranstaltungsserie
„Integration im Dialog – Migranten in Oberbayern“ fort. Dieses
Mal standen gelungene Integrationsprojekte aus dem Bereich
Gesundheitsprävention im Landkreis Weilheim-Schongau und
Umgebung auf der Tagesordnung. 

Integration soll eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe am sozialen,
kulturellen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Leben er-
möglichen. Integration geschieht
vor allem an Orten, an denen
Menschen verschiedener Kultu-
ren zusammentreffen, um ge-
meinsame Interessen zu definie-
ren, gemeinsame Ziele zu ent-
wickeln und miteinander Aufga-
ben zu bewältigen. Dies ist am
Arbeitsplatz ebenso möglich wie
im Sportverein, bei der Gestal-
tung eines Schulfestes ebenso wie
beim Einkauf im Dorfladen. 

Wie Oberbayerns Regierungs-
vizepräsidentin Maria Els vor
Vertretern der Kommunen und
Schulen sowie vor Migrationsbe-
auftragten betonte, bedeute Inte-
gration aber auch die Teilhabe an
Maßnahmen für die Gesunder-
haltung von Körper und Geist.

Aufklärungsmaßnahmen, Präven-
tionsangebote und Gesundheits-
programme müssten sich allen er-
schließen und für alle verfügbar
sein, unabhängig von Herkunft,
Sprache und Kultur. „Es ist wich-
tig, zu wissen wie man seinen
Körper gesund erhält und damit
Krankheiten vorbeugt“, so Els. 

Die Teilnehmer erhielten Ein-
blick in gelungene Beispiele, mit
denen Migranten für das Thema
Gesundheit sensibilisiert werden
können. Unter anderem wurde
der diesjährige Schwerpunkt der
Gesundheitsinitiative Gesund.Le-
ben.Bayern“ des Bayerischen
Staatsministeriums für Gesund-
heit und Pflege mit dem Thema
„Diabetes bewegt uns!“ vorge-
stellt. Bis zu eine Million Men-
schen in Bayern werden wegen
der Volkskrankheit Diabetes mel-
litus behandelt. Rund 200.000

weitere Menschen im Freistaat
leiden an der so genannten
Zuckerkrankheit, ohne es zu
wissen. Zahlreiche landesweite
Gesundheits- und Aktionstage
klärten über die unterschätzte
Gefahr auf, so auch in Penz-
berg, wie Dr. Stefan Günther
vom Gesundheitsamt Weil-
heim-Schongau darlegte. 

Dr. Karl Breu, Leiter des Ge-
sundheitsamtes Weilheim-Schon-
gau, zeigte am Beispiel des Pro-
jektes „Gesunder Landkreis“ eine
ganze Reihe von Berührungs-
punkten und Synergismen auf. Er
stellte dabei die seit über 30 Jah-
ren anhaltende vernetzte Arbeit
im Rahmen von Gesundheitsför-
derung und Prävention im Land-
kreis Weilheim-Schongau vor
und verwies insbesondere auf die
Projekte „Lautstärkebegrenzung
bei Veranstaltungen für Jugendli-
che“, „flächendeckende Ein-
führung des Neugeborenenhör-
screenings“, das Präventionspro-
jekt „spielzeugfreier Kindergar-
ten“ und das Suchtpräventions-
projekt „Wir geben Halt“, mit
dem der Landkreis den Bundes-
wettbewerb „vorbildliche Strate-
gien kommunaler Suchtpräventi-
on“ gewann. 

MiMi-Bayern

Das Gesundheitsprojekt „Mit
Migranten für Migranten – Inter-
kulturelle Gesundheit in Bayern
(MiMi-Bayern)“ steht im Rah-
men der bayerischen Gesundheit-
sinitiative „Gesund.Leben.Bay-
ern.“ und der bundesweiten BKK
Initiative „Gesundheit für Alle“
für interkulturelle Gesundheits-
förderung und Prävention. Wie
Landesprojektkoordinatorin Brit-
ta Lenk-Neumann ausführte, set-
zen sich hierbei Experten des
bayerischen Gesundheits- und
Sozialwesens gemeinsam mit en-
gagierten Migranten für einen
besseren Zugang der Migranten
zu den Diensten und Angeboten
des Gesundheitssystems ein. 

„Mit Migranten für Migranten“
ist gleichzeitig das Motto und
Konzept des Projekts, das zum
Ziel hat, Migranten in einer Schu-
lung zu interkulturellen Gesund-
heitsmediatoren auszubilden. Die
geschulten Kräfte informieren ih-
re Landsleute in der jeweiligen
Sprache über das deutsche Ge-
sundheitssystem und andere The-
men der Gesundheit, z. B. über
gesunde Ernährung, seelische
Gesundheit, Gefahren und Risi-
ken des Rauchens und des Alko-
holkonsums, Kindergesundheit,
Vorsorgemaßnahmen und Früh-
erkennungsuntersuchungen oder
Familienplanung und Schwan-
gerschaft. 

MiMi-Bayern wird vom Baye-
rischen Staatsministerium für
Umwelt und Gesundheit und den
Betriebskrankenkassen in Bayern
gefördert. Das Ethno-Medizini-

sche Zentrum e.V. führt das Pro-
jekt seit 2008 in Zusammenarbeit
mit zahlreichen Projektpartnern
landesweit durch.

Am Beispiel Habach wurde
schließlich das Projekt „Dorfla-
den“ – Vermarktung regionaler
Produkte“ näher erläutert. 2001
schloss der letzte Lebensmittella-
den in der Gemeinde. Seitdem
war die Grundversorgung der Be-
völkerung vor Ort nicht mehr
möglich, ein Umstand, den die
meisten Bürger sehr bedauerten.
Deshalb bildete sich 2009 eine
Bürgerinitiative, um einen Dorf-
laden mit Bürgerbeteiligung zu
gründen. Unter anderem wurde
ein Fragebogen entwickelt, um
grundlegende Probleme frühzei-
tig zu erkennen. Die Gemeinde fi-
nanzierte eine Machbarkeitsstu-
die, es bildeten sich Arbeitskreise,
um anfallende Aufgaben zu lö-
sen. Bemerkenswert ist die von
Anfang an über einen langen
Zeitraum bestehende sehr hohe
Bürgerbeteiligung. 

Projekt „Dorfladen“

Innovativ war die Wahl der
Rechtsform. Die Unternehmerge-
sellschaft (UG) - eine sogenannte
Mini-GmbH - ist eine noch sehr
junge Unternehmensform, die
erst 2008 geschaffen wurde. Der
wichtigste Vorteil dieser Rechts-
form liegt in der Haftungsbe-
schränkung und dem im Ver-
gleich zu anderen Unternehmens-
formen nur geringem Stammka-
pital. Sobald dieses eingezahlt ist,
erfolgt eine Eintragung in das
Handelsregister. Mit Hilfe von
Anteilsscheinen werden die Bür-
ger von Habach Teilhaber am
Dorfladen. 

Der Dorfladen wurde zentral
im Ort errichtet. Das ehemalige,
baufällige Schlachthaus musste
dafür einem Neubau weichen. Ei-
gentümer des Grundstückes ist
die Gemeinde, die dieses der
Dorfladen-Gesellschaft auf Erb-
pacht-Basis zur Verfügung stellt.
Baubeginn war im September
2011. Der Dorfladen ist seit sei-
ner Eröffnung ein beliebter Treff-
punkt für Jung und Alt geworden.
Das Anliegen, den Dorfladen für
alle Bürger attraktiv zu gestalten,
hat sich verwirklicht. 

Weiteres Ziel war auch die
Schaffung eines Arbeitsplatzan-
gebotes am Ort. Der Dorfladen
dient als sozialer Treffpunkt, an
dem auch Veranstaltungen ange-
boten werden wie Kasperltheater
oder Weihnachtsmarkt. Es ist
heute in Habach wieder möglich,
ohne PKW einzukaufen. Kinder
lernen den Umgang mit Geld.
Außerdem herrscht wieder ein
reger Austausch zwischen den
Bürgern, dank einer Anschlagta-
fel. 

Im gesamten Landkreis gibt es
keine vergleichbare Initiative. Es
handelt sich um ein pilotartiges
Modell, das auch anderen Ge-
meinden in einer ähnlichen Lage
als Vorbild dienen kann. Habach
hat gezeigt, was man erreichen
kann, wenn Hand in Hand nach
Lösungen gesucht wird. DK

Musikfestival „Lokalklang“:

Erfolgreich in 26 Städten
Unter dem Titel „Lokalklang“ fand in den Sommermonaten in 26
bayerischen Städten ein Musikfestival der etwas anderen Art statt.
Der Veranstalter STADTKULTUR Netzwerk Bayerischer Städte
e.V. hat nun eine positive Bilanz gezogen. Das Musikfest unter der
Schirmherrschaft von Dr. Ludwig Spaenle, Bayerischer Staatsmi-
nister für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, habe einen
frischen Blick auf die Volksmusik eröffnet, Impulse gesetzt und das
Bewusstsein für die Vielstimmigkeit von Heimat gestärkt.

Das bayernweite Musikfestival
spürte neue Trends auf, bespielte
viele kleine Orte und hatte lokale
Ensembles neben bekannten Mu-
sikgruppen im Programm. Es bot
Konzerte, Klangperformances,
Tanzveranstaltungen, Filmvor-
führungen sowie Mundartlesun-
gen und begeisterte die Besucher –
mancherorts kamen über 11.000.
Es gab Raum für ungewohnte Be-
gegnungen und neue Veranstal-
tungsformate wie Wochenmarkt-
konzerte, musikalische Wirtshaus-
lesungen oder Konzerte lokaler
Ensembles aus verschiedenen
Kulturen. Einige werden Fortset-
zung und Nachahmung erfahren.

Insgesamt hatte das Netzwerk
STADTKULTUR 115 Einzelver-
anstaltungen organisiert, die mit
Heimatgefühlen verbundene Mu-
sik erklingen ließen. 

Die Auftaktveranstaltung in
Würzburg verband programma-
tisch Neue Volksmusik mit der
anschließenden Uraufführung ei-
nes Sinfoniekonzertes in der Mu-
sikhochschule. Das anschließende
Symposium im Kulturspeicher
verband wissenschaftliche Vorträ-
ge, musikalische Aufführungen
und künstlerische Praktiken zu ei-
ner Gesamtkomposition, in der
Musiker und Wissenschaftler, Me-
dienvertreter, Kulturpolitiker und
Organisatoren eine Brücke zwi-
schen Volks- und Weltmusik
schlugen.

Gruppen der Neuen Volksmusik
gaben sich in München die Klinke
in die Hand – bei der Veranstal-
tungsreihe Grad Raus verband die
Monacensia in traditionsreichen
Wirtshäusern Musik und Literatur
vom Feinsten der alten und neuen
Münchner Szene. In Ingolstadt tra-
fen sie sich zu „Tango mit da
Ziach“ im Bauerngerätemuseum
und kombinierten gekonnt Tradi-
tionelles mit Modernem, ebenso
im Bittlhof in Neuötting sowie in
Traunstein und Friedberg. Auch
traditionelle Volksmusik erklang
in fast jeder Stadt – oft mit orts-
ansässigen Chören, Blaskapellen
oder Orchestern wie beim Kultur-
klang-Konzert in Burghausen,
beim „Fränkischen im Doppel-
pack“ in Würzburg oder beim mu-
sikalischen Begleitprogramm zur
Willibaldi-Dult in Eichstätt. 

Getanzt wurde beim Sommer-
tanz in Neuburg an der Donau,
beim Morgentanzl in Pfaffenhofen
an der Ilm und in Erlangen mit tra-
ditioneller Musik aus verschieden-
sten Regionen. Zudem wurde ge-
schuhplattelt. Nürnberg, die Stadt
der Meistersinger und des Barden-
treffens, dachte global und spielte
lokal“ mit griechischen, kurdi-
schen und südamerikanischen
Weltmusiken. Interkulturell richte-
te sich auch Bobingen mit einem
türkisch-deutschen Folklore-
Abend aus sowie Kitzingen bei Ju-
gendworkshops und Konzerten in
seinem Stadtfest – und in Roth traf
fränkische Volksmusik auf die
Tradition der Partnerstädte aus Po-
len und Tschechien. Blaskapellen,
hochkarätig besetzt und mit inter-
nationalen Mixturen, waren Open
Air in den Kuranlagen von Bad
Kissingen zu hören und beim mu-
sikalisch-kulinarischen Stadtfest in
Coburg und auf dem neuen Stadt-
platz in Eggenfelden zu erleben.

Geisenfeld schloss sein Lokal-
klang-Programm mit einem Stern-
marsch von fünf oberbayerischen
Blaskapellen ab. Roth hielt dage-
gen – mit 30 Blasorchestern aus
Nordbayern beim Blasmusikfesti-
val. Sommerliche Chor-Konzerte
gab es in Herzogenaurach und in
Marktheidenfeld. Rothenburg ob
der Tauber startete das Festival

„Dein Lied“ mit internationalen
Gesangsstars. In Landshut und in
Viechtach stellte der Bezirk Nie-
derbayern seine Reihe „Spiel mit“
vor und beim Gesangs-Flashmob
in Bobingen oder Geisenfeld tra-
fen sich Gesangswillige am Rat-
haus- oder Stadtplatz. Bei „Kunst
im Gut“ in Scheyern wurde ein
vielfältiges musikalisches Pro-
gramm präsentiert.

Eine Klanginstallation am Krie-
gerdenkmal erinnerte in Erlangen
an den Ersten Weltkrieg, in Markt-
heidenfeld wurde ein Hörpfad mit
Kirchenglocken entwickelt und in
Pfaffenhofen setzte Klangkunst in
der Tiefgarage einen frischen Ak-
zent. Dem Klang der Sprache wid-
meten sich Mundartveranstaltun-
gen, vom literarisch-musikali-
schen Programm in München bis
zum Poetry-Slam auf bayerisch in
Pfaffenhofen an der Ilm. DK

Bezirksvorstand der
KPV Schwaben tagte im

Landkreis Günzburg
Mitten in Schwaben, zentral im Landkreis Günzburg und geogra-
fisch in der Mitte der Gemeinde Kammeltal, tagte erstmals der Be-
zirksvorstand der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU
(KPV). Landrat Hubert Hafner hieß in seinem Grußwort im histo-
rischen Gasthaus Schweimeier (aus dem 14. Jahrhundert!) u. a. den
Bezirksvorsitzenden Stefan Bosse, Oberbürgermeister in Kaufbeu-
ren, aber auch seinen Vorgänger als Sprecher der schwäbischen
Landräte Gebhard Kaiser aus dem Oberallgäu sowie Bürgermei-
ster, Kreis- und Gemeinderäte aus ganz Schwaben willkommen. 

Dem ebenfalls anwesenden
Landtagsabgeordneten Klaus Ho-
letschek aus Memmingen gab
Hafner eine Reihe von Anliegen
aus der Problematik der den
Landkreisen vom Freistaat zuge-
teilten Asylanten mit. Entgegen
allen Beteuerungen würden kei-
nesfalls alle anfallenden Kosten
vom Freistaat erstattet. Beispiel-
haft nannte er die Beratungsko-
sten sowie das Finden und Be-
stellen von Vormunden bei unbe-
gleitend ankommenden jugend-
lichen Asylbewerbern. 

Die Tagungsteilnehmer interes-
sierten sich aber auch wie der
Landkreis mit der Konversion des
ehemaligen Fliegerhorstes Leip-
heim umgeht. Dem großen Inter-
esse von Logistikunternehmen
würde laut Hafner der zur Verwer-
tung des Geländes gebildete
„Zweckverband interkommunales
Gewerbegebiet“ nicht nachkom-
men. Die Verkehrsbelastung dürfe
für die angrenzenden Gemeinden
nicht unerträglich werden.

In Vertretung des verhinderten
örtlichen Landtagsabgeordne-
ten Dr. Hans Reichhart berich-
tete MdL Klaus Holetschek über
aktuelle kommunalpolitische The-
men aus dem Landtag. Der ehe-
malige Bürgermeister der Kneipp-
stadt Bad Wörishofen und bisheri-

ge stv. Landrat im Unterallgäu ge-
stand, dass es im Landtag andere
Entscheidungswege gebe als in der
Kommunalpolitik. Auch wären wir
bei der Asylpolitik durch die bereits
eingesetzte weltweite Wanderungs-
bewegungen noch nicht richtig dar-
auf vorbereitet. 

Ein großes Anliegen der CSU-
Kommunalpolitiker war, das Be-
schäftigungverbot für Asylbewer-
ber abzuschaffen. Holetschek sah
auch ein großes Problem in der
ärztlichen Versorgung auf dem
Lande. Diskussionsthemen waren
neben der Maut auf Landstraßen
insbesondere im grenznahen Be-
reich, das erstellte Gutachten zur
Änderung des Finanzausgleichge-
setzes (FAG), das Abschaffen von
Stichwahlen, die „Schwarzen Li-
sten“ der mit ihren Finanzen „spe-
kulierenden“ Kommunen sowie
die Abstandsregelungen bei Wind-
krafträdern, die neuen Stromtrassen
und die Energiewende generell.

KPV-Kreisvorsitzendem Mathias
Kiermasz oblag es, sich bei den Gä-
sten für den Besuch in seiner Ge-
meinde Kammeltal und die enga-
gierte Diskussion zu bedanken. Er
wäre nun gerade 100 Tage im Amt,
kannte aber die ihm bevorstehenden
Aufgaben durch die vorangegange-
ne Tätigkeit als Kämmerer der
Flächengemeinde bestens. hj

Von links: OB Stefan Bosse, Landrat Hubert Hafner, MdL
Klaus Holetschek und KPV-Kreisvorsitzender Mathias Kier-
masz, 1. Bürgermeister der Gemeinde Kammeltal. hj

Info-Veranstaltung des Vereins renergie Allgäu:

Mit Konzept in die 
kommunale Energiezukunft
Bürgermeister, kommunale Verwaltungsmitarbeiter und

Mandatsträger wissen um die Notwendigkeit und die Heraus-
forderungen der Energiewende für die schwäbischen Gemein-
den. Der Verein renergie Allgäu, seit über 20 Jahren im Einsatz
für Erneuerbare Energien, Klimaschutz und Energieeffizienz,
kennt die Mittel, Wege und Fördermöglichkeiten, um diese
Aufgabe erfolgreich zu erledigen. 

„Mit Konzept in die kommunale Energiezukunft“ lautet ent-
sprechend das Motto einer Veranstaltung am 7. Oktober 2014
von 13 bis 17 Uhr im Brauerei-Gasthof-Hotel Laupheimer in
Westerheim-Günz.

Renommierte Energiereferenten, erfahrene Fachberater und
Experten aus der Praxis sprechen über Inhalte, Voraussetzun-
gen und Erfahrungen von Energienutzungsplänen als Baustein
der Dorferneuerung und präsentieren Praxisbeispiele für eine
bedarfsorientierte und machbare Umsetzung. 
Das detaillierte Programm und alle Anmeldungsformulare
unter www.renergie-allgaeu.de
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„Schaut mal Leute, was ich
mir in Brüssel gekauft habe:
Einen todschicken Hut! Da
gibt es in einer historischen
Einkaufspassage noch richtige
Hut- und Handschuhmacher –
ich konnte nicht widerstehen.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
präsentierte sich in einem ver-
wegenen schwarzen, sehr klas-
sischen Borsalino, der ihm oh-
ne Frage ausgezeichnet steht.
Ob er viel Gelegenheit haben
wird, ihn zu tragen, ist eine andere Frage.

Dennoch war der Hutkauf keine panische Re-
aktion auf die jüngsten Zinsbeschlüsse der EZB
nach dem Motto: Konsum als staatsbürgerliche
Pflicht, wenn sich das Ersparte schon nicht
mehr vermehren lässt. Nein, mein Chef liebt
einfach Souvenirs. Immer bringt er von seinen
Reisen etwas Typisches mit oder etwas, das er
für typisch hält. Mal eine Krawatte mit Zebra-
muster aus Südafrika, eine Schirmmütze der Bo-

ston Red Sox aus den USA, eine Wollmütze mit
karelischem Muster aus Finnland. Und da er
ein guter Chef ist, fällt auch für uns immer was
ab. Jetzt in Belgien hat er seinen Kofferraum
vollgepackt mit Schokolade und Bier – lecker.

Eigentlich gehören die Begriffe „Reisen“ und
„Souvenir“ seit jeher zusammen. Schon immer
haben die Menschen, wenn sie in fremde Länder
aufgebrochen sind, von dort nach Möglichkeit
etwas nach Hause mitgebracht. Zunächst si-
cherlich Dinge, die es in ihrer Heimat nicht gab,
so wie die Legende es Marco Polo zuschreibt,
die Nudel aus China nach Italien gebracht zu
haben. Aber sehr schnell dürfte auch eine Rolle
gespielt haben zu beweisen, dass man in einem
fremden Land war. So spirituell beglückend ei-
ne Pilgerfahrt nach Rom oder gar Jerusalem im
Mittelalter sicherlich gewesen ist – konnte man
bei der Rückkehr ein paar Reliquien vorweisen,
die man in einer der heiligen Städte erworben
hatte, steigerte dies auch das ganz irdische Pre-
stige ungemein. Schließlich wollte man dann
auch noch ein Stück der schönen und interes-
santen Zeit der Reise mit in die heimische Rou-
tine retten, sozusagen als materialisiertes Aben-
teuer. Manchmal funktioniert das auch genera-
tionenübergreifend. Bei meinen Eltern in der

Wohnung hat ein kleiner guss-
eiserner Eiffelturm einen Eh-
renplatz, den mein Ur-Ur-
Großvater von der Weltaus-
stellung 1889 aus Paris mitge-
bracht hat und der seither in
einer Vitrine vom Unterneh-
mergeist meines Ahnen Zeug-
nis ablegt.

Eine solche Dauerhaftigkeit
wird den Souvenirs von heute
sicherlich nicht beschieden
sein. Wer wird sich ernsthaft

eine aufblasbare „Kleine Meerjungfrau“ aus
Kopenhagen für den Garten über mehrere Jah-
re aufheben? Oder den Maßkrugfilzhut mit
Schaumkrone vom Oktoberfest? Einige Aussicht
auf dauerhaftes Überleben dürfte allenfalls die
Schnellkugel mit der Akropolis drin haben, die
ich mal in Athen gesehen habe, denn für
Schneekugeln hat sich mittlerweile ein fester
Sammlerkreis etabliert.

Eigentlich sind Souvenirs doch out. Das gilt
für den Kitsch wie für die sogenannten „nützli-
chen“ Mitbringsel. Schließlich geht die Plas-
tikpyramide aus dem Ägyptenurlaub irgend-
wann den Weg allen Irdischen und der dort ge-
kaufte Shawl mit Kamelmuster wird nie getra-
gen, weil er zu nichts passt. Stattdessen können
wir heute mit buchstäblich tausenden Fotos,
Selfies und kleinen Videofilmchen auf den 32
GB-Speicherchips unserer Mobiltelefone oder
Digitalkameras unseren Aufenthalt dokumentie-
ren, alles festhalten, was uns in einem fremden
Land interessiert und fasziniert sowie dies per
Facebook oder Twitter in Echtzeit mit unseren
Lieben teilen und damit auch diesen Lebensbe-
reich öffentlich machen.

Mein Chef, der Bürgermeister, versteht genau
dies als Argument für das Souvenir. Etwas se-
hen, aussuchen, kaufen und dann mitbringen, ist
ein viel intimerer Vorgang, als zum 500-mil-
lionsten Mal die Niagara-Fälle zu fotografieren
und dann die Bilder an zehn Leute zu mailen,
von denen sechs selbst schon mal da waren (und
insgeheim denken, dass ihre Bilder spektakulä-
rer seien). Die Erinnerung buchstäblich festhal-
ten, das will der Souvenirkäufer. Dafür kriegt
der Chef den Sinnspruch von Honoré de Balzac
heute handgeschrieben: „Die Erinnerungen
verschönen das Leben, aber das Vergessen al-
lein macht es erträglich.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Argumente für
das Souvenir

Die Aufgaben der Mitglieder kommunaler Selbstverwaltungsorgane standen im Mittelpunkt
der KPV-Jahrestagung, zu der Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl als Hauptreferentin die CSU-
Bundestagsabgeordnete Marlene Mortler gewinnen konnte.

Jahreshauptversammlung der KPV im Landkreis Nürnberger Land:

Mortler: „Bund entlastet
die Kommunen weiter“

Nürnberger Land / Letten (kpv) – Bei der turnusgemäßen Jahres-
hauptversammlung der Kommunalpolitischen Vereinigung der
CSU in Burgthann informierten Bundestagsabgeordnete Marlene
Mortler und der neue Kreisvorsitzende des Bayerischen Gemein-
detags, Burgthanns Bürgermeister Heinz Meyer, über aktuelle
kommunalpolitische Themen. 

In ihrem Jahresbericht ging
KPV-Kreisvorsitzende Cornelia
Trinkl auf die Aktivitäten der Ar-
beitsgemeinschaft im Jahr 2013
ein. Neben zahlreichen Vorstands-
sitzungen lag der Fokus vor allem
auf der Vorbereitung für die Kom-
munalwahlen im vergangenen
März. Drei Seminare bereiteten
hier die Kandidatinnen und Kandi-
daten auf die Aufgaben in einem
Stadt- oder Gemeinderat vor. In ei-
nem kommunalpolitischen Fach-

gespräch zu den Bundestags-,
Landtags- und Bezirkstagswahlen
hatten die Kandidaten Marlene
Mortler, Norbert Dünkel und Dr.
Bernd Eckstein ihre Standpunkte
dargelegt. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt
der Arbeit der KPV war der Aus-
tausch mit der heimischen Wirt-
schaft und sozialen Organisatio-
nen, wie z. B. der Besuch bei der
Firma ECKART in Hartenstein
oder der Nürnberger Land TAFEL

e. V. in Feucht. Ein Bericht vom
Bündnis für Familien erläuterte
den Kommunalpolitikern die zahl-
reichen Aktivitäten für Eltern und
Kinder des Landkreises. 

Zum Schluss ihres Berichtes be-
dankte sich die Kreisvorsitzende
bei der Kreisvorstandschaft, den
Mandatsträgern und den Mitarbei-
tern der CSU-Kreisgeschäftsstelle
für die gute und konstruktive Zu-
sammenarbeit. 

Die CSU-Bundestagsabgeord-
nete Marlene Mortler, die seit
2002 die Interessen des Wahlkrei-
ses Roth/Nürnberger Land in Ber-
lin vertritt, stellte gleich zu Beginn
klar: „Die Lage der Kommunen
ist, wenn die Union in Berlin mit
in der Regierungsverantwortung
steht, stets besser als unter
Rot/Grün. Die Zahlen sprechen da
eine klare Sprache!“

Mortler verwies vor diesem
Hintergrund u. a. auf die Konjunk-
turpakete des Bundes, die auch
den Menschen in der Heimat ganz
konkret vor ihrer Haustür zu Gute
gekommen seien: „Ohne die da-
durch angeschobenen Maßnah-
men wären viele unserer Kommu-
nen längst nicht so glimpflich aus
der Finanz- und Wirtschaftskrise
gekommen“, erinnerte die Dehn-
bergerin. In der vergangenen Le-
gislaturperiode habe der Bund zu-
dem das „größte Entlastungspaket
in der Geschichte“ für die Kom-
munen auf den Weg gebracht:
„Der Bund übernimmt die Grund-
sicherung im Alter und bei dauer-
hafter Erwerbsminderung – und
das seit diesem Jahr zu 100 Pro-
zent, dauerhaft!“

Der im Juni beschlossene Bun-
deshaushalt schaffe verlässliche
Planungsgrundlagen für die Kom-
munen. Marlene Mortler stellte
klar: „Wir halten unseren kommu-
nalfreundlichen Kurs!“ So werde
beispielsweise die Städtebauförde-
rung in diesem Jahr aufgestockt
und weiter ausgebaut. Mortler:
„Das ist ein Segen für unsere
Kommunen.“

Bürgermeisterkonferenz des Landkreises Regensburg:

Asyl und Energiewende
„Unterstützen Sie uns bei der Suche nach Unterkünften von Asyl-
bewerbern“, bat Regensburgs Landrätin Tanja Schweiger im Rah-
men einer Bürgermeisterkonferenz in Beilngries die Rathauschefs
des Landkreises. Hintergrund war ein Schreiben von Regierungs-
vizepräsident Walter Jonas, in dem darauf hingewiesen wird, dass
sich die Landkreise und kreisfreien Städte der Oberpfalz in den
kommenden Tagen auf größere Zuweisungen von Asylbewerbern
einstellen müssten. Pro Woche werden dort rund 150 zusätzliche
Flüchtlinge erwartet. 

„Für den Landkreis Regens-
burg, der eine Quote von 16,3 Pro-
zent der Oberpfälzer Flüchtlinge
übernehmen muss, heißt das, das
Landratsamt muss mindestens 20
neue Asylbewerber pro Woche un-
terbringen“, erläuterte Wolfgang
Sedlaczek, Leiter des Ausländer-
amts im Landratsamt Regensburg.
Karl Mooser, Leiter der Sozialab-
teilung im Landratsamt, geht da-
von aus, dass der Landkreis bis
Ende des Jahres rund 40 unbeglei-
tete minderjährige Asylbewerber
zu betreuen hat, was den Land-
kreis aus seiner Sicht vor große
Herausforderungen stellen werde. 

Sedlaczek wies darauf hin, dass
man sich von Seiten des Landkrei-
ses immer bemüht habe, bei den
Unterkünften möglichst sozialver-
trägliche Lösungen zu suchen. So
habe man es vermieden, in kleine
Ortschaften eine größere Anzahl
von Asylbewerbern unterzubrin-
gen. In Anbetracht der veränderten
Situation werde man darauf aller-
dings in Zukunft immer weniger
Rücksicht nehmen können. 

Das deutlich zunehmende Ko-
ordinationserfordernis beschränkt
sich nach den Worten von Land-
rätin Schweiger freilich nicht nur
auf die Bereitstellung von geeig-
netem Wohnraum, vielmehr gehe

es darum, „den gesamten Lebens-
bereich der zu uns kommenden
Menschen abzudecken.“ Dies be-
treffe neben der Grundversorgung
mit Nahrung und Kleidung etwa
den Schulbesuch der Kinder, den
Aufbau von Sprachkompetenzen,
die medizinische Versorgung oder
auch Beratungsleistungen etwa zu
statusrechtlichen Fragen. 

Aktuell 513 Asylbewerber

Aktuell sind im Landkreis Re-
gensburg 513 Asylbewerber (167
Einzelpersonen, 77 Ehepaare, 192
Kinder) in 21 Ortschaften und 36
Unterkünften untergebracht. Der
Landkreis war laut Mitteilung
der Regierung der Oberpfalz En-
de August mit 70 Personen im
Plus. Erwartet wird eine neue
Welle von Flüchtlingen aus der
Ukraine.

Mit Informationen zum brand-
neuen Energiebetreuungspaket für
Gemeinden wartete auf der Bür-
germeisterkonferenz im Anschluss
Ludwig Friedl, Geschäftsführer
der Energieagentur Regensburg,
auf. Friedl zufolge können die
Kommunen aus einem Baukasten-
system drei Leistungsmodule aus-
wählen und auf eine Laufzeit von
vier Jahren die Dienste in den

Bereichen Energiemanagement, 
Energiecoaching und Moderation
und Öffentlichkeitsarbeit in An-
spruch nehmen. „Das ist ein gutes
Angebot für die Gemeinden, die
kommunale Energiewende vor
Ort zusammen mit kompetenten
Fachleuten selbst in die Hand zu
nehmen“, unterstrich die Land-
kreischefin. 

Die Gemeinden können selbst
entscheiden ob sie nur einen, zwei
oder alle drei Bausteine bei der
Energieagentur buchen wollen.
Bei Modul „Energiemanagement“
werden anhand von zwei kommu-
nalen Gebäuden eine Ist-Analyse
und eine Verbrauchsauswertung,
Potentialermittlungen, Maßnah-
menempfehlungen und Mitarbei-
terschulungen angeboten. Dies ko-
stet die Gemeinde 2.500 Euro pro
Jahr, wobei laut Friedl eine Förde-
rung in Höhe von bis zu 40 Pro-
zent möglich ist. 

Der zweite Baustein „Energie-
coaching“ zielt darauf ab, in den
Gemeinden ein Energieteam zu
gründen und sogenannte „Küm-
merer“ vor Ort auszubilden. Die
Energieagentur begleitet dabei
die Gemeinden und führt auch
zusammen mit ihnen Workshops
durch. Kostenpunkt: 1.250 Euro
pro Jahr. Das dritte Modul „Infor-
mation, Moderation und Öffent-
lichkeitsarbeit“ begleitet die Ge-
meinden beispielsweise bei der
Vorbereitung von Energiethemen
für Gemeinderatssitzungen oder
Bürgerversammlungen. Hierzu
werden auch Fachbeiträge er-
stellt. Die Kosten betragen hierfür
pro Jahr 1.000 Euro. DK

Schwandorfs OB Feller
besucht das Bayernwerk

Schwandorf. Aus erster Hand informierte sich der Schwandorfer
Rathauschef Andreas Feller über die Energieversorgung in der
Stadt und in derRegion. Dazu besuchte derOberbürgermeisterdas
Schwandorfer Netzcenter des Netzbetreibers Bayernwerk. 

Empfangen und informiert wur-
de das Stadtoberhaupt von Bay-
ernwerk-Kommunalchef Chri-
stoph Henzel und den weiteren in
der Region verantwortlichen Bay-
ernwerk-Mitarbeitern Martin Han-
ner, Johann Seebauer, Peter Ketterl
und Rudolf Wittmann. „Von hier
aus sorgen wir für einen sicheren
Netzbetrieb in Stadt und Umland“,
hielt Peter Ketterl fest. Das Unter-
nehmen und seine Mitarbeiter sei-
en stolz auf ihre Aufgabe, mit si-
cheren Netzen ein Grundbedürfnis
der Menschen in der Region abzu-
decken. Dem diene auch eine de-
zentrale Unternehmensstruktur
mit Netzstandorten in der Region,
wie das in Schwandorf der Fall sei.
Ketterl: „Die Nähe unserer Mann-
schaft zum Netz ist für die Versor-
gungssicherheit in der Region
ganz entscheidend.“ 

Neben dem Erhalt der Versor-
gungssicherheit ist die Energie-
wende laut Christoph Henzel die
große Herausforderung des Unter-
nehmens. „Bis heute haben wir
schon 250.000 dezentrale regene-
rative Erzeugungsanlagen an un-
ser Netz angeschlossen. Im Netz
des Bayernwerks transportieren
wir heute schon über 50 Prozent
regenerative Energie“, erklärte
Henzel. „Der boomartige Zu-
wachs an regenerativer Energie
hat uns in den letzten Jahren auf ei-
ne harte Probe gestellt“, so Henzel.
Schließlich sei die Energiewende
für das Bayernwerk nicht nur eine
technische, sondern auch eine ver-
waltungsseitige Herausforderung.
„Wir arbeiten aber mit hohem En-

gagement daran, die Energiezu-
kunft in der Region gemeinsam
mit den Menschen vor Ort zu ge-
stalten“, hielt Henzel fest. 

Offener Dialog

Oberbürgermeister Andreas Fel-
ler verwies auf die langjährige Prä-
senz des Bayernwerks in Schwan-
dorf. Er hoffe auch künftig auf ei-
nen partnerschaftlichen und of-
fenen Dialog zum Wohl der
Schwandorfer Bürger. „Eine si-
chere Versorgung ist ein elementa-
res Grundbedürfnis der Men-
schen“, hielt der Oberbürgermei-
ster fest. Mit dem Bayernwerk ha-
be man einen direkten Ansprech-
partner vor Ort. Zur Entwicklung
der Energiewende im Bayern-
werk-Netz hielt Oberbürgermei-
ster Feller fest: „Es ist beein-
druckend, wie die Energiewende
in der Region in den letzten Jahren
vorangekommen ist. Man muss
aber auch sehen, welch ein im-
menser Beitrag dafür durch Ener-
gieunternehmen wie dem Bayern-
werk erbracht wird.“ 

Kernaufgaben

Die Bayernwerk AG ist der
größte regionale Netzbetreiber in
Bayern. Mit einem Mittel- und
Niederspannungs-Stromnetz von
rund 180.000 Kilometern Länge
und einem über 5.500 Kilometer
langen Gasnetz sichert das Unter-
nehmen die Energieversorgung in
weiten Teilen des Freistaats und
verteilt Energie in der Fläche. Das

Netzgebiet des Bayernwerks er-
streckt sich über Unter- und Ober-
franken, die Oberpfalz sowie Nie-
der- und Oberbayern. Zum 1. Juli
betreibt das Bayernwerk in dieser
Gebietskulisse auch das Hoch-
spannungsnetz mit einer Strom-
kreislänge von 8.900 Kilometern. 

Zu den Kernaufgaben des Bay-
ernwerks zählen neben der siche-
ren Versorgung auch der Ausbau
und die technologische Entwick-
lung der Netzinfrastruktur, die de-
zentrale Erzeugung und das Ange-
bot unterschiedlicher Energie-
dienstleistungen. Sitz des Unter-
nehmens ist Regensburg.
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Eigenbeilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse
GmbH zum Bayerischen Sparkassentag 2014 bei. Wir bitten
um freundliche Beachtung. 

Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 25. September 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . IT
Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
Kommunikationstechnologie
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
Kommunale Bibliotheken

„Das Beste aller Feste“ mit dem größten Ausstellungspark Ostbayerns:

Karpfham kann auch Petrus
nicht bremsen

Trotz Wolken und Regen waren das Karpfhamer Fest und die
Rottal-Schau wieder die Magneten im bayerisch-österreichischen
Raum. Karpfham ist bei jedem Wetter Kult – für Landwirte, für
Familien, und für alle von diesseits und jenseits der bayerisch-
oberösterreichischen Grenze, die sich informieren und vergnügen
wollen. Zum Karpfhamer Fest mit der 66.000 qm großen Rottal-
Schau strömten die Besucher aus ganz Süddeutschland, Öster-
reich, Tschechien und Ungarn, sogar aus der Schweiz und Italien
kamen Fachbesucher. Landwirte kamen mit Familien und Mitar-
beitern, um sich auf der größten jährlichen Landtechnik-Ausstel-
lung Süddeutschlands und der Fachschau Energie – Umwelt -
Bauen sowie der großen Gewerbe- und Verbraucherschau über
die neuesten Trends zu informieren. 

„Unser bayerisch-österreichi-
sches Familienfest und die riesige
Landtechnik-Schau mit der gro-
ßen Gewerbeausstellung hat schon
einen Kultstatus,“ schwärmt Fest-
vereins-Vorstand und Festwirt der
Holzhamer Hütte Sebastian Win-
beck. „Dazu ist unser Fest echt in-
ternational ohne Sprachbarrieren:
Hier feiern die Bayern mit den
österreichischen Nachbarn ge-
meinsam.“ 

Mit dem Fest ist Winbeck auch
als Festwirt mehr als zufrieden „Es
war hervorragend. Unsere einzig-
artige, riesige Ausstellung brachte
wieder Hunderttausende nach
Karpfham und alle wollen nach
der Ausstellung essen, trinken und
sich noch etwas vergnügen.“

Neuheiten-Schau

„Die große Landtechnikausstel-
lung der Rottal-Schau wird immer
mehr zur Neuheiten-Schau, wo
Hersteller Produktpremieren fei-
ern. Manche Hersteller haben so-
gar ihre internationalen Händler zu
ihrer Präsentation nach Karpfham

eingeladen. Karpfham baut inner-
halb Deutschlands seine führende
Stellung als jährliche Landtechnik-
schau aus. Mit der Fachschau 
Energie-Umwelt-Bauen und der
Gewerbe- und Verbraucherschau
haben wir über 500 Aussteller“,
freut sich Platzmeister Manfred
Freudenstein: „Aus allen Berei-
chen, auch aus der Verbraucher-
schau, sind die Rückmeldungen
überwiegend positiv, die Ge-
schäfte waren wieder sehr gut.
Sogar den Schaustellern brachte
der Besucherandrang, trotz un-
freundlichen Wetters, noch volle
Kassen.“

Rahmenprogramm

Täglich war in Karpfham etwas
los: So brachte der Festzug zur
„Wies’n“ viele Zuschauer auf den
Festplatz und in die festlich ge-
schmückten „Hütten“ mit den
über 20.000 Sitzplätzen. Auch das
attraktive Rahmenprogramm zog
viele Gäste nach Karpfham. Die
Vorführungen des Rottaler Zeh-
nerzuges waren trotz Regens Be-

suchermagneten, die Prämierung
der Rottaler Warmblutstuten und
das Reit- und Springturnier lock-
ten viele Pferdefreunde. Beim
Bayernfinale des Lindner Geotrac-
Supercup konnten Landwirte ihre
Geschicklichkeit im Schlepperfah-
ren beweisen. 

Bauernkundgebung

Die traditionelle Bauernkund-
gebung des VLF Rotthalmüns-
ter, heuer mit Christian Schmidt,
Bundesminister für Landwirt-
schaft und Ernährung, füllte wie
der Auftritt des bayerischen
Landwirtschaftsministers Hel-

mut Brunner die Festhütten.
Wie Passaus Landrat Franz

Meyer bei der Bauernkundgebung
betonte, zählt die Landwirtschaft
neben Tourismus, Gesundheitsbe-
reich, Handel und Dienstleistung
zu den großen Leistungsträgern
der Region. „Unser Amt für Land-
wirtschaft hat die Gesamt-Wirt-
schaftsleistung der Landwirtschaft
im Passauer Land auf rund 400
Millionen Euro jährlich berech-
net“, so Meyer.

Ohne seine Einbindung in die
bäuerliche Tradition und in die
moderne Landwirtschaft wäre das
Karpfhamer Fest nach den Worten
des Landrats  weder denkbar noch
in seiner jetzigen Größe vorstell-
bar. „Auch darum sage ich ganz
deutlich: Mir wird viel zu oft die
Landwirtschaft vergessen,wenn es
um die Leistungskraft unserer Hei-
mat geht. Unsere Bäuerinnen und
Bauern haben diese Heimat buch-
stäblich geformt und geprägt – und
tun das auch jetzt Tag für Tag.“

Ein Zeichen 
langer Freundschaft

US-Soldaten halfen bei Instandsetzung des Waldspielplatzes
in Hundelshausen

Landkreis Schweinfurt. Geschichten und Erlebnisse von Freund-
schaften und dem guten Miteinander zwischen den Schweinfurter
Landkreisbürgern und den hier stationierten US-Soldaten gibt es
viele. Nun gibt es auf dem Waldspielplatz in Hundelshausen auch
einen sichtbaren Beleg dafür. Einen Vormittag haben dort rund 20
US-Soldaten mit angepackt und den Mitarbeitern des Kreisbauhofs
bei der Instandsetzung des Spielplatzes geholfen.

Bereits bei den Gesprächen zur
Unterzeichnung des Zweckverban-
des Ende vergangenen Jahres hat-
ten Garrison Manager Brian K. Ad-
kins sowie Executive Officer Klaus
Mauder das Angebot unterbreitet,
dass Soldaten der US-Army ein
kleines Dankeschön für die jahr-
zehntelange Gastfreundschaft in ei-
ner Art „Freiwilligendienst“ für den
Landkreis Schweinfurt im Rahmen
eines Projekts leisten möchten.

„Seit fast 70 Jahren sind wir nun
in Schweinfurt. Wir möchten ger-
ne eine positive Erinnerung
zurücklassen. Denn Schweinfurt
und die Region ist für uns zur
zweiten Heimat geworden“, er-
klärte der Kompaniechef, Captain
Erick Mendoza. Er und rund 20
Soldaten des 72. Fermeldebatail-
lons der US-Army rückten an und
halfen tatkräftig mit: So wurde der
Sandstrand befüllt, Rindenmulch

verteilt, die Beschilderung gesetzt,
Sitzbänke gefertigt und montiert,
das Floß in den Teich eingesetzt
und die „Matschanlage“ für kleine-
re Kinder und der Brunnen gerei-
nigt.

Einige Mitarbeiter des Kreis-
bauhofs um Hauptstraßenmeister
Norbert Müller und Joachim
Bördlein, den Leiter des Stütz-
punktes Gerolzhofen, hatten genü-
gend Gelegenheit, die anfallenden
Arbeiten zu verteilen.

Landrat Florian Töpper bedank-
te sich am Ende der Arbeiten mit
einer fränkischen Brotzeit bei den
Soldaten. „Dieses Angebot der US-
Army ist wirklich eine sehr schöne
Geste und zeigt wieder einmal, wie
eng und gut das Miteinander in all
den Jahrzehnten war und ist“, sagte
Töpper. Zur Erinnerung an diese
Aktion wird ein Schild an geeigne-
ter Stelle angebracht.

Handwerk als Perspektive
für die Region 

Schlachthofschließungen unterbrechen
die regionale Wertschöpfungskette 

Als „Schlag für die Region“ bezeichnet Georg Schlagbauer, Hand-
werkskammerpräsident für München und Oberbayern sowie Lan-
desinnungsmeister des Fleischerverbandes Bayern, die angekün-
digte Schließung der Schlachthöfe in Pfarrkirchen und Straubing. 

Gerade in Zeiten gestiegener
Verbraucheransprüche nach Re-
gionalität und Transparenz sei die
Schließung das falsche Signal. Ge-
org Schlagbauer fordert die Metz-
ger der Region auf, sich zusammen
für den Erhalt des Schlachthofes in
Pfarrkirchen einzusetzen oder die-
sen in Eigenregie weiter zu führen.

Schlagbauer stellt die regionale
Wertschöpfungskette in den Mittel-
punkt, die er ohne Schlachthof ge-
fährdet sieht: „Ohne Schlachthof
wird es keine Landwirte und ohne
Landwirte keine Metzger mehr ge-
ben. Viele Arbeitsplätze werden da-
durch aus der Region abgezogen.“
Das Gebiet zähle zu den viehstärk-
sten in Niederbayern, weshalb eine
Schließung des Schlachthofes kon-
traproduktiv sei. 

Kritisch sieht der Landesin-
nungsmeister die Pläne des nieder-

ländischen Schlachthofbetreibers
Vion, sich aus den Regionen
zurück zu ziehen und auf einige
wenige Standorte zu konzentrie-
ren. „Hierunter leidet nicht nur die
regionale Wirtschaft, sondern vor
allem der Verbraucher.“ Wünsche
nach Produkten aus der Region
mit kurzen Transportwegen könn-
ten oft nicht mehr erfüllt werden. 

Georg Schlagbauer fordert da-
her die Metzger vor Ort auf, nach
Lösungen im Innungsrahmen zu
suchen und bietet dabei die Hilfe
des Fleischerverbandes Bayern an.
Gemeinsam mit den politisch Ver-
antwortlichen aus der Region kön-
ne man tragfähige Lösungen für
die Zukunft entwickeln, die so-
wohl den Verbraucherwünschen
als auch den fleischerhandwerkli-
chen Familienbetrieben Perspek-
tiven geben.

Rund 20 Soldaten packten fleißig mit an und halfen den Mitarbeitern
des Kreisbauhofs bei der Instandsetzung des Waldspielplatzes.
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BAYERISCHER SPARKASSENTAG 2014 IN KEMPTEN:

STABILE UND VERLÄSSLICHE
PARTNER IN DER REGION.
SPARKASSEN. GUT FÜR BAYERN.

Auch im Einlagengeschäft mit privaten
Kunden verzeichneten sie im ersten Halbjahr
2014 mit plus 360 Millionen Euro erneut
Zuwächse. „Diese Zahlen zeigen, dass uns
die Kunden als verlässliche und stabile
Partner in der Region sehen“, unterstrich der
Präsident.

Sorge bereitet den bayerischen Sparkassen
jedoch die überzogene europäische Finanz-

marktregulierung. Sie fordern deshalb die
strikte Einhaltung des Verursacherprinzips;
Risiko, Größe und das Geschäftsmodell einer
Bank müssten maßgeblich für die Anwen-
dung von Regulierungsmaßnahmen sein.
Nach Netzers Auffassung dürfe die erfolgrei-
che dezentrale Struktur der regionalen Spar-
kassen nicht durch standardisierte globale
Regelungen gefährdet werden, die sich an
internationalen Großbanken ausrichten.

Beim Bayerischen Sparkassentag in Kempten wartete der neue Präsident des
Sparkassenverbands Bayern, Dr. Ulrich Netzer, mit Erfolgszahlen auf. Vor rund

600 Gästen zeigte er auf, dass die bayerischen Sparkassen im Jahr 2014 den
Wachstumskurs der vergangenen Jahre fortsetzen. Seit Jahresbeginn hätten sie
ihren Kreditbestand um 1,2 Milliarden Euro ausgeweitet. Netzer zufolge stammt der
überwiegende Teil davon aus dem Geschäft mit Unternehmen und Selbstständigen.

Das zugrundeliegende Dilemma sei offen-
sichtlich: Während der deutsche föderale
Staatsaufbau auf dezentrale, subsidiäre Struk-
turen wie das Sparkassenwesen setze, sei dies
im europäischen Vergleich kein „common
sense“. Dort finde man zentrale Ansätze und
die Tendenz zu einheitlichen, standardisierten
Lösungen, „die die regional organisierten und
risikoarmen kommunalen Sparkassen in
Sippenhaft für die Risiken systemrelevanter
Großbanken nehmen“.

PRINZIP DER GEWALTENTEILUNG

Auch der Umstand, dass immer weniger
Regelungen im ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren erlassen werden, ist für Netzer
nicht akzeptabel. Immer öfter würden gesetz-
geberische Befugnisse von EU-Behörden
ohne jegliche demokratische Legitimation
wahrgenommen. „Das Prinzip der Gewal-
tenteilung ist zwingend auch auf EU-Ebene
zu beachten“, meinte der Präsident.

Aktuelle Positionen der Bayerischen
Staatsregierung zur Stellung der Sparkassen
in Bayern und Europa stellte Finanzminister
Dr. Markus Söder dar. In seinem Vortrag
betonte er, dass sich das Drei-Säulen-Modell
als eine bedeutende Stütze und krisenfest für
das deutsche Finanzsystem erwiesen habe.

Die Zinspolitik der EZB bezeichnete Sö-
der als Instrument, das zunächst einen großen
Beitrag zur Stabilisierung des Euro geleistet
habe. UmVerlässlichkeit in den Märkten
gewährleisten zu können, werde man freilich
auf Dauer nicht umhinkommen, die Zinspo-
litik zu ändern. Mit Blick auf die finale Aus-
gestaltung des EuropäischenAbwicklungs-

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, Landrat Prof. Dr. Ulrich Reuter,
neuer Vorsitzender der Verbandsversammlung, sein Stellvertreter Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger und der Landesobmann der bayerischen Sparkassen, Walter Strohmaier (v.l.). ¢
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fonds zur Restrukturierung notleidender Ban-
ken forderte Söder für die Sparkassen mit
ihrem risikoarmen Geschäftsmodell bei der
Berechnung der Höhe der Bankenabgabe
eine hohe Risikokomponente.

„Finanzpolitik und Nachhaltigkeit in Eu-
ropa“ war abschließend das Thema des Vor-
trags von Bundesminister a. D. Dr. Theo
Waigel. Als überzeugter Europäer betonte der
ehemalige Finanzminister die große Bedeu-
tung der europäischen Einigung und der ge-
meinsamenWährung für die Erhaltung des
Friedens in Europa.

INTERGENERATIVE GERECHTIGKEIT

Viel zu wenig werde in der Politik über
die intergenerative Gerechtigkeit nachge-
dacht, erklärte Waigel. Es sei wichtig, nicht
nur die Umweltpolitik auf Nachhaltigkeit
auszulegen, sondern auch die Finanzpolitik.
Waigel zeigte sich erfreut, „dass die Wissen-
schaft und der Sachverständigenrat dem
Thema implizite Staatsschuld eine größere
Gewichtung gegeben haben“. Als Lösungs-
möglichkeiten führte der ehemalige Bundes-
minister eine Schuldenbremse im Verfas-
sungsgebot, eine weitaus stärkere Eigenbe-
teiligung und Subsidiarität sowie natürliche
Einheiten wie die Sparkassen ins Feld. ¢

DR. ULRICH NETZER:

Der Kunde steht im Mittelpunkt

unseren Kunden die gesamte Produktpalette
an Finanzdienstleistungen und bleiben auch
künftig stabile und verlässliche Partner in den
bayerischen Regionen. Man muss uns aber
auch lassen“, erklärte Netzer und wies damit
auf die zunehmende Regulierungsdichte hin.

STEIGENDE REGULIERUNGSDICHTE

Das erfolgreiche regionale Geschäftsmo-
dell der Sparkassen werde seit der Finanz-
krise als stabilisierende Säule des deutschen
Bankensystems gelobt. Denn sie seien als

Die bayerischen Sparkassen setzen im Jahr 2014 den Wachstumskurs der ver-
gangenen Jahre fort. Sie haben ihren Kreditbestand seit Jahresbeginn 2014

um 1,2 Milliarden Euro ausgeweitet. Der überwiegende Teil davon stammt aus dem
Geschäft mit Unternehmen und wirtschaftlich Selbstständigen. Auch im Einlagen-
geschäft mit privaten Kunden verzeichnen wir in 2014 mit bisher plus 360 Millionen
Euro erneut Zuwächse“, hob der Präsident des Sparkassenverbandes Bayern,
Dr. Ulrich Netzer, am Bayerischen Sparkassentag 2014 hervor.

Die Sparkassen seien erfolgreich, weil
sie den Kunden in den Mittelpunkt stellten:
„Auch in der aktuellen Niedrigzinsphase bie-
ten wir Privatkunden mit unserem Sparkas-
sen-Finanzkonzept eine attraktiveAlternative
und auf die individuellen Bedürfnisse maßge-
schneiderte Strategien für eine erfolgreiche
Vermögensanlage.“Firmenkunden und Kom-
munen fänden in den Sparkassen vor Ort
kompetente Partner, die speziell auf sie zuge-
schnittene Finanzierungslösungen böten.
„Gemeinsam mit unseren Verbundpartnern
der Sparkassen-Finanzgruppe bieten wir

PROF. REUTER NEUER VORSITZENDER
DER VERBANDSVERSAMMLUNG

Die 88. Ordentliche Verbandsversammlung des Sparkassenverbands
Bayern hat ein neues Präsidium gewählt. Neuer Verbandspräsident und

damit Vor-sitzender der Verbandsversammlung wurde Prof. Dr. Ulrich Reuter,
Landrat des Landkreises Aschaffenburg.

Reuter ist seit 2008 Mitglied im Verbandsverwal-
tungsrat des Sparkassenverbands Bayern und somit
bereits intensiv in alle strategischen Entscheidungen
eingebunden. Der ehrenamtliche Verbandspräsident
leitet als erster Vorsitzender die Verbandsversammlung,
das oberste Organ des Verbands. Zu Reuters Stellver-
treter wurde der Memminger Oberbürgermeister Dr.
Ivo Holzinger bestimmt.

Dr. Ulrich Netzer, hauptamtlicher Präsident des
Sparkassenverbands Bayern, wünschte dem neu ge-
wählten Präsidium eine erfolgreicheAmtszeit. „Da die
dezentral organisierten Sparkassen das Prinzip der
kommunalen Selbstverwaltung widerspiegeln, sind
kommunale Vertreter an ihrer Spitze Verbindungsglie-
der, die nachhaltig dafür sorgen, dass dasAngebot an
Finanzdienstleistungen eng mit den regionalen Be-
dürfnissen der Bevölkerung und der Wirtschaft ver-

zahnt ist“, betonte Netzer. Das Engagement für die Sparkassen sei daher ein bedeuten-
der Hebel zur Förderung der Wirtschaftsstruktur und des Wohlstands in Bayern. ¢

Prof. Dr. Ulrich Reuter. ¢

kommunale Kreditinstitute tief in ihrer Hei-
matregion verwurzelt, trügen dadurch weni-
ger Risiko als international agierende Groß-
banken. Die europäische Finanzmarkt-
regulierung berücksichtige dies allerdings
wenig. Sie unterwerfe regionale Institute
häufig den gleichen Normen wie Groß-
banken.

KOMMUNALEAUFGABE

Sparkassen erfüllen Netzer zufolge eine
kommunale Aufgabe: „Sie haben den gesetz-
lich verankerten öffentlichenAuftrag, ihr
Heimatgebiet mit Finanzdienstleistungen zu
versorgen. Die öffentliche Rechtsform gehört
deshalb genauso zu ihremWesen wie das Re-
gionalprinzip. Doch das passt nicht ins Bild
globaler, kapitalmarktorientierter Unterneh-
men, das den meisten europäischen Regulie-
rungsmaßnahmen zugrunde liegt.“
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GANZHEITLICHE
BERATUNG IM FOKUS

l Ganzheitliche Beratung der Kunden
mit dem Sparkassen-Finanzkonzept
alsAntwort der bayerischen Sparkas-
sen auf die aktuelle Niedrigzinsphase.

l Qualitativ hohe, ganzheitliche Bera-
tung der Firmenkunden.Auch in
schwierigen Zeiten stehen die baye-
rischen Sparkassen ihren Firmenkun-
den zur Seite. „Wir sind nicht auf
Produkte fixiert, sondern bieten indi-
viduelle Lösungen“, so Netzer.

l Die Sparkassenorganisation bietet mit
ihren Verbundunternehmen alle
Finanzdienstleistungen aus einer
Hand an. ¢

Der Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands, Georg Fahrenschon, gemein-
sam mit Präsident Dr. Ulrich Netzer, am Vorabend des Bayerischen Sparkassentags. ¢

Dass die Monopolkommission das Regio-
nalprinzip der Sparkassen jüngst sogar für ein
Wettbewerbshindernis im deutschen und
europäischen Bankenmarkt erklärt habe, ver-
stärke das Dilemma. Es zeige, dass der
dezentrale Denkansatz nicht verstanden
wurde oder man ihn nicht verstehen möchte.
„Denn regionale Strukturen schwächen den
Wettbewerb nicht. Sie erhöhen im Gegenteil
die Vielfalt im Bankenmarkt und Vielfalt
stärkt denWettbewerb.“

EINHEIT IN VIELFALT

Basis der gemeinsamen europäischen Ent-
wicklung muss laut Netzer auch im Banken-
markt Einheit in Vielfalt sein: Die Länder
Europas setzten ungleiche Standards und sie
unterschieden sich in den Strukturen und den
Risikolagen ihrer Bankensektoren. Finanz-
marktregulierung nach demMotto „one size
fits all“ sei nicht zielführend.

Die Finanzmarkt-Regulierung müsse
durchgängig in vernünftiger Weise zu den
Erfordernissen der Regionalbanken, in erster
Linie aber ihrer Kunden, passen, stellte der
Präsident fest. Dies gelte somit auch für die
seit Jahresbeginn gültigen neuen Eigen-
kapital- und Liquiditätsanforderungen nach
Basel III. „Der Mittelstand ist aber Motor der
bayerischenWirtschaft und darf durch regu-
latorische Maßnahmen nicht geschwächt
werden“, erläuterte Ulrich Netzer.

„Ebenfalls kaum Verschnaufpausen lässt
uns das Thema Verbraucherschutz“, fuhr
Netzer fort. Als Beispiel dafür, dass der
Verbraucherschutz den Verbraucher nicht nur

schützt, sondern oft sogar überstrapaziert,
nannte er das Beratungsprotokoll beim
Wertpapiergeschäft. Die Praxis zeige, dass
Kunden dadurch häufig weniger Hilfe als
vielmehr nervenstrapazierende Bürokratie
erfahren. Ihnen müsse deshalb zumindest die
Möglichkeit gegeben werden, auf eine
Protokollierung zu verzichten. Außerdem
müssten die für die Kreditinstitute geltenden
Anforderungen auch für die freien Vermittler
gelten. Die Lücken bei der Regulierung des
grauen Kapitalmarkts müssten geschlossen
werden.

ÖFFENTLICHERAUFTRAG

„Seit über 200 Jahren stehen bei uns die
Kunden im Mittelpunkt“, führte Netzer wei-
ter aus und ergänzte: „Alles, was uns Spar-
kassen belastet, belastet auch unsere Kun-
den.“ Die Sparkassen erfüllten ihren öffent-
lichenAuftrag, denWettbewerb vor Ort zu
stärken, alle Bevölkerungskreise, die Wirt-
schaft, insbesondere den Mittelstand und
auch die öffentliche Hand, mit geld- und kre-
ditwirtschaftlichen Leistungen zu versorgen.
„Dabei müssen wir auch unser Eigenkapital
selbst verdienen und können es uns nicht –
wie Privatbanken – über den Kapitalmarkt
verschaffen.“

„Wir Sparkassen sind nicht nur erfolgrei-
cher und verlässlicher Partner der Wirtschaft.
Unsere Sparkassenorganisation mit ihren 71
selbstständigen Sparkassen, mit der Versiche-
rungskammer Bayern, der BayernLB, der
Landesbausparkasse Bayern und vielen wei-
teren Verbundunternehmen ist wesentlicher
Bestandteil der bayerischenWirtschaft“, so

Netzer. Mit fast 45.000 bayernweiten Mitar-
beitern, einer Lohn- und Gehaltssumme von
1,5 Milliarden Euro jährlich sowie 368 Mil-
lionen Euro an gewinnabhängigen Steuern
und 250 Millionen Euro an gezahlter Lohn-
steuer der Mitarbeiter, sei die Organisation
drittgrößter Arbeitgeber im bayerischen
Wirtschaftsraum. Vor diesem Hintergrund
stellt sich Netzer zufolge die Frage: „Warum
ist das aufgabenorientierte Geschäftsmodell
der Sparkassen nicht schon längst Blau-
pause für ganz Europa?“

STARKE ORGANISATION

„Als Sparkassenorganisation sind wir eine
starke Organisation für unsere Kunden. Wir
müssen aber auch Geld verdienen, um die
Eigenkapitalanforderungen zu erfüllen“, so
Netzer weiter. Im Zusammenspiel ihrer 71
bayerischen Sparkassen, ihrer Verbundunter-

nehmen in Bayern und in Deutschland, der
Sparkassenverbände und der kommunalen
Träger lägen noch große Potenziale, die bis-
her nicht ausgeschöpft worden seien.

STARKE MARKE

Netzer abschließend: „Wir Sparkassen
sind eine starke Marke, in deren Markenkern
der Kunde im Mittelpunkt steht. Wir müssen
selber, konsequent die individuellen Bedürf-
nisse der Kunden im Blick, kämpferisch am
Markt präsent sein. Wir brauchen aber auch
starke Partner. Wir brauchen bei all unseren
Themen unsere Volksvertreter, unsereAbge-
ordneten. In diesem Sinne packen wir es
gemeinsam an. Dann sind wir auch in zehn
Jahren noch bei den Gewinnern.“ ¢
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Beihilferegelungen oder Regulationsregeln
ändern können“. Das Geld suche nach Ver-
mehrung und die Bürger nach Möglichkeiten,
höhere Renditen zu erzielen. Auf Dauer brau-
che es im europäischen Verbund eine Zins-
politik, die zumindest die Gefahr einer Bla-
senbildung wieder etwas eindämmt. Fakt sei,
dass die Sparkassen nicht Verursacher der
Finanzkrise waren, fuhr Söder fort. Es dürfe
jetzt keine Überregulierung zu Lasten derje-
nigen geben, die nichts für den globalen
Crash vor sechs Jahren konnten.

Der Finanzminister plädierte für eine risi-
koorientierte Bankenabgabe. Die Verursacher
müssten stärker als die anderen zur Kasse
gebeten werden. Wichtig wäre es, die natio-
nale Bankenabgabe auf die europäische anzu-
rechnen.
In diesem Zusammenhang machte sich

Söder dafür stark, die kleinen Banken voll-
ständig von der Bankenabgabe zu befreien
bzw. die Bemessungsgrundlage dabei deut-
lich höher anzusetzen und die Institutssiche-
rung wesentlich stärker zu berücksichtigen.

MITTELSTANDSKREDITVERSORGUNG

Bezüglich der Mittelstandskreditversor-
gung muss es nachAuffassung des Ministers
erklärtes Ziel sein, auch nach 2016 den Kor-
rekturfaktor für die Mittelstandskredite in
Basel III zu erhalten oder sogar zu verbes-
sern. Söder: „Die langfristige Finanzierung
ist zum einen die Stärke der Sparkassen und
zum anderen das, wasWirtschaft und Bürger
von uns in Bayern wünschen. Und dafür set-
zen wir uns ein.“

Zufrieden zeigte sich der Finanzminister
mit der Situation der BayernLB. Dort halten
die Sparkassen einenAnteil von 25%, der Frei-
staat besitzt die Mehrheit. Nach dem guten
Verlauf im ersten Quartal deute sich auch im
zweiten Quartal ein erfreuliches Ergebnis an.

HGAA-KAUFWAR
EIN SCHWERER FEHLER

Als einen der schwersten wirtschaftspo-
litischen Fehler der bayerischen Nach-
kriegsgeschichte bewertete Söder dagegen
den Kauf der HGAA durch die BayernLB.
Dass Österreich nun ein Sondergesetz
plane, das Kredite und Darlehen im Um-
fang von 1,7 Milliarden Euro entschädi-

Die Deutschen haben die Finanzkrise besser als andere überwunden. „Verant-
wortlich dafür zeichnet unter anderem unser deutsches Drei-Säulen-Modell,

das sich als krisen- und zukunftsfest erwiesen hat“, stellte Bayerns Finanzminis-
ter Dr. Markus Söder heraus. Die Sparkassen seien hier zentraler Bestandteil.
„Wir sollten mehr Sparkassen-Modelle in Europa haben“, lautete demnach seine
Forderung.

DR. MARKUS SÖDER:

Krisenfestes Drei-Säulen-System

Aktuelle finanzpolitische Herausforderun-
gen bestehen Söder zufolge aktuell nicht nur
in Europa, sondern auch hierzulande. Mit
Blick auf die demografische Entwicklung
würden deutschlandweit gerade intensive
Diskussionen darüber geführt, wie ländliche
Räume gestärkt werden können. Da Gestal-
tung aber nur dort möglich ist, woArbeits-
plätze entstehen bzw. vorhanden sind, sei
eine vernünftige Kreditversorgung gerade für
den Mittelstand erforderlich. Söder: „Wenn
die Monopolkommission nun auf deutscher
Ebene erörtert, ob das Regionalprinzip be-
nötigt wird, dann muss man doch darauf hin-
weisen, dass die deutschen Großbanken so
ziemlich jede Filiale abbauen. Die einzigen,
die in der Fläche präsent sind, an der Region
Interesse haben und sich um die kleinere Mit-
telstandsfinanzierung kümmern, sind außer
den Genossenschaftsbanken die Sparkassen.
Wer also Demografie ernst nimmt und ländli-
che Räume stärken will, der kommt gar nicht
umhin, dieses Regionalprinzip und die Spar-
kassen auch in Zukunft zu unterstützen.“ Dr. Markus Söder. ¢

EUROPÄISCHE
HERAUSFORDERUNGEN

Was europäische Herausforderungen an-
belangt, so wies der Minister darauf hin,
„dass die Zinspolitik eine große Herausfor-
derung bleibt, die wir nicht immer mit neuen

ERFREULICHE ERGEBNISSE IM GESCHÄFTSJAHR 2013

Vor dem Hintergrund von Niedrigzinsen und teilweise kostenintensiver Regulierung
konnten die bayerischen Sparkassen gute Ergebnisse erzielen. IhreAufgabe, die bayeri-
schen Regionen mit Finanzdienstleistungen zu versorgen, können sie damit weiterhin
erfolgreich wahrnehmen.
l Die Kundenkredite stiegen 2013 um 2,7 Prozent auf 113Milliarden Euro, die
Kundeneinlagen um 2,2 Prozent auf 142Milliarden Euro.
l Das operative Ergebnis der Sparkassen schwächte sich infolge der anhaltenden
Niedrigzinsphase gegenüber 2012 leicht ab.
l Das Kreditneugeschäft lag bei 22Milliarden Euro. Die Kreditbestände an Unternehmen
und Selbstständige wuchsen damit um 1,1 Milliarden Euro bzw. 1,9 Prozent, die der
Privatkunden um 1,5 Milliarden Euro bzw. 3,2 Prozent gegenüber demVorjahr.
l Im Kreditgeschäft ergab sich dank der stabilen wirtschaftlichen Lage per Saldo nur ein
geringerWertberichtigungsbedarf.
l Die Cost-Income-Ratio weist mit 62,1 Prozent im langjährigen Mittel einen weiterhin
ordentlichenWert auf.
l Die gesamte Geldvermögensbildung (Einlagen undWertpapiergeschäft) bei den
Sparkassen entsprach 2013 mit 3,1 Milliarden Euro demVorjahresniveau. Die
Ersparnisbildung imWertpapiergeschäft war dabei allerdings gedämpft. ¢
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Als Bundesfinanzminister meisterte Dr. Theo Waigel die Herkules-Aufgabe, die
Deutsche Einheit auf eine solide finanzielle Basis zu stellen. Federführend war er

zudem bei der Einführung des Euro als europäische Gemeinschaftswährung. Die
von Waigel installierten Stabilitätskriterien für die Euro-Staaten waren ein wichti-
ger Schritt zu einer einheitlichen Fiskal- und Finanzpolitik in Europa.

DR. THEO WAIGEL:

Finanzpolitik und Nachhaltigkeit –
Europa ist kein Selbstläufer

gungslos vom Tisch wischt, sei eine „eigen-
willige Entschuldungsstrategie“.

Mit dem Sondergesetz will man nach
Ansicht Söders offensichtlich versuchen, die
BayernLB zu enteignen, während alle ande-
ren Gläubiger weiterhin bedient werden sol-
len. Dieses Gesetz setze sich damit in bis-
lang nicht für möglich gehaltener Weise über
die rechtsverbindlichen Vereinbarungen mit
der BayernLB und gesetzliche Haftungs-
zusagen hinweg. „Dass ein Land sich per
Gesetz von Schulden befreien möchte, ist ein
einzigartiger Vorgang in Europa“, stellte
Söder fest. „Wir werden auf privatrechtlicher
und auf internationaler Ebene alle rechtlichen
Schritte prüfen.“ ¢

„Ohne den Partner Sparkasse hätten wir
die Einführung des Euro allerdings nicht ge-
managt“, berichtete der Bundesfinanzminister
a. D. aus der Zeit vor der Umstellung. Was
hier an Überzeugungsarbeit vor Ort geleistet
wurde, sei wichtiger gewesen als politische
Versprechungen und Maßnahmen. „Daran
sollte sich die Europäische Union erinnern“,
betonte Waigel. „Ich kann nicht verstehen,
warum man das Prinzip ‚global denken –
regional und lokal handeln“ in Europa so
wenig beachtet. Schließlich ist genau das die
Subsidiarität, die der neugewählte EU-Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker be-
schworen hat und die es nun gilt, mit Leben
zu füllen.“

STABILITÄTSPARTNER

„Wir brauchen Stabilitätspartner in Euro-
pa“, machte der Bundesminister a. D. deut-
lich. Die Wahl Junckers sei ein „klares Signal
für Europa“. Der neue Kommissionspräsi-
dent habe Leitlinien für ein lebenswertes
Europa vorgelegt und werde sich daran mes-
sen lassen müssen.

EUROPÄISCHE UNION –
STABILE FRIEDENSSTRUKTUR

„Bei aller Unvollkommenheit und trotz
aller Gegensätze gibt es heute eine Europäi-
sche Union als stabile Friedensstruktur“,
stellte Waigel schließlich fest. Wie der be-
kannte Historiker Christopher Clark in sei-
nem jüngstenWerk „Die Schlafwandler“ be-
schreibe, sei dies der große Unterschied zu
1914, als der Erste Weltkrieg ausbrach.

Und wo steht Deutschland heute? Waigel
zufolge „sind wir mittlerweile das ökono-
misch und sozial attraktivste Land in Europa.
Warum also sind wir eigentlich nicht ein biss-
chen stolzer auf das, was wir in den vergan-
genen Jahrzehnten erreicht haben?“ Deutsch-
land warte seit Jahren mit der „besten Per-
formance“ auf, was unter anderem auf die
Agenda 2010 zurückzuführen sei. In dieser
Zeit sei die implizite Staatsschuld reduziert
worden.

REAKTIVIERTE D-MARK
HÄTTE KATASTROPHALE FOLGEN

In wahrlich krisenhaften Situationen, die
Teile der Welt derzeit zu bewältigen hätten,
stelle sich die Frage: Was wäre ohneWäh-

Sparkassen-Präsident Dr. Ulrich Netzer gemeinsam mit Bundesfinanzminister a. D. Dr. Theo
Waigel – eingerahmt vom Präsidenten des Bayerischen Landkreistags, Christian Bernreiter
(l.) und Landrat Franz Meyer (r.) am Vorabend des Bayerischen Sparkassentags. ¢

Clarks These: Alle europäischen Großmächte
hätten diesen Krieg verhindern können, doch
sie taten es nicht – weil sie es gar nicht woll-
ten. Ob Frankreich, Russland oder Großbri-
tannien – auch die Gegner der Mittelmächte
Deutschland und Österreich-Ungarn seien
sehendenAuges und durchaus bereitwillig in
die Katastrophe gelaufen. Die Risiken der
jeweils verfolgten Strategie seien in den be-
teiligten Ländern damals schlichtweg nicht
abgewogen bzw. adäquat erkannt worden.

rungsunion in Europa?Waigels Antwort:
Falle der Euroraum auseinander oder steige
Deutschland aus, hätte dies eine ungeheure
Aufwertung der reaktivierten D-Mark zur
Folge – „mit katastrophalen Folgen für unse-
re Volkswirtschaft, für unseren Export, mit
schlimmen Folgen für die Beschäftigung in
Deutschland und mit großen volkswirtschaft-
lichen Schäden“. Nicht zuletzt auch durch die
gemeinsame europäischeWährung verzeich-
net Deutschland laut TheoWaigel ein Wachs-
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tum von knapp zwei Prozent, eine Inflation,
die unter Kontrolle ist und einen Leistungs-
bilanzüberschuss von immerhin sieben Pro-
zent. Auch sei ein erstmals seit 1969 ausge-
glichener Haushalt eine durchaus bemerkens-
werte Leistung.

AKTUELLEWIRTSCHAFTLICHE
SITUATION EUROPAS

Sorge bereitet dem Bundesfinanzminister
a. D. dagegen die aktuelle wirtschaftliche
Situation in verschiedenen europäischen
Staaten aufgrund ihrer Defizitsituation oder
noch anstehenden Strukturreformen.

Deutschland stehe allgemein sehr gut da,
„weil wir zehn bis 15 Jahre vorbildlich gear-

beitet haben – Stichwort Restrukturierung der
Wirtschaft, Konsolidierung der Haushalte,
Wettbewerbsfähigkeit. Wenn wir aber nicht
aufpassen und auch nicht bereit sind, mitun-
ter schmerzliche Maßnahmen durchzuführen,
laufen wir Gefahr, dass die Programmstaaten
von gestern uns überholen.“

DEUTSCHLAND IST
NICHTDER ZAHLMEISTER

Deutschland sei dabei übrigens nicht der
„Zahlmeister Europas“. Dies bezeichnete
der ehemalige Bundesfinanzminister als
„Phantasievorstellung“. „Fakt ist: Das Fi-
nanzmarkt-Risiko wird durch Bankenauf-
sicht und Abwicklung entscheidend redu-
ziert, Eigentümer und Gläubiger werden an

den Verlusten beteiligt. Einen Haftungsauto-
matismus gibt es nicht.“

Zur Frage, wo Europa „landen“ wird:
„Was wir brauchen, ist ein Vertragsbündnis
für die Wirtschafts- undWährungsunion
sowie die Einhaltung der Verträge bei der
Bankenunion durch die Fiskalunion, die
Wirtschaftsunion und die politische Union.
Ein realistisches Ziel seien „die Vereinigten
Staaten in Europa“ als konzentrische Kreise
mit dem inneren Schwerpunkt Wirtschafts-
undWährungsunion.

Waigel abschließend: „Europa ist kein
Selbstläufer! Und zu einer gedeihlichen
Entwicklung gehören auch regionale Institu-
tionen wie die Sparkassen!“ ¢

Oberbürgermeister Thomas Kiechle wies in seinem Grußwort zum Bayerischen
Sparkassentag mit Stolz auf die 2000-jährige Geschichte der Stadt hin, die

auch „das gesunde Selbstbewusstsein des Menschenschlages im Allgäu und vor
allem hier in Kempten“ trage. Auf Schritt und Tritt finde man prächtige Hinweise
auf die ehemalige evangelische Reichsstadt und die katholische Stiftsstadt. Hierin
liegt, so Kiechle, ein „Alleinstellungsmerkmal“ Kemptens: „Der jahrhundertelange
Zwist zwischen den beiden Stadtkernen spiegelt sich bis heute wider.“

THOMAS KIECHLE:

Regionalität als Stärke

„Mit Geld konnte man bei uns immer schon
umgehen“, lenkte Thomas Kiechle seineAus-
führungen auf das Sparkassenthema. Im Jahr
1525 kam es zum sogenannten „Großen
Kauf“. Gegen eine Zahlung von 30.000 Gul-
den verzichtete der Fürstabt damals nicht
ganz freiwillig auf die grundherrlichen
Rechte, d. h. die Reichsstadt wurde endgültig
unabhängig vom Kloster. „Die Kemptener
wussten eben immer schon um den richtigen
Zeitpunkt, das Geld sinnvoll auszugeben“, so
das Stadtoberhaupt.

VERBUNDENMIT DENMENSCHEN

Bereits die Namensgebung vermittle die
große Stärke der SparkasseAllgäu, stellte
Kiechle fest: „Es ist die Regionalität, die di-
rekt aus dem öffentlichenAuftrag und der
kommunalen Bindung der Sparkassen ent-
steht.“ Dies sei für die Menschen ein gewach-
senes Gefühl. „Mir geht es da nicht anders“,
führte der Rathauschef weiter aus: „Ich fühle
mich im besten Sinne mit den Sparkassen ver-
bunden. Und die Sparkasse selbst ist verbun-
den mit den Menschen vor Ort.“

Die SparkasseAllgäu, im Jahr 2001 her-
vorgegangen aus der Kreis- und Stadtspar-
kasse Sonthofen-Immenstadt, der Sparkasse
Kempten und der Sparkasse Ostallgäu, zähle
mit über 1.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern zu den großen Sparkassen im Frei-
staat. Wie bei allen Sparkassen, ist auch bei

ihr die starke Verwurzelung in Stadt und Re-
gion von ganz besonderer Bedeutung. Sie ist
laut Kiechle insbesondere für die südlichen
Teile desAllgäus touristisch spezialisiert;
existieren doch Beteiligungen an großen
Bahnen im Oberallgäu wie der Fellhornbahn
oder der Nebelhornbahn. Die Sparkasse ist
zudem verlässlicher Partner großer Firmen
mit Weltrang, z. B. im Maschinenbau und im
Logistikbereich sowie für den gesamten Mit-
telstand vor Ort.

Die SparkasseAllgäu ist die am südlichs-
ten gelegene Sparkasse Deutschlands und die
einzige, die eine Filiale auf österreichischem
Staatsgebiet unterhält – in Riezlern im Klein-
walsertal. Doch ob regional oder über die
Grenzen hinaus – entscheidend ist, dass die
Menschen den Sparkassen vertrauen, so
Kiechle, denn Vertrauen ist immer die Vor-
aussetzung für Gestaltungsmöglichkeiten in
der Zukunft. ¢

Oberbürgermeister Thomas Kiechle. ¢
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Knapp 62 Millionen Euro stellten die bayerischen Sparkassen im Jahr 2013 für
das Gemeinwohl bereit. In dieser Summe sind Spenden, Stiftungsausschüt-

tungen und sonstige Förderbeiträge enthalten.

BAYERISCHE SPARKASSEN:

Engagement für eine humane Gesellschaft
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Die diesjährigen Preisträger – auf der linken Seite eingerahmt von Sparkassenpräsident Dr. Ulrich Netzer, Manfred Hegedüs, Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Allgäu sowie Sparkassenvizepräsident Roland Schmautz und auf der rechten Seite von Sparkassen-Landesobmann
Walter Strohmaier und Finanzminister Dr. Markus Söder. ¢

Mit 50.000 Euro fördert die Bayerische Sparkassenstiftung das Netzwerk MINTAllianz. ¢

Die Bayerische Sparkassenstiftung ergänzt
das gemeinwohlorientierte Engagement der
71 bayerischen Sparkassen und ihrer 107
Sparkassenstiftungen vor Ort bei Vorhaben
von überregionaler Bedeutung. Sie fördert
innovative und nachhaltig wirkende Projekte
und die Vernetzung der Projektpartner.

KONKRETE BEISPIELE
FÜR DAS FÖRDERENGAGEMENT

l Um einen Beitrag zur Sicherung des
High-Tech-Standortes Bayern zu leisten, hat
die Bayerische Sparkassenstiftung das Netz-
werk MINTAllianz initiiert. Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik
werden als besonders wichtige Bildungsfel-
der für die Zukunft angesehen. Um Real-
schülern die Themen mit einem nachhaltigen

mittels mobiler Info-Stelen, die an verschie-
denen Standorten in Bayern präsentiert wer-
den sollen; dies alles begleitet von einem
Web 2.0-Projekt. Die Bayerische Sparkassen-
stiftung stellte 57.000 Euro zur Verfügung.

l Sowohl kulturelle Themen als auch Bei-
träge aus der Umweltbildung enthält die
„Donau-App“, eine Smartphone-Applikation.
Sie bietet als perfekter Tourbegleiter detail-
lierte Informationen zu vielen landschaft-
lichen, kulturellen und kulinarischen Höhe-
punkten entlang der Donau. An der Entwick-
lung war die Bayerische Sparkassenstiftung
aktiv beteiligt und hat das Projekt mit 25.000
Euro gefördert. ¢

Erlebniswert nahezubringen, hat das Bayeri-
sche Schullandheimwerk für acht Standorte
besondere Programme mit standortspezifi-
schen Schwerpunkten entwickelt. Die Baye-
rische Sparkassenstiftung förderte hier An-
schaffungen mit 50.000 Euro.

l Die „Holzinfomeile“ klärt über die Kreis-
läufe der heimischen und der nichtheimi-
schen Holzproduktion und deren Beitrag zum
globalen Klimawandel auf. Dies geschieht

Spk-tag-Doku-2014_dl_Spk-tag-Doku-2014.qxd 09.09.14 07:30 Seite 7



Seite 8 Sonderdruck Bayerische GemeindeZeitung, 11. September 2014

Wir konnten in Kempten einen interessanten und erfolgreichen Sparkassentag
durchführen“, betonte in seinem Schlusswort der scheidende Verbandsprä-

sident des Sparkassenverbands Bayern und Oberbürgermeister der Stadt Mem-
mingen, Dr. Ivo Holzinger.

DR. IVO HOLZINGER:

Dank für klares Bekenntnis

Im Namen der Sparkassenfamilie richtete
er ein herzliches Dankeschön an alle Mitwir-
kenden – zunächst an SVB-Präsident Dr. Ul-
rich Netzer, der die Position des Sparkassen-
verbands Bayern zu aktuellen Finanzmarkt-
regulierungen dargestellt und auf Herausfor-
derungen der Sparkassenorganisation in der
Zukunft eingegangen war.

KLAREAUSSAGE
ZUR KOMMUNALEN EIGENTÜMER-
UND TRÄGERFUNKTION

Dem bayerischen Staatsminister der Fi-
nanzen, Dr. Markus Söder, sprach er für des-
sen Bekenntnis zur großen Bedeutung der
bayerischen Sparkassen für das deutsche und
bayerische Finanzsystem, aber auch zur Spar-
kassenorganisation und zum Sparkassen-Ge-
danken seinen Dank aus. „Söders klare Aus-
sage zur kommunalen Eigentümer- und Trä-
gerfunktion für die Sparkassen ist besonders
wichtig – auch was die Besetzung der Gre-
mien anbelangt“, erklärte der Verbandspräsi-

Dr. Theo Waigel. Dass der Sparkassentag zu
einem besonderen Ereignis wurde, dazu hät-
ten die Stadt Kempten mit ihrem Oberbür-
germeister Thomas Kiechle, der auch Verwal-
tungsratsvorsitzender der Sparkasse Allgäu
ist, sowie der Vorstandsvorsitzende der
Sparkasse Allgäu, Manfred Hegedüs, maß-
geblich beigetragen.

Seinem Nachfolger als ehrenamtlicher
Verbandspräsident, Landrat Prof. Dr. Ulrich
Reuter, wünschte er viel Erfolg, verbunden
mit der Hoffnung auf weitere gute Zusam-
menarbeit. Holzingers Resümmee: „Wir
gehen weiter mutig und zuversichtlich in die
Zukunft!“ ¢

dent. „Dieses Wort klingt auf jeden Fall
nach.“ Ganz besonders würdigte Dr. Ivo
Holzinger die Fülle und Großartigkeit des
Vortrags von Bundesfinanzminister a. D.

Rund 600 Teilnehmer verzeichnete der diesjährige Bayerische Sparkassentag in Kempten. ¢

Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger. ¢
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